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Die Weiterbildung ist ein Politikfeld, das im Vergleich 
zu anderen Bildungsbereichen für wenig Streit sorgt. 
Doch gerade in der jüngeren Zeit gab es Änderungen 
der (gesetzlichen) Rahmenbedingungen und viele 
weitere Vorschläge, Konzepte und Impulse, die weit-
gehende Auswirkungen auf das System der Erwachse-
nen- und Weiterbildung haben können. weiter bilden 
blickt auf diese neueren Entwicklungen der Weiterbil-
dungspolitik.
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Liebe
Leserinnen &
Leser, 

der Koalitionsvertrag der Bundesregie­
rung von 2018 kündigte eine »Offensive 
für Bildung, Forschung und Digitali­
sierung« an. Mehr als ein Jahr später 
liegt das Qualifizierungschancengesetz 
vor, das Meister-BAföG wurde verbes­
sert, die Arbeit an einer nationalen 
Weiterbildungsstrategie hat begonnen, 
eine Enquete-Kommission »Berufliche 
Bildung und Digitale Arbeitswelt« ist 
eingerichtet und der Digitalpakt Schule 
in enger Abstimmung von Bund und 
Ländern verabschiedet. Gleichzeitig 
aber hat sich die Diskussion um die 
sogenannte MILLA-Initiative beruhigt; 
und ob es mit der Digitalisierung der 
Weiterbildung vorangeht, ist völlig offen.

Genügt das, um die Erwachsenen- und 
Weiterbildung in eine »gute Verfas­
sung« zu bringen? Andreas Voßkuhle 
hat in seiner Rede zur 100-Jahr-Feier 
der Volkshochschulen in der Frank­
furter Paulskirche aufgezeigt, dass 
Weiterbildung im Grundgesetz gut 
abgesichert ist. Doch die Weimarer 
Reichsverfassung war schon weiter, in­
dem sie Volksbildung im Grundrechts­
katalog verankerte. Davon sind wir 
weit entfernt, ebenso wie von einem 
Bundesgesetz zur Weiterbildung oder 
gar einem Recht auf Weiterbildung, 
wie es die Gewerkschaften in diesem 
Heft fordern und jüngst Arbeitsmi­
nister Heil andeutete. Auch darüber, 
wie die institutionellen Strukturen 
der Erwachsenenbildung, die sich am 
korporativen Pluralismus der »alten« 
Bundesrepublik ausrichten, ausgebaut 
und weiterentwickelt werden können, 
wird kaum diskutiert.

Blickt man auf den normativen Bezugs­
rahmen der Weiterbildungspolitik, so 

ist die aktuelle Debatte auf den Arbeits­
markt fokussiert, bestimmt von den 
Risiken und Chancen, die der Digitali­
sierung zugeschrieben werden. Über­
deutlich wird dies in den Diskussionen 
um die Nationale Weiterbildungsstra­
tegie. Es gibt sicherlich viele gute Grün­
de, dass Bundesbildungsministerin 
Anja Karliczek die berufliche Bildung 
im Interview zu einem »Herzensthema« 
erklärt. Aber verdienen nicht auch  
jene Bereiche der Weiterbildung, die 
ihren Beitrag zu gesellschaftlicher 
Integration, politischer Bildung, in­
dividueller Entfaltung und auch zur 
Aufrechterhaltung vergleichbarer 
Lebensbedingungen in allen Regionen 
bereits nachgewiesen haben, bildungs­
politisches Engagement?

Blickt man auf die Gestaltung der 
Weiterbildungspolitik, so ist die Koor­
dination einer auf viele Akteure und 
Ressorts »zerstreuten« Weiterbildungs­
politik eine dringende Aufgabe. Wie 
aber kann sie bewältigt werden? Durch 
»Weiterbildungskabinette«, in denen 
die verantwortlichen Ministerien in 
Bund und Ländern ihre Arbeit ver­
bindlich koordinieren? Durch ggf. neu 
zu etablierende Bundesämter, die für 
Daueraufgaben wie die Sicherung einer 
sprachlichen Grundbildung für alle 
Erwachsenen verantwortlich sind? Die 
Lockerung des Kooperationsverbots 
von Bund und Ländern in Bildungsfra­
gen ist sehr zu begrüßen, aber wird sie 
genügen?

Vieles also wäre zu bedenken, zu disku­
tieren und zu entscheiden. Die Wei­
terbildung, ihre Institutionen und die 
in ihr Beschäftigten hätten es verdient. 
Weiterbildungspolitik wird jedoch 
nur dann erfolgreich sein, wenn wir 
alle uns in politische Debatten um ihre 
rechtliche Verfasstheit, ihren normati­
ven Kern und ihre Gestaltung einbrin­
gen. Wenn die Lektüre Ihnen dafür 
Anregungen und Argumente bietet, 
so hat dieses »politische« Themenheft 
seinen Zweck erfüllt.

prof.  dr .  Josef  Schrader 

Herausgeber
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Im Interview mit weiter bilden spricht 
sich die Bundesministerin für Bildung 
und Forschung, Anja Karliczek, für 
die Vernetzung bestehender digita­
ler Bildungsplattformen aus – und 
erteilt damit der aus dem MILLA-
Konzept stammenden Idee eines 
»Netflix für Bildung« eine Absage. 
Auch andere Vorhaben aus dem Feld 
der Bildungspolitik werden zurzeit 
unterschiedlich bewertet (s. die 
Beiträge zur Nationalen Weiterbil­
dungsstrategie aus Sicht der Ar­
beitnehmer- und Arbeitgeberseite). 
Und manche Folgen kürzlich be­
schlossener Gesetze könnten für die 
Weiterbildungslandschaft gravierend 
sein, zum Beispiel die Ausweitung 
der Beratungsleistungen der Bundes­
agentur für Arbeit (Walter Würfel). 
Es ist viel Bewegung in einem Poli­
tikfeld, an dem sich eigentlich, so 
Michael Schemmann im »Stichwort«, 
keine Kontroversen entzünden.
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Branchenmonitor  
»E-Learning-Wirtschaft« 
erschienen

Im Februar hat das mmb Institut 
seine jährliche Branchenanalyse zum 
Markt von E-Learning-Anbietern in 
Deutschland veröffentlicht. Daraus 
geht hervor, dass der Markt in den 
Jahren 2016 und 2017 weiter gewach­
sen ist. Ein starkes Umsatzwachstum 
konnten diesmal die kleinen und 
mittleren Anbieter verzeichnen; ins­
gesamt erwirtschaftete die Branche 
2017 zehn Prozent mehr Umsatz als 
im Jahr davor. Dabei entfielen etwa 
36 Prozent auf das Anbieten bzw. Ver- 
kaufen von E-Learning-Kursen, die 
Erstellung von digitalen Lerninhalten 
kam auf fast 25 Prozent. Hier ist 
allerdings ein Umsatz-Rückgang zu 
verzeichnen. Der Arbeitsmarkt wurde 
ebenfalls untersucht, und auch hier  
kann eine weiterhin positive Entwick­
lung festgestellt werden. Der Bran­
chenmonitor ist hier erhältlich:

→→ https://bit.ly/2G9sbJm

Lernen mit OER

Im Jahr 2018 richtete Professor 
Dr. Olaf Zawacki-Richter am Institut 
für Erziehungswissenschaften der 
Carl-von-Ossietzky-Universität in 
Oldenburg das Center for Open 
Education Research (OER) ein. Dort 
haben Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler die Möglichkeit, in­
ternational und interdisziplinär rund 

um die Bereiche Open Education, 
Lebenslanges Lernen und Bildungs­
technologien zu forschen. In einem 
Interview mit Christine Schumann 
vom Deutschen Bildungsserver er­
klärt er, was Open Education bedeu­
tet, für welche Bildungsbereiche OE 
am besten geeignet ist und was Open 
Education Research genau erforscht. 

→→ http://blog.bildungsserver.de/?p=6485 

Weiterbildungsfinanzierung 
stagniert

Von den in Deutschland für Weiterbil­
dung ausgegebenen 26,9 Milliarden 
Euro wird der größte Teil (knapp 20,6 
Milliarden Euro) privat finanziert, 
durch Teilnehmende oder Betriebe. 
Nur 6,3 Milliarden werden von der öf­
fentlichen Hand beigesteuert – kaum 
mehr als 1995. Im Zeitraum 1995 
bis 2015 stiegen hier die Ausgaben 
um nur 4,8 Prozent. In allen anderen 
Bildungsbereichen hingegen stieg  
die öffentliche Finanzierung in diesem 
Zeitraum um 41 bis 150 Prozent an. 
Diese Entwicklung zeigt eine Studie 
der Bertelsmann Stiftung auf, die im 
März veröffentlicht wurde. Angesichts 
der zunehmenden Technisierung und 
Digitalisierung und des demografi­
schen Wandels müsse Weiterbildung 
noch stärker öffentlich unterstützt 
werden und auch Geringqualifizierte 
und ärmere Menschen erreichen. Die 
komplette Studie finden Sie hier: 

→→ �https://bit.ly/2U0bpjv 

Die Zukunftsfähigkeit  
des Erwachsenenbildungs
systems 

Die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) hat ein neues Dashboard »Pri­
oritäten in der Erwachsenenbildung« 
entwickelt, das die berufsbezogene 
Erwachsenenbildung in den Blick 
nimmt. Es untersucht Bildungssyste­
me in sieben Dimensionen und fragt 
u. a. nach der Reichweite, nach Flexi­
bilität und Beratung, aber auch nach 
Inklusion. Mit dem Dashboard können 
verschiedene Bildungssysteme für 
Erwachsene miteinander verglichen 
und auf ihre Zukunftsfähigkeit über­
prüft werden. Deutschland schneidet 
dabei im OECD-Vergleich in vier der 
sieben Kategorien unterdurchschnitt­
lich ab, darunter Inklusion, Flexibilität 
und Beratung, Anpassungsfähigkeit 
an den Qualifikationsbedarf und Sub­
jektive Wirkung des Erwachsenen­
bildungssystems. Daneben besteht 
nach den Schätzungen der OECD 
bei mehr als der Hälfte der Arbeits­
plätze (54 %) die Gefahr, dass sich 
die Aufgaben stark verändern oder 
Arbeitsplätze sogar ganz wegfal­
len. Der OECD-Durchschnitt liegt 
hier bei 46 Prozent. Neben diesem 
und anderen Problemen, wie etwa 
dem demografischen Wandel, lie­
fert das Papier Empfehlungen für 
politische Entscheidungsträger. 

→→ �www.oecd.org/germany/Future-ready-

adult-learning-2019-Germany.pdf

WeiterbildungsSzene 
Deutschland 2019

Nach den beiden Studien von 2017 
und 2018 (Erfolgreiche Methoden 
und Modelle sowie Themen und 
Trends in Training, Beratung und 
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damit dem aus dem Amt scheiden­
den Dr. Ernst Dieter Rossmann. 

Silke Dillmann verstärkt das 
Präsidium des Berufsverbands für 
Training, Beratung und Coaching 
(BDVT). Sie wurde am 11. April 2019 
für das Ressort Wachstum kooptiert 
und übernimmt damit das Ressort 
von Claudia Horner, die dann 
das Ressort Politik besetzen wird.

Markus Lermen hat zum 
31.03.2019 die Geschäftsführung 
des Distance & Independent Stu­
dies Center (DISC) an der TU Kai­
serslautern abgegeben. Zukünftig 
werden Monika Haberer und 
Dr. Martin Pielach die Geschäfts­
leitung des DISC übernehmen. 

Der Vorstand der Gesellschaft Er­
wachsenenbildung und Behinderung 
(GEB) ist am 23. März 2019 auf der 
Mitgliederversammlung des Vereins 
neu gewählt worden. Vorsitzen­
der wird nun Prof. Dr. Frederik 
Poppe vom Fachbereich Soziale 
Arbeit.Medien.Kultur an der Hoch­
schule Merseburg. Er löst damit 
Gabriele Haar ab, die seit 2015 
den Verein leitete. 2. Vorsitzende 
bleibt Dr. Vera Tillmann, die 
das Amt ebenfalls bereits seit 2015 
bekleidet. Zum Schatzmeister ist 
Jörg Marienhagen, langjähriges 
Mitglied des GEB, gewählt worden.

Jörg Matzen wurde am 15. März 
2019 von der Mitgliederversammlung 
des Niedersächsischen Landesver­
bandes der Heimvolkshochschulen 
in seinem Amt als Vorstandsvor­
sitzender bestätigt. Zum stellver­
tretenden Vorsitzenden ist Tobias 
Gombert gewählt worden. 

Coaching), beschreibt die neueste 
Studie der »WeiterbildungsSze­
ne Deutschland« die derzeitigen 
Entwicklungen bei Honoraren und 
Gehältern für die Bereiche Training, 
Coaching und Speaking. Die unter­
schiedlichen Einflussfaktoren wie 
Geschlecht, Tätigkeitsschwerpunk­
te, Qualifikation etc. werden dabei 
genauer unter die Lupe genommen. 

→→ �https://bit.ly/2FX5lmT 

Online-Methodenpool  
für sprachsensibles Unter-
richten

In Kooperation mit dem Deutschen 
Institut für Erwachsenenbildung 
(DIE) hat das Mercator-Institut für 
Sprachförderung und Deutsch als 
Zweitsprache (MI) ein kostenloses 
Online-Angebot für die Gestaltung 
eines sprachsensiblen Fachunter­
richts entwickelt. Der Methodenpool 
für sprachsensiblen Fachunterricht 
enthält eine Vielzahl an Methoden­
beschreibungen, die Lehrende aller 
Fächer und Schulformen nutzen 
und das Methodenangebot mithilfe 
von Filtern an die eigenen Bedar­
fe anpassen können. Sie können 
beispiels-weise auswählen, in wel­
cher Klassenstufe sie unterrichten, 
was sie fördern möchten – etwa 
das Textverstehen oder die Erwei­
terung des Wortschatzes – und 
welche Sprachhandlung die Schü­
lerinnen und Schüler durchführen 
sollen. Das kann zum Beispiel das 
Argumentieren, das Beschreiben 
oder Zusammenfassen sein. Je nach 
Eingabe zeigt der Pool die für die 
eigenen Ziele passenden Metho­
den und Sprachhilfen in groß (sehr 

geeignet), mittel (geeignet) und klein 
(teilweise geeignet) an. Im nächsten 
Schritt können sich die Lehrkräfte 
per Klick ein PDF mit näheren Infor­
mationen zu der Methode anzeigen 
lassen. Die PDF-Dateien sind unter 
einer Creative-Commons-Lizenz 
freigegeben, die das Kopieren und 
Teilen der Handreichungen erlaubt. 

→→ �unterrichtsmethoden-sprachsensibel.de

Neues altes  
(Online-)Journal 

Vor 20 Jahren gab es in Berlin die Zeit­
schrift »Volkshochschulen in Berlin«, 
die nach einigen Jahren aufgrund der 
Sparmaßnahmen und Bezirksfusionen 
eingestellt werden musste. Beinahe 
geriet sie in Vergessenheit. Nun wurde 
die Zeitschrift neu aufgelegt und 
erhielt ein neues Gewand: Als Online-
Zeitschrift wird sich das Journal ak­
tuellen Themen rund um die Berliner 
Volkshochschulen widmen. Die Ausga­
be 1 / 2019 wird unter dem Titel »Was 
uns verbindet, was uns unterscheidet« 
Fragen rund um das Personal der 
Berliner Volkshochschulen behandeln. 

→→ �www.vhs-foerdergesellschaft-berlin.de/

Journal

Personalia

Am 8. Mai wählte die Mitgliederver­
sammlung der 16 vhs-Landesver­
bände Annegret Kramp-Kar­
renbauer erneut zur Präsidentin 
des Deutschen Volkshochschul-
Verbandes (DVV). Neuer DVV-Vor­
sitzender ist Martin Rabanus, 
medienpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion. Er folgt 



→→

a n b l i c k

Für die Erwachsenen- und Weiterbildung ist die Wei­
marer Verfassung ein Meilenstein. In Artikel 148 

wurde festgelegt, dass das »Volksbildungswesen, 
einschließlich der Volkshochschulen« als Grund­

recht staatlich gefördert werden soll. Nach der 
Aufnahme dieses Artikels in die Verfas­

sung kam es zu einer regelrechten Grün­
dungswelle von Volkshochschulen.

1919
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→→

Wenngleich es die Erwachsenen-  
und Weiterbildung nicht in das 
Grundgesetz der Bundesrepublik 
schaffte, bescheinigte ihm der Präsident 
des Bundesverfassungsgerichts, Andreas 
Voßkuhle, einen Bildungsauftrag. In seiner 
Rede auf der Jubiläumsfeier »100 Jahre vhs« des 
Deutschen Volkshochschul-Verbands, erschienen in 
»Aus Politik und Zeitgeschichte«, Bd. 16–17 / 2019, beton- 
te er: »Weiterbildung in Deutschland funktioniert – auch 
ohne originäre Leistungsansprüche gegen den Staat.« (JR)

2019
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Weiterbildungspolitik ist im Verständnis der Staatskunst 
und des Öffentlichen ein eher junges Politikfeld. Lange Zeit 
galt Weiterbildung als staatsfern, entwickelte sie sich doch 
vor allem in den gesellschaftlichen Teilgruppen und durch 
Initiativen von einzelnen Interessengruppen (Seitter, 2017). 
Entsprechend werden Pluralismus und Subsidiarität bis 
heute als konstitutive Prinzipien der Weiterbildungsstruk­
tur gekennzeichnet. Erst mit der Weimarer Reichverfas­
sung und dem dortigen Artikel 148 wird Weiterbildung bzw. 
Volksbildung zu einem öffentlichen Anliegen. In der Fol­
ge der Verabschiedung der Weimarer Verfassung kam es 
zu einem regelrechten Gründungsboom, von dem derzeit 
die umfassenden Feierlichkeiten anlässlich des 100-jähri­
gen Bestehens verschiedener Volkshochschulen zeugen. 
Gleichwohl ist diese Regelung in der bundesdeutschen Bil­
dungsgeschichte einzigartig, das Grundgesetz der Bundes­
republik kennt Vergleichbares nicht.

Die aktuelle Verfasstheit der deutschen Erwachse­
nen- und Weiterbildung kann durch die Unterscheidung 
von polity als Handlungs- und formalem Ordnungsrahmen, 
politics als Prozessdimension sowie policy als normativer 
bzw. inhaltlicher Dimension von Politik abgebildet werden. 
Betrachtet man die Dimension der polity, so sind für die 
Weiterbildung grundsätzlich die Ebenen der Kommune, der 
Länder und des Bundes zu unterscheiden. Dabei ist als gro­
be Differenzierung festzuhalten, dass die Länder für Fra­
gen der allgemeinen, der Bund für Fragen der beruflichen 
Weiterbildung verantwortlich sind. Relevant sind ferner 
Akteure auf inter- sowie supranationaler Ebene, allen vor­
an die Europäische Union, aber auch UNESCO und OECD. 
Gerade der EU ist in den letzten Jahrzehnten eine immer 
größere Bedeutung zumal über die Förderung und Finan­
zierung von Weiterbildung zugewachsen. Über weiterbil­
dungspolitische Kompetenz im engeren Sinne verfügt sie 
jedoch nicht (Schemmann, 2007).

Die Prozessdimension, d. h. politics, ist vor allem von der 
Suche nach Konsens gekennzeichnet. War etwa die Durch­
setzung von Bildungsurlaubsansprüchen in den 1970er 
Jahren noch ein umstrittenes Unterfangen, so werden 
mittlerweile Weiterbildungsgesetze in den meisten Bun­
desländern von einem breiten überfraktionellen Konsens 
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getragen. An der Weiterbildungspolitik entzünden sich in 
der Bundesrepublik derzeit keine Kontroversen. 

Mit Blick auf die policy erlebt die Weiterbildungspolitik in 
der Bundesrepublik ihre Hochzeit zwischen den 1960er und 
späten 1980er Jahren. Gemeinhin wird das »Gutachten des 
Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungs­
wesen« von 1960 (1966) als Wegmarke für ein eigenständi­
ges Feld Weiterbildungspolitik gesehen. Das Gutachten for­
dert eine gesellschaftliche Zuständigkeit für Weiterbildung 
und sieht hierbei Einrichtungen sowohl in weltanschaulich 
gebundener als auch in staatlicher Trägerschaft zusammen. 
Die folgenden Jahre waren in bildungspolitischer Hinsicht 
geprägt von einem generellen Gestaltungs- und Steue­
rungsoptimismus. Als Zeugnis des politischen Gestaltungs­
willens lässt sich etwa der Strukturplan für das Bildungs­
wesen des Deutschen Bildungsrates von 1970 heranziehen. 
Dabei ergeben sich zwei Dimensionen. 

Zum einen verweist die klassische Definition von Wei­
terbildung als »Fortsetzung oder Wiederaufnahme orga­
nisierten Lernens nach Abschluss einer unterschiedlich 
ausgedehnten ersten Bildungsphase« (Deutscher Bildungs-
rat, 1970, S. 197) auf den Zusammenhang von schulischer, 
beruflicher sowie universitärer Bildung und Weiterbildung 
und fordert, die Angebote der Weiterbildung mit den Maß­
nahmen der Schulen und Hochschulen wechselseitig abzu­
stimmen. Diese Forderung hat ihre Aktualität bis heute bei­
behalten. Zum anderen stehen Ausbau und Integration der 
Weiterbildung als eigenständiger Bildungsbereich im Blick. 
Als wesentlicher Referenzpunkt gilt hierbei das öffentli­
che Schulwesen. Ausbau und Organisation des Weiterbil­
dungssystems wurden als öffentliche Aufgabe begriffen, 
der Staat sollte die Gesamtverantwortung übernehmen. 
Gleichwohl kommt der Ausbau des quartären Bildungssek­
tors nach diesem Modell nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
der Krise der öffentlichen Haushalte Anfang der 1980er 
Jahre ins Stocken. 

Mit der bundespolitischen Wende Anfang der 1980er 
Jahre veränderten sich auch die weiterbildungspolitischen 
Orientierungen auf radikale Weise. In das Zentrum rückte 
nun das Marktprinzip. Am deutlichsten trat dies in den The­
sen zur Weiterbildung der damaligen Bildungsministerin 

Dorothea Wilms zutage: »Zielvorstellung … ist ein offener 
Weiterbildungsmarkt mit einem vielfältigen Angebot, das 
sich im Wettbewerb bewähren muss und rasch auf neue 
Anforderungen und eine veränderte Nachfrage reagiert« 
(zitiert nach Knoll, 1988, S. 22). Dieses Prinzip wurde in der 
Folge weiter fortgeschrieben. Neue Impulse wurden in den 
1990er Jahren vor allem durch die Arbeits-, Wirtschafts- 
und Sozialpolitik gesetzt. Auch in dieser Phase setzen sich 
Ausbau und Institutionalisierung der Weiterbildung fort. 
Mit Blick auf Weiterbildungspolitik lässt sich seither ein 
Steuerungsdefizit des Staates konstatieren, das sich mit 
Schrader »sowohl auf das Wollen als auch auf das Können 
des (National-)Staats bezieht« (Schrader, 2008, S. 33). 

Es bleibt abzuwarten, ob anstehende bildungspolitische 
Veränderungen, die sowohl die polity- als auch die policy-
Dimension betreffen – beispielsweise die Einrichtung des 
Nationalen Bildungsrates, eine Nationale Weiterbildungs­
strategie oder das Qualifizierungschancengesetz –, es ver­
mögen, eine neue Dynamik in der politics-Dimension der 
Weiterbildungspolitik zu entfalten. 
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»Auf die Stärken 
und Potenziale  
von Menschen 

schauen«

Abitur, dann eine Lehre zur  

Bankkauffrau, anschließend eine 

Ausbildung zur Hotelfachfrau, 

Ausbildereignungsprüfung, be­

rufsbegleitendes Studium an 

der Fern-Universität Hagen zur 

Diplom-Kauffrau – Lernen gehört 

zum Lebensweg der Bundesminis­

terin für Bildung und Forschung, 

Anja Karliczek. Für weiter bilden 

sprach Josef Schrader, wissen­

schaftlicher Direktor des DIE, mit 

ihr über die Notwendigkeit und die 

Voraussetzungen lebenslangen 

Lernens und über aktuelle bil­

dungspolitische Herausforderun­

gen und Initiativen. Das Interview 

wurde Anfang Mai geführt.

weiter bilden spricht mit 
Bildungsministerin Anja Karliczek
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weiter bilden: Sehr geehrte  
Frau Ministerin, wenn man auf Ihren 
Lebenslauf blickt, dann scheint lebens­

langes Lernen für Sie eine Selbstver­
ständlichkeit zu sein. Sie stammen aus 
einem katholischen Elternhaus, sind in 
einem ländlich strukturierten Umfeld 

in einer mittelständischen Familie 
aufgewachsen. Was hat ihre Bildungs­

biografie gefördert, was hat sie ein­
geschränkt? Welche Schlüsse ziehen Sie 

daraus für Ihre aktuellen Aufgaben?

Anja Karliczek: Ich habe mehrere 
Berufsausbildungen abgeschlossen. 
Und das Wissen, das ich da erworben 
habe, konnte ich immer direkt anwen­
den. Das hat mich motiviert und erklärt 
vielleicht, warum mir die berufliche 
Bildung heute so ein Herzensthema ist. 
Ich habe selbst erlebt, dass eine Berufs­
ausbildung oft nur eine Etappe auf dem 
Weg des lebensbegleitenden Lernens ist. 
Fort- und Weiterbildung oder Studium, 
nach einer Berufsausbildung stehen ei­
nem viele Wege offen. 

Wir alle werden immer mehr zu Dau­
erlernenden werden. Innovative Techno­
logien, der Wandel in der Arbeitswelt –  
wer nicht ein Leben lang weiterlernt, 
wird im Beruf und im Alltag ganz schnell 
abgehängt. Lebensbegleitendes Lernen 
ist daher wichtig für ein selbstbestimm­
tes Leben und steht für mich deswegen 
ganz oben auf der Tagesordnung. Ich 
konnte den Wert des Lebensbegleiten­
den Lernens selbst erleben: im Stadtrat 
von Tecklenburg, im Bundestag und jetzt 
als Bundesministerin. Mit meinem Haus 
arbeite ich nun mit Hochdruck daran, 
die Weichen für eine gute Zukunft für 
unser Land zu stellen. 

In der Diskussion um eine Nationale 
Weiterbildungsstrategie haben Sie für 
»eine positive Weiterbildungskultur« 
plädiert und dafür, dass Fort- und Wei­
terbildungen eine Selbstverständlich­

keit werden. Welche Akzente setzt Ihr 
Haus vor diesem Hintergrund bei der 

Nationalen Weiterbildungsstrategie? 

Der digitale Wandel ändert die Berufs­
welt. Gerade Berufe mit vergleichsweise 
einfachen Tätigkeiten sind vom digitalen 
Wandel betroffen. Arbeitnehmer in sol­
chen Berufen müssten ein hohes Interes­
se an Qualifizierung haben, bilden sich 
jedoch vergleichsweise wenig fort. Mit 
der Nationalen Weiterbildungsstrategie 
wollen wir genau diese Herausforderun­
gen angehen. Wir streben eine neue Kul­
tur in der Weiterbildung an. Das machen 
wir gemeinsam mit dem Bundesministe­
rium für Arbeit und Soziales, den Län­
dern und den Sozialpartnern. 

Meine Ziele dabei sind klar: die Fi­
nanzierungs- und Förderinstrumente in 
der Weiterbildung transparenter gestal­
ten. Jedem eine gute Beratung in Sachen 
Weiterbildung ermöglichen. Die Zusam­
menarbeit aller Beteiligten und die Qua­
lität der Angebote verbessern. Informell 
erworbene Kompetenzen sichtbar ma­
chen und anerkennen. Und schließlich 
müssen wir schon heute wissen, welche 
Kompetenzen morgen wichtig sind. 

Europaweit wird heute diskutiert, 
ob die Anerkennung informell und 

non-formal erworbener Kompetenzen 
dazu beitragen kann, Talente und 

Potenziale zu entfalten. Wie sollte es 
Ihrer Meinung nach in Deutschland 

weitergehen? Bleibt es bei ValiKom 
als Modellprojekt oder strebt Ihr Minis­
terium einen rechtlichen Anspruch auf 

Gleichwertigkeitsprüfungen von beruf­
lichen Handlungskompetenzen an?

Wie gesagt: Mir ist es ein wichtiges An­
liegen, informell erworbene Kenntnisse 
sichtbar zu machen. Da schlummert ganz 
viel in einem, was man ein Berufsleben 
lang gelernt hat. Das müssen wir auch 
entsprechend anerkennen. Ich erwarte 
auch von den Unternehmen, sich dafür zu 
öffnen. Wir müssen uns aber natürlich 
auch darauf verständigen, wie und nach 
welchen Kriterien wir diese »on the job« 
erworbenen Fähigkeiten anerkennen. 

Die von Ihnen angesprochene Initi­
ative ValiKom haben wir 2015 mit dem 
Deutschen Industrie- und Handelskam­
mertag und dem Zentralverband des 
Deutschen Handwerks gestartet. Wir 
entwickeln Verfahren, mit denen wir 
non-formal und informell erworbene 
berufliche Kompetenzen erfassen, be­
werten und zertifizieren können. Die 
erste Phase haben wir erfolgreich ab­
geschlossen, jetzt bauen wir das Modell 
an 30 Standorten und für über 30 Berufe 
aus. Und mit den Partnern der Nationa­
len Weiterbildungsstrategie überlegen 
wir, wie wir diese Validierungsverfah­
ren auch gesetzlich ordnen können.

Im Koalitionsvertrag wurde eine 
»Offensive für Bildung, Forschung und 

Digitalisierung« angekündigt. Man­
ches ist auf den Weg gebracht, wie die 

BAföG-Reform oder der Digitalpakt 
Schule. Was dürfen wir für die Weiter­

bildung erwarten?

Einiges: Wir werden das Aufstiegs-
BAföG erneuern und damit berufliche 
Aufsteigerinnen und Aufsteiger noch 
stärker als bisher unterstützen. Die zu­
künftigen Fach- und Führungskräfte sol­
len sich beruflich weiter qualifizieren 
und vielleicht sogar den Schritt in die 
Selbständigkeit wagen. Damit wollen wir 
den individuellen Lebensentwurf unter­
stützen und gleichzeitig Beschäftigung, 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit 
in Deutschland stärken. 

»Wir streben  
eine neue Kultur 
in der Weiterbil­

dung an.«
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Konkret werden wir die Leistungen 
deutlich anheben. Dafür stellt der Bund 
in dieser Legislaturperiode zusätzlich 
350 Millionen Euro zur Verfügung. Im 
Koalitionsvertrag haben wir vereinbart, 
die Unterhaltsförderung und den Er­
folgsbonus auszubauen, außerdem erhö­
hen wir den Maßnahmenzuschuss. Wir 
stärken die Vereinbarkeit von Familie 
und beruflichem Aufstieg. Mit diesen 
Anpassungen wird die Novelle des AFGB 
die stärksten Leistungsverbesserungen 
seit Bestehen des Gesetzes bringen. 

Mit dem Start des Innovationswett­
bewerbs in der beruflichen Bildung 
haben wir Innovationen für eine exzel­
lente berufliche Bildung eingeläutet. 
Wichtige Entwicklungen wie Digitalisie­
rung und Künstliche Intelligenz sollen 
damit schneller Eingang in die berufli­
che Bildung finden. Ein Wettbewerb um 
die besten Ideen ist dabei natürlich nur 
der Anfang. Das Ziel ist selbstverständ­
lich, die Qualität der Bildung an allen 
Lernorten – allen voran im Betrieb und 
in der Berufsschule – zu verbessern. Der 
Innovationswettbewerb steht für neue 
Konzepte in der beruflichen Bildung. 
Wir wollen Leistungsträger für die be­
rufliche Bildung gewinnen. Und wir wol­
len die Ausbildung und daran anschlie­
ßende Weiterbildung als Einheit denken.

Aus den Reihen Ihrer Bundestags­
fraktion ist der Vorschlag für ein  

»Netflix der Weiterbildung« gekom­
men, als Reaktion auf die Heraus­

forderungen und Chancen digitaler 
Bildung – verbunden mit einem 

zentralisierenden Portalansatz. Was 
können Sie dem abgewinnen?

Das aus der CDU/ CSU-Bundestagsfrakti­
on vorgelegte Konzept MILLA hat einen 
wichtigen Impuls gegeben: Wir müssen 
Unternehmen, weiterbildungswillige 
Beschäftigte und Weiterbildungsanbie­
ter näher zusammenbringen, um die 
Weiterbildung der Zukunft zu gestalten. 
Wir brauchen mehr Transparenz und 
Qualität im Weiterbildungssystem. Das 

sind Themen, die wir auch im Rahmen 
der Nationalen Weiterbildungsstrate­
gie diskutieren. Unser Ansatz ist die 
gezielte Verbesserung des bestehenden 
Systems. Ich habe im April auf der Han­
nover Messe die Digitalstrategie meines 
Hauses vorgestellt, die eine Perspek­
tive »Sichere digitale Bildungsräume« 
enthält. Geplant sind Beiträge zur Ver­
netzung bestehender Plattformen und 
Datenbanken, zur Interoperabilität von 
Bildungsdaten, zur Erprobung siche­
rer Online-Verwaltung individueller 
Bildungsabschlüsse und -zertifikate so­
wie zur Entwicklung neuer Lehr- und 
Lernangebote. Das ist ein Gegensatz 
zu einer großen, zentralistischen Wei­
terbildungsplattform. Und wir können 
dabei Entwicklungen auf europäischer 
Ebene, insbesondere zum Aufbau einer 
EUROPASS-Plattform, berücksichtigen. 

Welche Chancen, welche Risiken  
sehen Sie für Künstliche Intelligenz  

im Bildungsbereich?

Künstliche Intelligenz (KI) ist eine der 
zentralen Technologien der Zukunft. 
In der öffentlichen Wahrnehmung ist 
Künstliche Intelligenz aber auch mit 
Vorbehalten und Ängsten besetzt. Dabei 
wissen viele Menschen gar nicht so ge­
nau, wie KI funktioniert und wo wir sie 

bereits im Alltag nutzen. Ein ganz prak­
tisches Beispiel ist das Übersetzungs­
programm DeepL. Es gilt als das beste 
und leistungsfähigste Übersetzungspro­
gramm, das heute auf dem Markt ist. Und 
es stammt nicht etwa aus dem Silicon 
Valley, sondern aus Köln. Wir müssen 
viel mehr solcher Beispiele vermitteln. 
Das ist eines der Ziele des Wissenschafts­
jahrs 2019. Wir brauchen Antworten: 
Was bedeutet Künstliche Intelligenz, wie 
verändert sie unser Leben und unsere 
Arbeit, was machen Wissenschaft und 
Forschung dabei, wie können wir als Ge­
sellschaft unsere Zukunft gestalten und 
so weiter. Die künstliche Intelligenz bie­
tet viel mehr Chancen als Risiken. Das 
müssen wir immer wieder klarmachen.

Wir können KI auch in der Bildung 
einsetzen, etwa um zu analysieren – das 
Stichwort dazu ist Learning Analytics. 
Das hilft dabei, digitale Produkte zu ver­
bessern. Man darf aber nicht mit ein paar 
Messungen über den gesamten Lebens­
weg von der Kindheit an entscheiden. 

Wie binden Sie Sozialpartner,  
Kammern und Verbände der Erwach­
senen- und Weiterbildung, aber auch 

die Wissenschaft und die Weiterbil­
dungsforschung bei der Entwicklung 
weiterbildungspolitischer Strategien 

und Programme ein? 

Ein gutes Beispiel für die Einbindung 
von gesellschaftlichen Partnern ist die 
Nationale Weiterbildungsstrategie. Da­
ran arbeiten wir mit den Verbänden, 
den Sozialpartnern und den Ländern 
zusammen. Wir brauchen ja den Input 
von möglichst allen Beteiligten. Damit 
stützen wir unsere Überlegungen auf 
wissenschaftliche Erkenntnisse. Wir 
arbeiten dabei ganz praktisch, zum 
Beispiel in Workshops. Die werden 
durch einen wissenschaftlichen Vor­
trag eingeleitet – und dann erarbeiten 
wir daraus Ideen und Lösungen. Diese 
Ergebnisse nehmen wir in die weiteren 
Diskussionen auf. Am Ende haben wir 
Vorschläge, die auf Erfahrung beruhen. 

»Vernetzung 
bestehender Platt­

formen und Da­
tenbanken statt 

einer großen 
zentralistischen 
Weiterbildungs­

plattform«



a u s g a b e  2  —  2 0 1 9 15

g e s p r ä c h

Oder nehmen wir zum Beispiel 
die Dekade für Alphabetisierung und 
Grundbildung, die AlphaDekade. Hier 
arbeiten wir mit den Ländern zusammen, 
um auch noch Erwachsenen das Lesen- 
und Schreiben-Lernen zu ermöglichen. 
Damit wir sie erreichen und motivieren 
können, binden wir Gewerkschaften, 
Verbände und Stiftungen mit ein. Ein wis­
senschaftlicher Beirat berät uns dabei. 

Wie bewerten Sie die bisherige  
Arbeit in der AlphaDekade? 

Wir sind auf dem richtigen Weg. Wir ha­
ben es geschafft, dass funktionaler An­
alphabetismus kein gesellschaftliches 
Tabu mehr ist. Man spricht darüber mit 
Arbeitskollegen und in Talkshows – An­
alphabetismus ist Thema. Nun können 
unsere Angebote zum Lesen- und Sch­
reiben-Lernen angenommen werden, 
weil man sich nicht mehr alleine fühlt 
und schämt. Wir wollen im nächsten 
Schritt Menschen mit geringen Lese- 
und Schreibfähigkeiten noch besser 
erreichen. Besonders die Angebote am 
Arbeitsplatz wollen wir verbessern. 

Dass sich unsere Bemühungen loh­
nen, zeigt die aktuelle Leo-Studie. Sie 
wurde 2018 neu aufgelegt und im Mai 
veröffentlicht. Seit der ersten Leo-Studie 
im Jahr 2010 ist die Anzahl der Menschen, 
die als funktionale Analphabeten gelten, 
um mehr als eine Million gesunken. Das 
ist ein großer Erfolg. Auch bei Menschen, 
die zwar keine funktionalen Analphabe­
ten sind, aber dennoch große Probleme 
mit dem Lesen und Schreiben haben, gab 
es eine große Verbesserung. Ihr Anteil 
an der erwachsenen Bevölkerung ist von 
2010 auf 2018 um fünf Prozent gesunken. 

Der deutsche Weiterbildungsatlas 
zeigt zum einen, dass das Angebot 

und die Beteiligung an Weiterbildung 
sich zwischen den Regionen deutlich 
unterscheiden, zum anderen, dass es 
Regionen in unterschiedlicher Weise 

gelingt, ihre Potenziale zu nutzen. 
Plant das BMBF, das Thema Regional­

entwicklung und Weiterbildung, für 
das in den vergangenen Jahren und 

Jahrzehnten Förderinitiativen wie 
Lernende Regionen und Lernen vor 
Ort wichtige Anstöße gegeben haben, 

weiter zu bearbeiten?

Bildung ist ein entscheidender Faktor 
für Entwicklung von Regionen. Attrak­
tive, vielfältige und wohnortnahe Bil­
dungs- und Weiterbildungsangebote 
können ausschlaggebend dafür sein, wo 
man wohnen möchte oder wo ein Unter­
nehmen einen Standort eröffnet. So kann 
ein Ungleichgewicht entstehen zwischen 
Regionen mit einer vielfältigen Bildungs­
landschaft und solchen, in denen das nicht 
der Fall ist. Das BMBF möchte das verhin­
dern und gegensteuern. Zum Beispiel 
unterstützen wir mit dem Förderpro­
gramm »Transferinitiative Kommunales 
Bildungsmanagement« noch bis Ende 
2022 bundesweit Städte und Kreise ganz 
gezielt beim Strukturaufbau. Ein moder­
nes Bildungsmanagement, ein profes­
sionelles Bildungsmonitoring und neue 
Kooperations-Netzwerke – damit können 
kommunale Bildungslandschaften gezielt 
weiterentwickelt werden. Denn Chancen­
gerechtigkeit soll in Deutschland keine 
Frage des Wohnortes sein.

2019 ist es zehn Jahre her, dass 
Deutschland die Behindertenrechts­

konvention unterzeichnet hat. Welche 
Pflichten der öffentlichen Hand sehen 

Sie für die Umsetzung inklusiver 
Bildung im Bereich der öffentlich ge­

förderten Erwachsenenbildung?

Die UN-Behindertenrechtskonvention 
stellt die Pflichten der Staaten heraus, 
die bestehenden Menschenrechte für 
alle Menschen in vollem Umfang zu ge­
währleisten. Das entscheidende Stich­
wort lautet Inklusion. Es geht um Selbst­
bestimmung, Diskriminierungsfreiheit 
und volle gleichberechtigte Teilhabe.

Für die Erwachsenenbildung heißt 
Inklusion, dass Lernende mit ihren in­
dividuellen Bedürfnissen in den Blick 

genommen werden. Und da sehe ich 
ein großes Potenzial, weil wir so viele 
unterschiedliche Angebote haben. Da 
kann jeder, ob mit Lernschwierigkeiten 
oder mit eingeschränkter Mobilität, ein 
passendes Angebot finden.

Wenn wir zum Beginn unseres 
Interviews zurückkehren: Wäre eine 
erfolgreiche Weiterbildungskarriere, 
wie Sie sie durchlaufen haben, auch 
für Erwachsene möglich, die unter 

schwierigeren Bedingungen und mit 
geringeren Erfolgen ihren Bildungs­

weg durchlaufen haben? Genügen die 
aktuellen Bedingungen zur Finanzie­

rung von Weiterbildung dazu?

Finanzierung ist nicht der entscheiden­
de Punkt. Aus meiner Sicht ist es ganz 
wichtig, nicht so sehr auf die Schwächen 
und Defizite zu schauen, sondern auf die 
Stärken und Potenziale von Menschen 
mit schwierigen Startbedingungen. Ein 
Beispiel dafür hatte ich ja schon genannt: 
das ValiKom-Modell zur Bewertung und 
Anerkennung von allen Fähigkeiten, die 
nicht in einer Bildungseinrichtung er­
worben wurden. Hier geht es darum zu 
zeigen, was eine Person kann. 

Aus der Arbeit der AlphaDekade wis­
sen wir, dass weniger Qualifizierte enge 
Begleitung brauchen. Gerade Menschen 
mit schlechten Startchancen müssen wir 
Mut machen und ihnen ihre Chancen 
zeigen. 

Ganz wichtig sind dabei auch Be­
ratungsmöglichkeiten. Das BMBF hilft 
zum Beispiel ganz praktisch mit seinem 
Beratungstelefon für die Weiterbil­
dung. Es ist kostenlos über die bundes­
einheitliche Rufnummer 0800-2 017 909 
erreichbar, natürlich barrierefrei und 
anbieterneutral. Hier beantworten wir 
alle Fragen rund um Weiterbildung und 
Qualifizierung – und das geht weit hin­
aus über das richtige Angebot oder die 
Finanzierung.

Frau Ministerin, wir danken Ihnen  
für dieses Interview!
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Wie gelingt erfolgreiche Weiterbildungspolitik? 

Alte Fragen und  
neue Herausforderungen 
Alexandra Ioannidou

Wann gilt Weiterbildungspolitik als erfolgreich? Was können Politik 

und andere Weiterbildungsakteure tun, damit Weiterbildungspolitik 

gelingt? Die Autorin weist auf alte und neue Risiken hin und legt Vor­

aussetzungen und Bedingungen für den Erfolg dar.

Die Bestimmung und Umsetzung von erfolgversprechenden 
Weiterbildungspolitiken in einem Land sind von einer Reihe 
von Faktoren abhängig, die nicht isoliert von anderen Politik­
bereichen betrachtet werden dürfen. Erfolgreich sind Weiter­
bildungspolitiken, wenn es ihnen gelingt, die Rahmenbedin­
gungen von Erwachsenen- und Weiterbildung so zu gestalten, 
dass mehr Menschen, insbesondere auch von den bisher wenig 
erreichten so genannten bildungsfernen Gruppen, an Lern- 
und Bildungsprozessen teilnehmen, und dass diese Teilnahme 
nicht effektlos bleibt, sondern kurz-, mittel- oder langfristig 
Fähigkeiten, Wissen und Kompetenzen bei den Teilnehmen­
den fördert. 

Damit lassen sich auch die Faktoren erkennen, an denen 
weiterbildungspolitische Bemühungen scheitern (können): 
nämlich einerseits an der Selektivität der Weiterbildungsbetei-
ligung, die auf Fragen der Gerechtigkeit und Chancengleich­
heit aufmerksam macht, und andererseits an mangelnden 
Erträgen von Weiterbildung, die wiederum mit Fragen nach Ar­
beitsmarktchancen und Einkommenssicherheit sowie mit 
Fragen nach gesellschaftlicher Teilhabe und demokratischer 
Partizipation verbunden sind.

Dass Bildungschancen in der Gesellschaft herkunftsbe­
dingt ungleich verteilt sind und dass Weiterbildung diese 
ungleich verteilten Chancen  – entgegen aller bildungspoli­
tischen Programmatik  – eher verstärkt denn entschärft, ist 

eines der international gut belegten Forschungserkenntnis­
se (Blossfeld, Kilpi-Jakonen, & Vono de Vilhena, 2019). An die­
sem Missstand hat sich über die Jahre nicht viel verändert. 
In zahlreichen Arbeiten wurden mittlerweile die sozialen 
Mechanismen und Prozesse, wie sich unterschiedliche Bil­
dungs-, Arbeits- und – neuestens auch – regionale Kontexte 
in ungleichen Weiterbildungschancen niederschlagen und 
welche systematischen Wechselwirkungen mit individuellen 
und soziodemografischen Merkmalen bestehen, beschrieben 
und aufgedeckt. Die neue Migration, die demografische Ent­
wicklung und die digitale Transformation der Arbeit rücken 
jedoch Fragen der Bildungsungleichheit und der politischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Integration einer wachsenden 
und immer heterogener werdenden Bevölkerung wieder in 
den Mittelpunkt des (bildungs-)politischen Interesses. 

Vor diesem Hintergrund gewinnen zwei alte Fragen wieder 
an Relevanz für die Weiterbildungspolitik: 1. Können Weiter­
bildung und Lernen im Erwachsenenalter die Antwort auf die 
alten, aber nach wie vor bestehenden Risiken der unfair ver­
teilten Bildungs- und Lebenschancen sein? Und können 2. Wei­
terbildung und Lernen im Erwachsenenalter Antworten auf 
die neuen Risiken liefern, die mit den gesellschaftlichen Ent­
wicklungen und den großen Umwälzungen in der Arbeitswelt 
einhergehen? Grundsätzlich lassen sich beide Fragen mit »ja« 
beantworten, doch nicht ohne Voraussetzungen. 
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Charakteristika des Weiterbildungssystems

Weiterbildungssysteme sind – je nach Entstehungsgeschichte – 
politische Arenen, in denen eine Vielzahl von (relativ) auto­
nomen Akteuren auf verschiedenen Handlungsebenen mit 
unterschiedlichen Interessen und unterschiedlichen Steue­
rungsabsichten agiert. Diese politischen Arenen weisen Cha­
rakteristika eines Mehrebenensystems auf mit horizontaler 
und vertikaler Politikverflechtung und mit Interaktionsmus­
tern, die oft auf Kooperationen und Verhandlungen und we­
niger auf hierarchischer Steuerung durch den Staat basieren.

In Deutschland ist die Einbindung von Interessengemein­
schaften (Gewerkschaften, Verbände, Kammern, Kirchen) in 
weiterbildungspolitische Entscheidungsprozesse historisch 
gewachsen und von großer Bedeutung. Dieses staatlich-korpo­
ratistische Steuerungsmodell ermöglicht zum einen hierarchi­
sche Steuerung (durch Geld und rechtliche Regulierung), lässt 
zum anderen aber auch Raum für Interventionen nicht-staat­
licher Akteure und fördert Konzepte und Strategien, die staat­
liche Akteure nicht allein entwickeln oder umsetzen können 
oder wollen. So werden beispielsweise die Entwicklung von 
Qualitätsstandards für Weiterbildungseinrichtungen, Kom­
petenzmessungsinstrumente oder Zertifizierungsverfahren 
für das Personal in der Weiterbildung von nicht-staatlichen 
Akteuren maßgeblich geprägt. 

Zudem sind Weiterbildungssysteme in spezifische wirt­
schaftliche und soziale Arrangements eingebettet und liegen 
an der Schnittstelle national geprägter Institutionen in Bezug 
auf Bildung und Qualifizierung, Arbeitsmarkt oder Wohl­
fahrtsstaat (Saar, Ure & Desjardins, 2013). Anknüpfend an die 
Grundannahmen des Ansatzes zu Varieties of Capitalism (Hall 
& Soskice, 2001) kann man auf institutionelle Komplementari­
täten zwischen dem Ausbildungs- und Weiterbildungssystem 
einerseits und dem Produktionssystem eines Landes ande­
rerseits hinweisen, die ein spezifisches Qualifikationssystem 
erzeugen. Die Erwachsenen- und Weiterbildung wird in ihrer 
institutionellen Ausgestaltung als Teil des Bildungssystems 
betrachtet, sie befindet sich jedoch im Hinblick auf Input, Out-
comes und Erträge in einer deutlichen Wechselbeziehung zum 
Wirtschafts- und Produktionssystem. So können beispielswei­
se die Qualifikationsanforderungen des Arbeitsmarktes die 
Bedingungen für den Einsatz und Erhalt von Kompetenzen be­
einflussen oder spezifische Bildungs- und Arbeitsmarktinsti­
tutionen (z. B. duale Ausbildung) den Übergang von der Schule 
ins Berufsleben erleichtern oder erschweren.

Die Erwachsenen- und Weiterbildung ist auch weniger 
homogen als andere Bildungsbereiche hinsichtlich ihrer insti­
tutionellen Struktur, ihres Bildungsangebots und ihrer Adres­
saten. Die Heterogenität der institutionellen Formen und die 
in den meisten westlichen Ländern starke Einbindung nicht-
staatlicher Akteure in das Steuerungsmodell gewährleisten 

die Realisierung eines breiten Spektrums an allgemeinen, 
beschäftigungsbezogenen und beruflichen Weiterbildungs­
möglichkeiten. Bei i. d. R. freiwilliger Teilnahme am Weiter­
bildungsangebot konkurrieren Weiterbildungsanbieter (ob 
öffentlich finanziert, gemeinnützig oder kommerziell) um 
Ressourcen und Legitimität (Schrader, 2011), um ihre Existenz 
zu sichern. 

Angebotsvielfalt und Freiwilligkeit der Teilnahme sind 
daher als konstitutive Elemente von Weiterbildungssystemen 
anzusehen. Die Wirkung von Weiterbildung wiederum hängt 
auf individualer Ebene von den kognitiven, motivationalen 
und volitionalen Voraussetzungen der Lernenden ab, auf Sys­
temebene von den gesellschaftlichen und arbeitsorganisato­
rischen Voraussetzungen, die die Anwendung des Gelernten 
bzw. den Einsatz der erlernten Kompetenzen ermöglichen 
oder begünstigen. Somit bedingen sich Angebot, Nutzung und 
Wirkungen von Weiterbildung wechselseitig unmittelbar. 

Angesichts der heterogenen Anbieterstruktur, der Viel­
zahl der mit Steuerungsabsichten handelnden Akteure, der 
Vielfalt der Interaktions- und Regulierungsformen sowie 
der existierenden institutionellen Komplementaritäten und 
Wechselwirkungen zwischen dem Weiterbildungssystem 
und dem Wirtschafts- und Produktionssystem, stellt sich die 
Beantwortung der Frage nach den Leistungen des Weiterbil­
dungssystems als noch komplexer dar als die Antwort auf die 
Frage nach den Leistungen des Schulsystems. Denn im Ide­
alfall begünstigen die Existenz bestimmter institutioneller 
Strukturen sowie die Handlungen der steuernden Akteure 
die Wahrnehmung und tatsächliche Nutzung des Angebots 
und somit die Wirkung von Weiterbildung. Schlimmstenfalls 
aber können sie sich gegenseitig blockieren und die Pathologi­
en bestehender Strukturen verstärken. 

»Die Einbindung  
von Interessengemein­
schaften ist von großer  

Bedeutung.«
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und nicht zum Abbau bisher erlebter Bildungsungleichheiten 
führt – auf wissenschaftlicher Grundlage vielfach untersucht 
worden sind, liegen zu den »neuen« Risiken – also Umwälzun­
gen in der Arbeitswelt und die damit einhergehenden gesell­
schaftlichen Entwicklungen, womit wir bei der zweiten Frage 
sind – bislang nur vereinzelte Studien vor. Die Transformati­
on der Arbeit dürfte in naher Zukunft durch fortschreitende 
Automatisierung und Digitalisierung noch beschleunigt wer­
den. Zunächst werden vor allem ältere Arbeitnehmer betrof­
fen sein, deren Arbeitsplätze zum einen durch Digitalisierung 
und Automatisierung, zum anderen aber auch durch die so­
zial-ökologische Transformation hin zu mehr Nachhaltigkeit 
(z. B. Abschied von der Braunkohleindustrie) gefährdet sind. 

Aber auch die jungen Erwachsenen werden in der Zukunft 
mit großen Umwälzungen konfrontiert sein. Die Qualifika­
tionsanforderungen des Arbeitsmarktes werden sich verän­
dern, ebenso die durch Bildung und Ausbildung erworbenen 
allgemeinen, beruflichen oder berufsübergreifenden Kom­
petenzen. Arbeitnehmer werden neue Fähigkeiten erwerben 
müssen, um sich den veränderten Erfordernissen in der Wirt­
schaft zu stellen. Bildungsentscheidungen und Bildungserfol­
ge in früheren Lebensphasen werden in diesem Fall besonders 
wichtig sein, da sie die Ressourcen und Chancen in späteren 
Perioden des Lebenslaufs beeinflussen – womit wir wiederum 
auf die erste Frage treffen, nämlich die nach der gerechten 
Verteilung von Bildungs- und Lebenschancen im Lebenslauf. 

Ein aktueller OECD-Bericht schätzt auf der Grundlage von 
PIAAC-Daten in 32 OECD-Ländern das Risiko für Arbeitsplätze, 
die durch die Automatisierung von Produktion und Dienst­
leistungen gefährdet werden (Nedelkoska & Quintini, 2018). 
Laut diesem Bericht laufen insbesondere Geringqualifizierte 
Gefahr, ihren Arbeitsplatz zu verlieren, da ihre Kompeten­
zen durch den technologischen Fortschritt obsolet werden. 
Der Auf- und Ausbau von Kompetenzen durch Weiterbildung 
spielt in dieser Hinsicht eine Schlüsselrolle. Mit Weiterbil­
dung können die schwierigen Übergänge, die auf die Arbeit­

Alte und neue Risiken

Wir wissen, dass Teilnahme an Weiterbildung bezogen auf so­
ziodemografische Merkmale (Bilger, Behringer, Kuper & Schra-
der, 2017) erheblich variiert. Die bereits besser Gebildeten und 
diejenigen mit relativ abgesicherten beruflichen Positionen 
bauen ihren Vorsprung kumulativ durch zusätzliche Bil­
dungsinvestitionen in ihrem Lebenslauf noch weiter aus. Bis­
herige Forschungsbefunde bestätigen zudem, dass Unterneh­
men aus einer Reihe von Gründen diejenigen Beschäftigten in 
ihrer Kompetenzentwicklung fördern, die bereits über höhere 
Kompetenzen verfügen. Es ist bezeichnend, was die Financial 
Times neulich berichtete: Die Regierung in Großbritannien 
hatte vor einigen Jahren eine »Lehrlingsabgabe« eingeführt, 
um die Arbeitgeber zu zwingen, mehr für Ausbildung auszu­
geben. Eine überraschende Zahl von Unternehmen hat darauf­
hin ihre Führungskräfte zu »Ausbildungsplätzen« an Business 
Schools geschickt. (Financial Times, 29.01.2019). 

Wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer sich also selbst über­
lassen bleiben, werden sie fast von selbst in Verhaltensmus­
ter verfallen, die Ungleichheiten verschärfen (Autor, 2014): 
Investitionen in Qualifikationen werden überproportional 
die bereits Hochqualifizierten begünstigen, die Geringqualifi­
zierten werden weiter abgehängt, und Ungleichheiten werden 
verfestigt. Die damit verbundenen Existenzängste großer Teile 
der Bevölkerung sind eine Quelle für populistische Haltungen, 
welche in den Industrieländern die politischen Entwicklungen 
zunehmend beeinflussen (siehe die Wahl von Donald Trump in 
den USA oder die Unterstützung des Brexit in Großbritannien). 

Gleichwohl wissen wir, dass Weiterbildungsbeteiligung 
mit einer Reihe von positiven Effekten sowohl für Volkswirt­
schaft und Gesellschaft als auch für die Individuen in Zusam­
menhang gebracht wird: Erhöhung der Beschäftigungsfähig­
keit, Aussicht auf bessere Statuszuweisung und Einkommen, 
Steigerung der Lebenszufriedenheit, bessere Gesundheit, hö­
here Wahrscheinlichkeit an sozialer Teilhabe und zivilgesell­
schaftlicher Partizipation. Die naheliegende Antwort auf die 
oben formulierte erste Frage  – die Überwindung sozialer Se­
lektivität – wäre also die öffentliche Bereitstellung wirksamer 
Programme, die auf die Bedürfnisse der vom sozialen Aus­
schluss am stärksten gefährdeten Gruppen zugeschnitten sind 
und die auf die Integration der neu Hinzugekommenen in die 
Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt abzielen. Daten des Eu­
ropean Labour Force Survey belegen, dass ein Zusammenhang 
zwischen der Höhe der nationalen Bildungsausgaben und der 
individuellen Teilnahme an Weiterbildung besteht, und auch, 
dass die Benachteiligung Geringqualifizierter bei höheren Bil­
dungsausgaben geringer ausfällt als bei vergleichsweise nied­
rigen (Rüber & Martin, 2016). 

Während die so genannten »alten« Risiken – also Weiter­
bildung als Mechanismus, der Ungleichheiten eher fortsetzt 

»Verhaltensmuster,  
die Ungleichheiten 

verschärfen«
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1  �Die Qualifikationsprämie hängt davon ab, welche Fähigkeiten Arbeitgeber benö­

tigen (Nachfrage nach Qualifikationen) und über welche Fähigkeiten die Arbeit­

nehmer verfügen (Qualifikationsangebot). Je weniger (potentielle) Arbeitnehmer 

über eine bestimmte Qualifikation verfügen, und je mehr Arbeitgeber ebendiese 

Qualifikation nachfragen, desto höher ist der wirtschaftliche Wert (skills premium) 

dieser Qualifikation.
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nehmer zukommen, gemeistert werden. Bei förderlichen Rah­
menbedingungen  – wie beispielweise dem Vorhandensein 
wirksamer regionaler Umschulungsmaßnahmen – muss die 
digitale Transformation der Arbeit nicht immer eine Gefahr 
darstellen, so dementsprechend ein Ergebnis der Studie.

Förderliche Rahmenbedingungen  
und die Rolle der Politik

Wenn also Weiterbildung und Lernen im Erwachsenenal­
ter Antworten auf alte und neue Risiken, die mit den großen 
Umwälzungen in der Arbeitswelt einhergehen, liefern sollen, 
dann stellt sich die Frage, wie förderliche Rahmenbedingun­
gen aussehen und was die Weiterbildungspolitik beitragen 
kann. Weiterbildungspolitik kann förderliche Rahmenbedin­
gungen zur Verfügung stellen, damit zum einen ein breites 
Angebot an Weiterbildungsmaßnahmen entsteht, das den Weg 
zur digitalen Wirtschaft vorbereitet, begleitet und unterstützt, 
insbesondere für diejenigen, die von den großen Umwälzun­
gen in der Arbeitswelt betroffen und von gesellschaftlicher 
Ausgrenzung bedroht sind. Sie kann und soll zum anderen 
dafür sorgen, dass dieses Angebot genutzt wird; dafür sind 
finanzielle und nicht-finanzielle Anreize nötig. So kann bei­
spielsweise das im Januar 2019 in Kraft getretene Qualifizie­
rungschancengesetz mit seiner Erweiterung des Anspruchs 
auf geförderte Weiterbildung und Weiterbildungsberatung 
auf alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer positive Ver­
änderungen in der Weiterbildungslandschaft hervorbringen 
und ein wichtiger Schritt Richtung Bundesweiterbildungsge­
setz sein – wie von den Gewerkschaften gefordert. Schließlich 
kann die Politik dafür sorgen, dass die durch Weiterbildung 
erworbenen Kenntnisse und Kompetenzen anerkannt, zerti­
fiziert und genutzt und damit die Erträge von Weiterbildung 
für alle sichergestellt werden. Solche Politiken adressieren 
Ungleichheit von zwei Richtungen: Erstens bieten sie Lernge­
legenheiten und somit die Möglichkeit der Teilhabe an den mo­
netären und nicht-monetären Erträgen der Weiterbildung für 
eine wachsende Anzahl an Menschen. Zweitens erhöht sich da­
durch das gesamte Qualifikationsniveau der Bevölkerung, was 
die Effekte der Qualifikationsprämie1 mäßigt und zum Abbau 
von Ungleichheiten führt (Autor, 2014; S. 850).

Wir wissen aus der vergleichenden Policy-Forschung, dass 
es drei Faktorenbündel gibt, die bildungspolitische Entschei­
dungen maßgeblich beeinflussen: 1. sozioökonomische Fak­
toren und demografische Entwicklungen, 2. institutionelle 
Faktoren wie die Ausgestaltung etablierter Institutionen und 
3. die Verteilung von politischer Macht und Einfluss zwischen 
staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren (Busemeyer, 
2015, S. 40–54). 

Gerade im Moment sind die Bedingungen in Deutschland 
zur Entfaltung des Steuerungspotenzials der verschiedenen 
Weiterbildungsakteure günstig. Die gute ökonomische Ent­
wicklung versetzt Bund und Länder, Betriebe und Arbeitneh­
mer in die Lage, mehr Geld in Bildung und Qualifizierung zu 
investieren. Gerade Letztere tun dies auch; während sich das 
staatliche Finanzvolumen für Weiterbildung in den letzten 20 
Jahren nicht wesentlich verändert hat, sind die privaten Aus­
gaben (Betriebe und Individuen) deutlich gestiegen. Betrachtet 
man die öffentlichen Weiterbildungsausgaben als Anteil des 
BIP, haben sich die staatlichen Investitionen sogar verringert: 
von 0,32 Prozent im Jahr 1995 auf 0,21 Prozent im Jahr 2015 
(Dobischat, Münk & Rosendahl, 2019, S. 19, 26, 33). Laut einer 
repräsentativen Studie, die 2018 vom Institut der deutschen 
Wirtschaft durchgeführt wurde (Schöpper-Grabe & Vahlhaus, 
2019), erkennen Betriebe zunehmend den Qualifizierungsbe­
darf von Beschäftigten ohne Berufsabschluss und sind bereit, 
darein zu investieren: Knapp neun von zehn Unternehmen, 
die Geringqualifizierte beschäftigen, haben in den letzten fünf 
Jahren mindestens eine Weiterbildungsmaßnahme für diese 
Zielgruppe angeboten. 

Staatliche Akteure sollten (und können) die gute Konjunk­
tur ebenfalls aktiv nutzen und die öffentlichen Ausgaben für 
Weiterbildung erhöhen. Einer Simulationsstudie des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) zufolge würde 
der Anstieg der öffentlichen Ausgaben für Weiterbildung hohe 
Rückflüsse in Form von Beschäftigungs-, Lohn- und Produkti­
vitätseffekten generieren und Transferausgaben vermeiden 
(Weber, Kruppe, Mühlhan & Wiemers, 2019). Ein noch höheres 
Potenzial hinsichtlich der gesamtfiskalischen Wirkungen zeigt 
in dieser Studie ein spezielles Wirtschaft-4.0-Szenario. Aber 
nicht nur wirtschaftliche Renditen würden eine umfassende 
öffentliche Weiterbildungsförderung legitimieren. Ergebnisse 
aus einzelnen Projekten des BMBF-Förderprogramms zur Ana­
lyse nicht-monetärer Erträge von Bildung zeigen eine große 
Breite von Wirkungen, die mit Weiterbildungsaktivitäten in 
Zusammenhang gebracht werden (Schrader, Blossfeld & Ioan-
nidou, 2019): von der Lebenszufriedenheit bis hin zur zivilge­
sellschaftlichen Partizipation und zum politischen Verhalten. 
Zudem wird Bildungspolitik zunehmend als Teil einer über­
geordneten Sozialpolitik definiert, die auf die Herstellung von 
Chancengerechtigkeit abzielt. Insbesondere Grundbildungspo­
litik lässt sich als Aufgabe eines Wohlfahrtsstaates definieren, 



w e i t e r  b i l d e n20

b e i t r a g

der auf die ökonomische und soziale Wohlfahrt seiner Bürger 
abzielt (Knauber & Ioannidou, 2017).

Hinsichtlich der Erträge von Weiterbildung für gesell­
schaftliche Teilhabechancen stellt die institutionelle Ausge­
staltung des deutschen Weiterbildungssystems eine weitere – 
im internationalen Vergleich günstige – Bedingung dar. Die 
gute und pluralistische Anbieterstruktur reicht bis in die 
Zeit der Weimarer Reichsverfassung zurück und wird durch 
den Staat über die Weiterbildungsgesetze sichergestellt. Die 
Volkshochschulen, die gerade 100-jähriges Jubiläum feiern, bli­
cken auf eine Erfolgsgeschichte zurück, die auf der Überzeu­
gung gründet, dass Bildung Chancen eröffnet. Volkshochschu­
len verstehen sich noch heute als Orte einer demokratischen 
Lernkultur, die nicht nur Chancen für den Einzelnen eröffnen, 
sondern auch durch politische Bildung einen Beitrag zur De­
mokratie, zur Integration und zum gesellschaftlichen Zusam­
menhalt leisten. 

Schließlich ist es neben sozioökonomischen Faktoren und 
der Ausgestaltung etablierter Institutionen des Weiterbil­
dungssystems auch die Verteilung von politischer Macht zwi­
schen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren, die po­
litische Entscheidungen maßgeblich beeinflusst. Im Falle der 
Weiterbildung hat sich die gewachsene Machtverteilung – von 
der supranationalen bis hin zur kommunalen Ebene – meist 
als fruchtbar erwiesen. Es gibt keine Anzeichen dafür, dass 
sich dies in nächster Zeit ändern sollte. 
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Das Qualifizierungschancengesetz

Auf dem Weg zu einer neuen 
Weiterbildungskultur? 
Walter Würfel

Anfang des Jahres ist das Qualifizierungschancengesetz in Kraft ge­

treten, das eine deutliche Ausweitung der Möglichkeiten für geförder­

te Weiterbildung und der Beratungstätigkeit der Bundesanstalt für 

Arbeit mit sich bringt. Der Autor analysiert Umsetzung und mögliche 

Folgen des Gesetzes.

Im Koalitionsvertrag der Großen Koalition wurden im Früh­
jahr 2018 verschiedene arbeitsmarktpolitische und weiterbil­
dungsspezifische Themenbereiche und Schwerpunkte defi­
niert, die im Regierungshandeln dann abgearbeitet werden 
sollen. Als größte Herausforderung für Arbeit und Beschäf­
tigung wurde der Strukturwandel durch Digitalisierung mit 
allen seinen vermuteten oder schon realen Folgen angesehen, 
außerdem der Fachkräftemangel (der in verschiedenen Berei­
chen bereits eingetreten ist, allerdings noch nicht flächende­
ckend seine Wirkung entfaltet) und der demografische Wandel.

Mit verschiedenen Vorhaben sollen diese Herausforderungen 
bewältigt werden: 

· � Es wurde ein Gesetz formuliert, das die Weiterbildungsmög­
lichkeiten sowohl für Arbeitslose als auch für Beschäftigte 
verstärken und erweitern soll: das Qualifizierungschancen­
gesetz, das am 1. Januar 2019 in Kraft trat.

· � Es wurde eine Enquete-Kommission »Berufliche Bildung 
und Digitale Arbeitswelt« berufen. Darin sollen 19 Bundes­

tagsabgeordnete und eine große Zahl von Experten die An­
forderungen der Digitalisierung an die berufliche Bildung 
formulieren und Lösungsvorschläge erarbeiten; die Kom­
mission hat ihre Arbeit im September 2018 aufgenommen 
und soll bis zum Ende der Legislaturperiode Ergebnisse 
bringen. 

· � Im November 2018 wurde die Entwicklung der »Nationalen 
Weiterbildungsstrategie« angestoßen. Diese Strategie soll 
unter Beteiligung aller wichtigen Akteure vom Arbeits- und 
vom Bildungsministerium gemeinsam bis zum Sommer 2019 
erarbeitet werden. 

· �� Außerdem soll ein »Nationaler Bildungsrat« berufen wer­
den, dessen Konstituierung sich allerdings noch in den An­
fängen befindet.

· � Der Vollständigkeit halber sei noch eine Ergänzung im So­
zialgesetzbuch IV (Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
auch als Hartz IV bekannt) erwähnt werden, das Gesetz zur 
Sozialen Teilhabe, es wendet sich an Menschen, die seit vie­
len Jahren arbeitslos sind und keine direkte Perspektive für 
eine Integration in den Arbeitsmarkt haben. 
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Impulse für die Weiterbildung

Das als erstes genannte »Gesetz zur Stärkung der Chancen 
für Qualifizierung und für mehr Schutz in der Arbeitslosen­
versicherung (Qualifizierungschancengesetz)« kann bei ent­
sprechender Umsetzung die stärksten Impulse für die Weiter­
bildung setzen. Schon in der letzten Legislaturperiode hatte 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (noch unter 
der Ministerin Andrea Nahles) etliche Projekte zum Thema 
Digitalisierung und Strukturwandel des Arbeitsmarkts initi­
iert, und es wurde ein entsprechendes Weißbuch erstellt. Bei 
diesen Vorarbeiten wurde deutlich, dass es verschiedene mög­
liche Strategien geben muss, auf Digitalisierung zu reagieren. 
Die Anpassung von Arbeitsabläufen und Prozessen in den 
Unternehmen, die durch neue digitale Möglichkeiten erfor­
derlich werden, liegt dabei auch zukünftig in erster Linie bei 
den Unternehmen selbst, die ihre Beschäftigten entsprechend 
weiterbilden werden. Es wird aber auch Veränderungen ge­
ben, die das Umfeld des Arbeitsplatzes betreffen und die unter 
Umständen eine komplette berufliche Umorientierung von Be­
schäftigten erfordern. Und es wird Veränderungen geben, die 
noch kaum absehbar sind. Es wird also auch darum gehen, den 
Beschäftigten eine Haltung zu vermitteln, die sie solche Verän­
derungen nicht oder nicht nur als Bedrohung empfinden lässt, 
sondern die auch so etwas wie Selbstwirksamkeit im berufli­
chen Bereich fördert.

In diesem Sinne erklärte der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, Hubertus Heil, im November 2018 im Deutschen 
Bundestag: »Das Gesetz ist ein erster Baustein für die Etab­
lierung einer neuen Weiterbildungskultur in Deutschland 
und ein erster Schritt zur Weiterentwicklung der Arbeitslo­
senversicherung zu einer präventiv agierenden Arbeitsver­
sicherung. Es soll vor allem den Befürchtungen der Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmer, durch neue Technologien 
künftigen Herausforderungen am Arbeitsmarkt nicht mehr 
gewachsen zu sein, entgegenwirken.« 

Neben einigen Verbesserungen in den Förderleistungen der 
Bundesagentur für Arbeit und einer Beitragssenkung der Ar­
beitslosenversicherung enthält das Qualifizierungschancen­
gesetz folgende wesentliche Eckpunkte: 

· � Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die vom digita­
len Strukturwandel betroffen sind, gibt es künftig mehr und 
bessere Unterstützungsmöglichkeiten. Beschäftigte sollen 
unterstützt werden, indem vorhandene Qualifikationen er­
neuert werden und beruflicher Aufstieg oder auch Umstieg 
ermöglicht wird. Die »Betroffenheit durch Digitalisierung« 
wird dabei weit ausgelegt.

· � Weiterbildung von Arbeitslosen und Arbeitsuchenden wird 
ausgeweitet, um die Beschäftigungsfähigkeit zu stärken be­
ziehungsweise zu erhalten oder um Beschäftigungsfähigkeit 
für neue Tätigkeiten mit neuen Herausforderungen zu ent­
wickeln. 

· � Die bereits bestehenden Möglichkeiten der Förderung von 
Beschäftigten werden verstärkt, sie waren bisher nur Un- 
oder Geringqualifizierten vorbehalten. Die Qualifizierung 
muss dabei Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten ver­
mitteln, die über ausschließlich arbeitsplatzbezogene kurz­
fristige Anpassungsfortbildungen hinausgehen. 

· �� Die Weiterbildungsberatung der Bundesagentur wird 
gestärkt, sie umfasst jetzt Beratung bei bevorstehendem 
Betriebswechsel, bei Gefährdung des Arbeits- oder Ausbil­
dungsplatzes, bei der Entscheidung für ein Qualifizierungs­
ziel, bei der Identifizierung von beruflichen Chancen, bei 
der Förderung von Selbstvertrauen. 

Neben der (beruflichen, mehr oder weniger stark arbeits­
platzbezogenen) Weiterbildung initiiert dieses Gesetz auch 
eine Beratung durch die Bundesagentur für Arbeit. Diese 
»Lebensbegleitende Berufsberatung« (so die Bezeichnung in­
nerhalb der Bundesagentur) soll sich an all diejenigen wen­
den (können), die sich beruflich neu oder anders orientieren 
wollen oder die eigenen Weiterbildungsbedarf sehen. Es rich­
tet sich also nicht nur, wie bisher die Berufsberatung, an be­
stimmte (jugendliche) Zielgruppen. Eine solche Beratung hätte 
dann als Ergebnis – eine epochale Veränderung! – auch nicht 
mehr eine Eingliederungsvereinbarung oder etwas anderes, 
das den beratenen Klienten zu etwas verpflichtet, wie es bei 
Arbeitslosen der Fall ist. 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung?

In drei Themenbereichen ist bei der Umsetzung des Qualifizie­
rungschancengesetzes allerdings doch größere Skepsis ange­
bracht. Hier sind noch äußerst dicke Bretter zu bohren: 

· �� Die Zusammenarbeit von Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) und Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) ist zu wünschen und zu fordern. 
Angebote der (beruflichen) Weiterbildung, die von diesen 
beiden Ministerien gemacht werden (Bildungsgutscheine, 

»Förderung von  
Selbstwirksamkeit im  
beruflichen Bereich«
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Weiterbildungsprämie etc.), sind in der Regel unabgestimmt 
und folgen unterschiedlichen Steuerungslogiken. Hier ist 
zu hoffen, dass tatsächlich gemeinsam eine kohärente und 
konsistente Weiterbildungsstrategie entwickelt und dann 
auch umgesetzt wird.

· � Das zweite Thema sind die Vergabemodalitäten für Weiter­
bildungsmaßnahmen der Bundesagentur für Arbeit. Die 
Planungsprozesse und Vorgaben aus der Zentrale der BA in 
Nürnberg haben eine solche Komplexität und einen solchen 
Formalisierungsgrad angenommen, dass die Umsetzung 
dieses ambitionierten Gesetzes nur gelingen kann, wenn an 
dieser Stelle massiv verschlankt und entschlackt wird: Die 
Arbeitsagenturen vor Ort haben extrem lange Planungs­
vorläufe, die flexibles Reagieren auf konkrete Anforderun­
gen am regionalen / lokalen Arbeitsmarkt sehr schwierig 
machen. Öffentliche Ausschreibungen, aber auch die Ver­
gabe von Bildungsgutscheinen mit den Zulassungs- und 
Prüfungsverfahren durch so genannte fachkundige Stellen 
führen bereits jetzt dazu, das sich Anbieter von Weiterbil­
dung von diesem »Markt« zurückziehen, weil sie die Anfor­
derungen auch kostenmäßig kaum noch bewältigen können. 
Bereits jetzt werden Mittel für Weiterbildung in großem 
Umfang nicht abgerufen oder falsch eingesetzt – dies hat 
kürzlich auch der Bundesrechnungshof festgestellt. Diese 
bürokratischen Folgen der Hartz-Gesetze, die sich mit Ein­
kaufsprozessen (von Arbeitsmarktdienstleistungen) und 
Zulassungsvorgaben immer mehr verselbstständigt haben, 
müssen radikal verschlankt werden, um die Anforderungen 
des Gesetzes zu erfüllen.

· � Das dritte Thema ist die Beratung. Bisher sind nahezu alle Be­
ratungsaktivitäten der Agenturen und Jobcenter mit Konse­
quenzen versehen, also sanktionsbewehrt: Wird die Einglie­
derungsvereinbarung, die bislang Ergebnis der Beratung ist, 
nicht eingehalten, drohen beispielsweise Leistungskürzun­
gen. Die Beraterinnen und Berater sind seit Jahrzehnten in 
dieser Arbeitsweise unterwegs. Wie soll mit einer solchen 
Beratungskultur eine ergebnisoffene Beratung ohne Vor­

»Es ist zu hoffen, dass BMAS 
und BMBF gemeinsam eine 
kohärente und konsistente 

Weiterbildungsstrategie 
entwickeln und umsetzen.«

gaben stattfinden? Darüber hinaus ist zu befürchten, dass 
die jetzige Beratungslandschaft mit einer Vielzahl von Bera­
tungsstellen in kommunaler oder Landes-Trägerschaft, mit 
den unterschiedlichsten Beratungsangeboten, dadurch be­
schädigt oder sogar zerstört wird; es besteht die Gefahr, dass 
die Finanziers dieser Beratungsstellen sich zurückziehen, 
weil ja jetzt die Bundesagentur auf den Plan tritt.

Transparenz als Chance des Gesetzes

Dennoch bietet das Qualifizierungschancengesetz auch eine 
große Chance. Denn bislang ist die Förderlandschaft der be­
ruflichen Erwachsenen- und Weiterbildung sehr heterogen: 
Die Bundesagentur für Arbeit fördert Weiterbildung, ebenso 
das Bildungsministerium (Bildungsprämie, Aufstiegsfortbil­
dungsförderungsgesetz), das Arbeitsministerium (mit ESF-
gestützten Vorhaben und Modellprogrammen), die Länder mit 
ihren Weiterbildungsgesetzen und ebenfalls mit Prämien oder 
Bildungsschecks … und natürlich – last but not least – die Un­
ternehmen mit betrieblicher Weiterbildung, die ja insgesamt 
gesehen den größten Anteil an der Weiterbildung bundesweit 
ausmacht.

Das Gesetz und auch die geplante Nationale Weiterbil­
dungsstrategie könnten jetzt also die Chance bieten, den he­
terogenen und disparaten Weiterbildungsbereich, der auch 
für Weiterbildungsinteressenten schwer durchschaubar ist, 
zu koordinieren und Transparenz herzustellen. Das wäre ein 
Meilenstein und ein großer Schritt in Richtung auf die ange­
sprochene neue Weiterbildungskultur. Es würde eine kon­
struktive Zusammenarbeit ganz unterschiedlicher Akteure 
voraussetzen, es könnte ein hervorragendes Beispiel konsis­
tenter Weiterbildungspolitik werden. 
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Forderungen der Gewerkschaften an die Nationale Weiterbildungsstrategie

Für ein Recht 
auf Weiterbildung 
Sabrina Klaus-Schelletter • Mechthild Bayer

Seit November 2018 finden Beratungen statt, in denen die Sozialpart­

ner, Länder, Kammern und die Bundesagentur für Arbeit gemeinsam 

mit den Bundesministerien für Arbeit und Soziales (BMAS), Bildung 

und Forschung (BMBF) und Wirtschaft und Energie (BMWi) die Na­

tionale Weiterbildungsstrategie entwickeln. Die Autorinnen bewerten 

den Prozess aus Sicht der Gewerkschaften.

Die Gewerkschaften kritisieren seit Jahren Unübersichtlichkeit 
und Wildwuchs im Weiterbildungsbereich. Der Segmentie­
rung in verschiedene Teilbereiche fehlt der ordnende Rahmen 
und damit die eindeutige Festlegung der Verantwortlichkeiten 
und Verpflichtungen der Akteure. Folgen sind nicht nur Quali­
tätsprobleme, eine partielle Unterfinanzierung und Unterver­
sorgung einhergehend mit Projektitis und prekären Arbeits­
bedingungen in der Weiterbildungsbranche, sondern auch 
mangelnde Synergien, Effizienz und eine klare Rollenbeschrei­
bung der Akteure. Auch deshalb sind Reformprozesse bisher  
ausgesprochen mühsam und nur langsam vorangekommen.

Wir begrüßen daher die Nationale Weiterbildungsstrate­
gie (NWS), weil damit seit der »Konzertierten Aktion Weiter­
bildung« erstmals wieder ein runder Tisch geschaffen wird, 
an dem die Akteure der zersplitterten Weiterbildungsland­
schaft zusammenkommen und eine Plattform für Diskussion 
und Entscheidungen haben. Die NWS kann ein erster richtiger 
Schritt zu mehr Kooperation und Vernetzung sein, wie sie die 
Gewerkschaften seit langem fordern (GEW, IG Metall & ver.di, 
2017; DGB, 2019).

Ziel der NWS ist es, »breiten Bevölkerungsteilen einen be­
ruflichen Aufstieg zu erleichtern, die Fachkräftebasis zu stär­
ken und die Beschäftigungsfähigkeit in einer sich wandelnden 

Arbeitswelt nachhaltig zu fördern« (Bundesregierung, 2018, 
S. 50). Dazu sollen alle Weiterbildungsprogramme von Bund 
und Ländern gebündelt und entlang der Bedarfe der Beschäf­
tigten und Unternehmen ausgerichtet und somit eine neue 
Weiterbildungskultur etabliert werden.

Die Bedarfe und weiterbildungspolitischen Herausforde­
rungen bekommen durch die digitale Transformation eine 
neue Dynamik. Wie aus dem BMAS-Fachkräftemonitoring 
hervorgeht, werden sich in 2035 über 7 Millionen Arbeitsplät­
ze von der heutigen Arbeitswelt unterscheiden (BMAS, 2019, 
S. 5). Ergebnisse des aktuellen OECD-Beschäftigungsausblicks 
2019 zeigen, dass sich zusätzlich über 35 Prozent aller Berufe 
bis 2030 signifikant wandeln werden. Die zentrale Herausfor­
derung wird sein, insbesondere diejenigen zu erreichen, die 
von Weiterbildung besonders profitieren, bislang aber kaum 
erreicht werden. Nur so lässt sich eine erneute Spaltung am Ar­
beitsmarkt verhindern. Nach wie vor ist die Kluft in der Weiter­
bildungspartizipation zwischen hoch- und geringqualifizier­
ten Erwachsenen die größte innerhalb der OECD  (OECD, 2019).

Wie kann es gelingen, das ›Weiterbildungssystem‹ so zu 
justieren, dass es fit für die Herausforderungen von morgen 
gemacht und inklusiver wird? Klar ist, es geht nicht darum, das 
Rad neu zu erfinden, sondern um einen geeigneten Rahmen 

b e i t r a g
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mit den richtigen Stellschrauben. Bis zum 12. Juni sollen zehn 
Handlungsziele anhand der Themenfelder Systematisierung, 
Beratung, Unterstützungs- und Anreizstrukturen sowie Vali­
dierung, Qualitätssicherung und Inhalte identifiziert und in 
eine konsistente Weiterbildungsstrategie gegossen und be­
schlossen werden. Mit dem Beschluss der beteiligten Akteure 
auf Spitzenebene soll ab diesem Sommer die Phase der Umset­
zung beginnen. Für das Frühjahr 2021 ist ein Umsetzungsbe­
richt geplant. Der Zeitplan ist aufgrund des stark ausdifferen­
zierten Systems und der damit verbundenen Aufteilung von 
Weiterbildungspflichten und -lasten sehr ambitioniert. Für die 
Gewerkschaften ist die NWS mit hohen Erwartungen verbun­
den, denn es geht um nichts weniger als die Zukunft der von 
der Transformation betroffenen Beschäftigten, ihre Positionie­
rung am Arbeitsmarkt und ein solidarisches Weiterbildungs­
system, das den Risiken einer vertieften gesellschaftlichen 
Spaltung entgegenwirkt und Vertrauen und Sicherheit schafft. 

Forderungen der Gewerkschaften

Der DGB fordert einen neuen Instrumentenkasten, um im 
Wandel allen Menschen die Teilhabe an guter Erwerbsarbeit 
und zur persönlichen Entwicklung zu eröffnen bzw. zu bewah­
ren. Das Verständnis hierfür ist, dass die Verantwortung für 
berufliche Weiterbildung ihrer Beschäftigten grundsätzlich 
primär bei den Arbeitgebern liegt. Sie müssen die Qualifi­
zierung der von ihnen benötigten Fach- und Führungskräfte 
sicherstellen, dies impliziert auch die Freistellung und Finan­
zierung von Maßnahmen der Anpassungs-, Erhaltungs- und 
Erweiterungsqualifizierungen. Eine unangemessene Indivi­
dualisierung oder Kollektivierung der Weiterbildungslasten 
muss vermieden werden. 

Des Weiteren ist die Rolle der Betriebsparteien zu stärken 
und ein gemeinsames Handeln der Betriebsparteien von zen­
traler Bedeutung. Die Betriebsparteien können als Expertin­
nen vor Ort am ehesten einschätzen, wie sich der Wandel im 
jeweiligen Betrieb konkret auswirkt, welche Weichenstellun­
gen getroffen werden müssen, um ihn erfolgreich zu bewäl­
tigen, und was die Beschäftigten an Qualifizierung brauchen, 
um ihre bisherigen Tätigkeiten unter veränderten Bedingun­
gen ausüben oder neue übernehmen zu können. 

Mit diesem Anliegen hat der DGB zur NWS mit einem 
10-Punkte-Plan konkrete Vorschläge unterbreitet. Kern die­
ser Vorschläge ist, Betriebsräte durch die Einführung eines 
generellen Initiativ- und Mitbestimmungsrechtes bei Perso­
nalplanung, Beschäftigungssicherung und Qualifizierung 
mit besseren Rechten auszustatten. Es geht um ein generelles 
Initiativ- und Mitbestimmungsrecht bei der Ein- und Durch­
führung der betrieblichen Berufsbildung, um diese auszu­
bauen. Ziel sollte ein verpflichtender Weiterbildungsplan 

als Ausdruck einer langfristigen Personalplanung sein. Au­
ßerdem regt der DGB eine Förderlinie an, um Betriebs- und 
Personalräte sowie Vertrauensleute zu betrieblichen Weiter­
bildungsmentoren zu schulen. Sie sollen vor allem bildungs­
ferne und geringqualifizierte Beschäftigte besser als bisher 
für Qualifizierung motivieren. Auch die Fortführung der 
ESF-Sozialpartnerrichtlinie über die aktuelle Förderperiode 
hinaus bietet aus Gewerkschaftsperspektive die Möglichkeit 
zur Entwicklung und Umsetzung von innovativen Ansätzen. 
Um zur Unterstützung von KMU eigene Strukturen der Wei­
terbildungsförderung aufzubauen und weiterzuentwickeln, 
könnte die ESF-Sozialpartner-Richtlinie wichtige Impulse set­
zen. Auf tarifpolitischer Ebene wurden in den vergangenen 
Jahren richtungsweisende Abschlüsse erzielt. Hier sind zur 
unterstützenden Flankierung gezielte staatliche Anreize zur 
Förderung von tariflichen Weiterbildungsvereinbarungen zu 
geregelten Bildungszeiten nötig.

Da zu erwarten ist, dass es in einer Reihe von Betrieben 
grundlegende betriebliche Umbauprozesse verbunden mit 
Produktionseinbrüchen geben wird, kann die Einführung ei­
nes neuen Transformationskurzarbeitergeldes Beschäftigten 
und Betrieben bei der Bewältigung des Strukturwandels hel­
fen. Die Idee ist, an das bewährte Instrument der Kurzarbeit 
anzuknüpfen und diese mit Qualifizierung zu verbinden. Zu­
dem würde durch ein gemeinsames Handeln der Betriebspar­
teien ein kollektiver Rahmen gestärkt und die Bundesagentur 
für Arbeit in den Prozess einbezogen. 

Nicht zuletzt braucht es wegen der Verschiebungen zwi­
schen den Branchen auch präventive Ansätze zur Vermeidung 
von Arbeitslosigkeit über den Betrieb hinaus. Deshalb soll­
ten auch Transfermaßnahmen verstärkt für Weiterbildung 
genutzt werden und das Recht auf Beratung – welches durch 
das Qualifizierungschancengesetz eingeführt wurde – mit ei­
nem Recht auf Weiterbildungsförderung verbunden werden. 
Hierzu sind, komplementär als nachrangiges Instrument zum 
Transformationskurzarbeitergeld, folgende Änderungen not­
wendig: Wer auf eigenen Wunsch seine Arbeitszeit reduziert, 
um seine Beschäftigungsfähigkeit im strukturellen Wandel 
zu erhalten oder wer sich gar neu orientieren muss bzw. will, 
und nicht von anderen Förderinstrumenten erfasst wird, soll­
te keine Lohneinbußen hierfür in Kauf nehmen müssen. Ins­
besonders Geringqualifizierte und Geringverdiener sollten 
durch zusätzliche Regelungen unterstützt werden. Um zu ver­
hindern, dass Arbeitgeber aufgrund von Mitnahmeeffekten 
ihre Verantwortung für Weiterbildung auf die Beschäftigten 
abwälzen können, soll eine verpflichtende Beratung mit dieser 
Leistung verknüpft werden.

Um ein Recht auf Weiterbildung unmittelbar bei Eintritt 
in Arbeitslosigkeit zu sichern, soll ein Qualifizierungsver­
sprechen in beiden Rechtskreisen erfolgen. Ebenso braucht 
es ein Recht auf das Nachholen von Berufsabschlüssen, wel­
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ches eine bessere materielle Absicherung bei Weiterbildung 
während der Arbeitslosigkeit beinhaltet, auch und gerade bei 
Hartz-IV-Bezug. Neben der Stärkung arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente ist aber auch eine bessere Absicherung der in­
dividuellen beruflichen Weiterbildungsmöglichkeiten und 

-wünsche – bspw. durch die Weiterentwicklung des Aufstiegs­
fortbildungsgesetzes – gefragt. Diese Anliegen dürfen im Rah­
men der NWS nicht aus dem Blick geraten.

Ausblick

Ob mit Hilfe der NWS ein gemeinsamer iterativer Prozess 
auch im Zusammenspiel mit Beschäftigungs- und Wirtschafts­
politik gelingt, indem Stück für Stück die Baustellen in der 
Weiterbildungspolitik bearbeitet werden und am Ende eine 
gelungene Transformation am Arbeitsmarkt steht, wird der 
eigentliche Gradmesser des Erfolgs sein. Die Menschen müs­
sen sich darauf verlassen können, dass sie den Umbrüchen 
nicht schutzlos ausgeliefert sind, sondern dass die Gesell­
schaft sie durch ein Sozialstaatsversprechen und flankieren­
de Bildungsangebote unterstützt, mit den technischen und 
sozialen Veränderungen Schritt halten und gleichzeitig den 
dynamischen Wandel in der Arbeitswelt erfolgreich und mit­
bestimmend gestalten zu können.

Dafür ist eine Weiterbildungsoffensive mit dem Durch­
bruch zu einer belastbaren Institutionen- und Unterstüt­
zungsstruktur in der Weiterbildung notwendig. In diesem 
Zusammenhang ist auch der Schlussbericht der unabhängi­
gen Expertenkommission zur »Finanzierung Lebenslangen 
Lernens« von 2004 immer wieder einen Blick wert, um die Zu­
kunft zu gestalten. 
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Die Nationale Weiterbildungsstrategie aus Sicht der Arbeitgebervertreter 

Ernüchterung statt Aufbruch 
Irene Seling • Jupp Zenzen

Seit November 2018 finden Beratungen statt, in denen die Sozialpart­

ner, Länder, Kammern und die Bundesagentur für Arbeit gemeinsam 

mit den Bundesministerien für Arbeit und Soziales (BMAS), Bildung 

und Forschung (BMBF) und Wirtschaft und Energie (BMWi) die Nati­

onale Weiterbildungsstrategie entwickeln. Der Autor und die Auto­

rin bewerten den Prozess aus Sicht der Arbeitgebervertreter.

Die im Ganzen recht erfolgreiche Weiterbildungslandschaft in 
Deutschland ist geprägt durch eine Vielfalt der Organisations­
formen und spezifischen Settings, in denen Lernen im Erwach­
senenalter stattfindet. Diese Heterogenität – unterschiedliche 
Zielsetzungen, Finanzierungsstrukturen und Anbieter –, d. h. 
ein pluraler und flexibler Weiterbildungsmarkt, entspricht 
der Vielfalt von Weiterbildungsbedarfen kleiner und großer 
Betriebe unterschiedlichster Branchen mit ihren ebenfalls he­
terogenen Beschäftigten. Die differenzierte Weiterbildungs­
landschaft ist richtig und wichtig. Sie gilt es zu erhalten. Es 
besteht kein Anlass, die Qualität der betrieblichen Weiter­
bildung und der Personalentwicklung der Unternehmen in 
Frage zu stellen. Sie beweist sich durch den wirtschaftlichen 
Erfolg der Unternehmen. Es käme auch niemand auf die Idee, 
bei zehntausenden von hoch ausdifferenzierten Tarifverträ­
gen, die es in Deutschland gibt, mit dem Vorwand mangelnder 
Transparenz und Qualität staatlich einzugreifen oder staatli­
che Qualitätsstandards für gute Tarifpolitik zu entwickeln. So 
wie die Sozialpartner selbst – und nur sie – am besten wissen, 
was für die Unternehmen sinnvoll und tragbar ist, so wissen 
auch die Akteure in den Betrieben am allerbesten, wo es bei 
der Weiterbildung hakt oder was dort nötig ist.

Die Betriebe sind die mit Abstand größten Weiterbildungs­
anbieter: 85 Prozent aller Unternehmen engagieren sich in 
der Weiterbildung und investieren Jahr für Jahr weit über 30 

Mrd. Euro (→ aBB. 1;  Seyda & Placke, 2017). Das ist mehr, als 
derzeit der gesamte Haushalt der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) ausmacht. Genau dadurch wird Weiterbildung garantiert, 
die eng am betrieblichen und persönlich notwendigen Bedarf 
orientiert ist. In den Betrieben kennt man am besten den Wei­
terbildungsbedarf der eigenen Beschäftigten. Dort weiß man 
frühzeitiger als in staatlichen Bürostuben und fachlich exak­
ter, welche Kompetenzen z. B. benötigt werden, um den digita­
len Strukturwandel zu bewältigen.

Viele Unternehmen übernehmen nicht nur die Kosten für 
die Weiterbildung ihrer Mitarbeiter, sondern stellen sie auch 
von der Arbeit frei. Dies geschieht auf freiwilliger Basis und im 
gemeinsamen Austausch über die zukünftige und individuelle 

2001 2004 2007 2010 2013 2016

Abb. 1 � Konsolidierung auf hohem Niveau 

Weiterbildungsausgaben der Unternehmen in Mrd. Euro

Quellen: Seyda & Placke, 2017, S. 10.; Weiss, 2003, S. 13; Werner, 2006, S. 12.
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Weiterentwicklung. So erhalten Beschäftigte bezahlte Frei­
stellungen, z. B. für berufliche Weiterbildung, politische Wei­
terbildung oder Qualifizierung zur Weiterbildung bei ehren­
amtlichen Tätigkeiten. 

Zielgenaue Förderung statt eines pauschalen  
Rechts auf Weiterbildung

Die aktuell in den Diskussionsrunden und Workshops im Rah­
men der Nationalen Weiterbildungsstrategie formulierten 
und undifferenzierten politischen Forderungen nach mehr 
allgemeiner Weiterbildungsberatung, mehr Weiterbildungs­
förderung und mehr Freistellungs- und Weiterbildungsan­
sprüchen für alle – einschließlich eines pauschalen Rechts auf 
Weiterbildung – widersprechen oft dem sinnvollen Grundsatz, 
dass betriebliche Weiterbildung von Beschäftigten immer bei­
de Seiten im Blick haben muss: die Interessen und Neigungen 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ebenso wie die be­
trieblichen Bedarfe. 

Darüber hinaus verkennt der Ansatz eines pauschalen 
Rechts auf Weiterbildung, dass es schon jetzt häufig schwierig 
ist, ausreichend motivierte Beschäftigte für Weiterbildungs- 
und Qualifizierungsangebote von Unternehmen zu gewin­
nen. Trotz umfangreicher Angebote ist die Beteiligung von 
einzelnen Personengruppen (wie z. B. älteren Beschäftigten, 
Geringqualifizierten oder Beschäftigten in Teilzeit) noch un­
terdurchschnittlich. 

Hinzu kommt, dass vielen Akteuren der Nationalen Wei­
terbildungsstrategie gar nicht bewusst ist, wie weitgehend 
Weiterbildung bereits gefördert wird. Beispielsweise kann 
die Arbeitslosenversicherung jeden Arbeitslosen unterstüt­
zen, sofern eine Qualifizierung die Arbeitsmarktperspekti­
ven verbessert, wovon bei Menschen ohne Abschluss vielfach 
auszugehen ist. Die abschlussorientierte Weiterbildung von 
geringqualifizierten Beschäftigten kann die Arbeitslosenversi­
cherung bis zu 100 Prozent fördern. Selbst bei qualifizierten Be­
schäftigten ermöglicht nun das Qualifizierungschancengesetz 
in allen Unternehmen eine Weiterbildungsförderung, sofern 
ein struktureller oder technologischer Wandel die Qualifikati­
on der Beschäftigten entwertet und ihnen in der Folge Arbeits­

losigkeit droht. Deswegen ist es auch überhaupt nicht nach­
vollziehbar, dass die Tinte zum Qualifizierungschancengesetz 
noch nicht richtig trocken ist und Gewerkschaften schon wie­
der ein »neues« Instrument namens »Transformations-Kurzar­
beitergeld« fordern, das sich letztlich in der Zielsetzung vom 
Qualifizierungschancengesetz nicht unterscheidet.

Feintuning statt Systemwechsel

Das bedeutet natürlich nicht, dass es in der Arbeitsförderung 
keinerlei Handlungsbedarfe mehr gäbe. Es handelt sich hier 
aber eher um Feintuning: Zum Beispiel wäre es notwendig, 
die in vielen Fällen etwas irreführend als »Umschulung« be­
zeichneten abschlussorientierten Weiterbildungen zeitlich zu 
flexibilisieren. Ein anderes Beispiel ist der Vorrang der Ver­
mittlung in Beschäftigung statt in Qualifizierung in der Grund­
sicherung. Es muss auch im SGB II sichergestellt werden, dass 
Arbeitslose ohne Berufsabschluss abschlussorientiert weiter­
gebildet werden, sofern sie die notwendige Motivation und 
die geistigen sowie gesundheitlichen Voraussetzungen dafür 
mitbringen und auf dem Arbeitsmarkt ein Bedarf nach dem 
Zielberuf besteht – auch dann, wenn theoretisch eine Vermitt­
lung in Beschäftigung möglich wäre. Dazu stünde ein Rechts­
anspruch auf einen Abschluss im Widerspruch. Es macht 
keinen Sinn, Menschen nur um der Qualifizierung willen zu 
qualifizieren, wenn im Einzelfall die Voraussetzungen für ei­
nen erfolgreichen Abschluss – vielleicht noch – nicht gegeben 
sind und der Berufswunsch keinen Erfolg am Arbeitsmarkt 
verspricht. Denn immerhin müssen hier andere – die Steuer- 
und Beitragszahler, und dazu gehören auch Menschen mit ge­
ringerem Einkommen – das dann ohne eine sachliche Berech­
tigung mitfinanzieren.

Bei der Weiterbildung, zumindest bei der Weiterbildung 
von Beschäftigten, spielt für die meisten Menschen das Thema 
»Förderung« erstmal eine untergeordnete Rolle. Viel wichti­
ger sind Beratung und Orientierung. Hier wurde in der Ver­
gangenheit immer wieder der Ruf laut, die BA zu einer Bun­
desagentur für Weiterbildung auszubauen, die alle zu allem 
fundiert beraten soll. Dieser Vorschlag verkennt, dass bereits 
eine sehr breite, leistungsfähige und differenzierte Beratungs­
landschaft existiert. Anstatt hier eine teure Parallelstruktur 
auf Kosten der Beitragszahler aufzubauen, die private Anbie­
ter vom Markt verdrängt, ist es vielmehr notwendig, die unter­
schiedlichen Akteure vor Ort miteinander zu vernetzen. Die 
Agenturen können hier eine Lotsenfunktion übernehmen, die 
auf bestehende Angebote vor Ort verweist.

Kernaufgabe der Arbeitsagenturen ist die Beratung von 
Arbeitslosen und von Arbeitslosigkeit bedrohten Personen, 
insbesondere von Geringqualifizierten. Letztere Gruppe wird 
immer bedeutsamer. Denn im Zuge des Fachkräftemangels 

»85 Prozent aller  
Unternehmen engagieren 

sich in der Weiterbildung«
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stellt die Qualifizierung von Helfern im eigenen Unternehmen 
einen immer wichtigeren Weg zur Fachkräftesicherung dar. 
Hier können die Agenturen gut unterstützen, zum einen mit 
Förderung, zum anderen mit Beratung. Denn die Erfahrungs­
werte zeigen, dass insbesondere bei Geringqualifizierten Vor­
behalte und Ängste gegenüber Weiterbildung bestehen, die 
abgebaut werden müssen.

Neue Technologien ermöglichen die Schaffung und den 
Einsatz von digitalen Beratungsformaten, wie z. B. Selbsterkun­
dungstools. Diese können zwar nicht immer ein persönliches 
Beratungsgespräch ersetzen, sie eignen sich dann aber gut als 
erster Schritt zur Orientierung und stellen auch eine gute Vor­
bereitung auf eine möglicherweise anschließende persönliche 
Beratung dar. Die BA verfügt bereits über Selbsterkundungs­
tools zur Ausbildungs- und Studienwahl, die gut funktionie­
ren. Ein Tool für Erwachsene mit der Zielrichtung lebenslan­
ges Lernen sollte daher auch zügig entwickelt werden.

Ernüchterung statt Aufbruch

Weiterbildung ist bereits ein Kernthema in den Personalabtei­
lungen deutscher Unternehmen, und die Bedeutung wird in 
Zukunft noch wachsen. Von der Qualifikation der Mitarbeiter 
hängt schließlich ab, wie gut sie sich im Wettbewerb behaup­
ten werden und wie gut sie die Chancen des digitalen Wandels 
nutzen können. Daher ist es leider sehr ernüchternd, dass die 
zuständigen Bundesministerien  – BMAS und BMBF  – etwas 
konzeptlos in die Nationale Weiterbildungsstrategie »gestol­
pert« sind, in die zu Beginn große Hoffnungen gesetzt wurde. 
Anstatt frei von unnötig hohem Zeitdruck Reformbedarfe 
anhand der unterschiedlichen Weiterbildungsmotive, Ziel­
gruppen und Angebote gesondert herauszuarbeiten, werden 
alle Themen vermengt und sollen innerhalb weniger Wochen 
durchgepeitscht werden. Was hier am Ende vermutlich he­
rauskommt, mag hoffentlich dennoch an einigen Stellen für 
die Menschen, die Weiterbildung brauchen, ganz hilfreich 
sein – der erhoffte große Wurf wird es nicht.
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Bildungsausgaben und
Weiterbildungsbeteiligung

Die Daten des European Labour 
Force Survey 2013 zeigen: Bildungs­
ausgaben und Weiterbildungsbetei­
ligung haben einen positiven Zusam­
menhang. Über alle Bildungsbereiche 
hinweg gab Deutschland im Jahr 
2013 über 1.600 € pro Kopf aus, die 
Weiterbildungsquote lag bei 4,6 %, 
die Weiterbildungsquote der Gering­
qualifi zierten bei 1,5 %. Zum Ver­
gleich: Dänemark gab über 3.000 € 
pro Kopf aus und erreichte Quoten 
von 27,2 % respektive 21,5 % (gefragt 
wurde jeweils nach der Teilnahme 
an einer Weiterbildung innerhalb der 
vergangenen vier Wochen).

Bildungsausgaben pro Kopf in Euro
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150 %
frühkindliche Bildung

(auf insg. 21,2 Mrd. €)
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Dringlichkeit: Wie dringend muss das Erwachsenenbildungs system modernisiert werden?
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Prioritäten für die Erwachsenenbildung in Deutschland (Index 0–1)
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Die oecd hat ein System entwickelt, mit dem sie Weiterbildungssysteme anhand 
von sieben Indikatoren auf ihre Zukunftsfähigkeit prüfen und miteinander ver­
gleichen kann. Daraus werden Prioritäten für die Erwachsenenbildung abgeleitet. 
Die Werte stellen die Leistung eines Landes relativ zu anderen Ländern dar.

Quellen: Bildungsausgaben und Weiterbildungsbeteiligung: European Labour Force Survey 2013; Martin, A. & Rüber, I. E. 

(2016). Die Weiterbildungsbeteiligung von Geringqualifi zierten im internationalen Vergleich: Eine Mehrebenenanalyse. 

Zeitschrift für Weiterbildungsforschung 39 (2), 149–169.; Anstieg der Bildungsfi nanzierung: Bertelsmann­Stiftung (Hrsg.) 

(2019). Weiterbildung: finanzielles Stiefkind der Bildungspolitik. www.bertelsmann­stiftung.de / de / themen / aktuelle­mel­

dungen / 2019 / maerz / weiterbildung­fi nanzielles­stiefkind­der­bildungspolitik; Zukunftsfähigkeit des Weiterbildungssys­

tems: oecd (2019). Future-ready Adult Learning Systems. Deutschland. www.oecd.org / germany / Future­ready­adult­lear­

ning­2019­Germany.pdf; oecd (2019). Getting Skills Right: Future-Ready Adult Learning Systems. Paris oecd Publishing.

Anpassungsfähigkeit: Ist Erwachsenenbildung an den Qualifi kationsbedarf angepasst?

Subjektive Wirkung: Was sind die Ergebnisse von Erwachsenenbildung?

Finanzierung: Wie gut ist das Erwachsenenbildungssystem fi nanziert?
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Einschätzung zu den Planungen  
eines Nationalen Bildungsrats

Kontinuität 
oder Wandel 
der Politik­
beratung?
Rudolf Tippelt

»Wir wollen die Bildungschancen in Deutschland im gemein­
samen Schulterschluss von Bund und Ländern verbessern. 
[…] Der Nationale Bildungsrat soll auf Grundlage der empi­
rischen Bildungs- und Wissenschaftsforschung Vorschläge 
für mehr Transparenz, Qualität und Vergleichbarkeit im 
Bildungswesen vorlegen und dazu beitragen, sich über die 
zukünftigen Ziele und Entwicklungen im Bildungswesen zu 
verständigen und die Zusammenarbeit der beteiligten politi­
schen Ebenen bei der Gestaltung der Bildungsangebote über 
die ganze Bildungsbiografie hinweg zu fördern«. Dies sind die 
Zielsetzungen, die CDU, CSU und SPD im Koalitionsvertrag zur 
19. Legislaturperiode über die Einrichtung eines Nationalen 
Bildungsrats formuliert haben. Doch ein solcher Bildungsrat 
kann für die überregionale und unabhängige Beratung der Bil­
dungspolitik und der Bildungsplanung nur unter bestimmten 
Voraussetzungen hilfreich sein. Hierfür kann ein Blick auf – 
mehr oder weniger gelungene – Beispiele von Politikberatung 
der Vergangenheit Klarheit schaffen.

Selbstverständlich erinnert man sich an die Tradition des 
»Deutschen Bildungsrats« (1965–1975) und des »Deutschen 
Ausschusses für das Bildungs- und Erziehungswesen« (1953–
1965), die sich besonders den Bereichen Schulwesen, Leh­
rer- und Erwachsenenbildung widmeten. Beide waren keine 
Planungsinstanzen, sondern förderten durch Rat und Emp­
fehlungen die Entwicklung des Erziehungs- und Bildungswe­

sens – und sind insofern Vorbilder. Der Deutsche Ausschuss 
hat bis Mitte der 1960er Jahre 29 Empfehlungen und Gutach­
ten verabschiedet, darunter der beachtete »Rahmenplan zur 
Umgestaltung und Vereinheitlichung des allgemeinbildenden 
öffentlichen Schulwesens« (1959) oder das »Gutachten über das 
berufliche Ausbildungs- und Schulwesen« (1964). Man wird je­
doch sagen müssen, dass die Zusammenarbeit mit den Bundes- 
und Länderministerien sowie mit der KMK nicht optimal gere­
gelt war, so dass zwar stimulierende Impulse gegeben wurden, 
aber praktische Wirkungen auf Bildungsreformen nur wenig 
nachgewiesen werden konnten. Bei der Errichtung des Deut­
schen Bildungsrats sollte dem Mangel der organisatorischen 
und institutionellen Struktur dadurch begegnet werden, dass 
eine Bildungskommission und eine Regierungskommission 
gebildet wurden. Ohne Zweifel wurden ca. 60 interessante 
Gutachten für das deutsche Bildungswesen erarbeitet; die 
Vorschläge im »Strukturplan« (1970) reichten von der Vor­
schulerziehung über die Schulbildung bis zur Erwachsenen­
bildung. Obwohl dort die Strukturen und die Finanzierung 
des Bildungswesens thematisiert wurden, wird die Wirkung 
des Deutschen Bildungsrats auf reale Bildungsreformen zu­
rückhaltend eingeschätzt – über viele Empfehlungen sind die 
bildungspolitischen Entwicklungen hinweggegangen. Beide 
Beratungsgremien stellten ihre Arbeit ein, nachdem sie nach 
Auffassung ihrer Auftraggeber, Bund und Länder, ihren Auf­
trag erfüllt hatten. Seit 1975 gibt es keine entsprechenden bera­
tenden Nachfolgeeinrichtungen.

Aber eine überregionale Beratung der Politik kann auch 
auf Dauer fruchtbar sein, das zeigen die Erfahrungen des 
Wissenschaftsrats. Im Bereich der wissenschaftlichen Hoch­
schulen, Bibliotheken und Forschungseinrichtungen hat der 
1957 eingesetzte Wissenschaftsrat durch seine Beratung in 
Stellungnahmen, Gutachten und Empfehlungen die Wissen­
schaftspolitik deutlich beeinflusst  – und er wirkt bis heute. 
Nicht ohne Grund kann man den Wissenschaftsrat als »Vor­
bild« für einen Nationalen Bildungsrat sehen. Auch inhaltlich 
kann die Tradition des Deutschen Bildungsrats und des Deut­
schen Ausschusses mit guten Gründen nicht einfach fortge­
setzt werden. Mittlerweile sind die Bildungsprozesse über 
die Lebensspanne und das »institutionelle System des lebens­
langen Lernens« in den Mittelpunkt des Bildungs- und Erzie­
hungsinteresses gerückt. Die frühkindliche Bildung, die Schu­
le, die berufliche Bildung, die außerschulische Jugendbildung, 
die Erwachsenen- und Weiterbildung sowie die Hochschulbil­
dung werden heute in einem strukturellen und inhaltlichen 
Zusammenhang gesehen (in Deutschland durch die Autoren­
gruppe Bildungsberichterstattung seit 2008; international 
vergleichend vor allem durch Publikationen der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, OECD). 

Ein Bildungsrat trifft heute zudem auf veränderte Rah­
menbedingungen. Ein großer Unterschied zu damals besteht 
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darin, dass sich in den letzten 40 Jahren eine differenzierte 
Bildungsforschung entfalten konnte, die dazu führte, dass 
das empirisch belastbare Wissen zur Bildungssituation und 
Bildungsreform in Deutschland deutlich expandierte. Hierzu 
tragen die erziehungs- und bildungswissenschaftlichen Ar­
beitseinheiten an den Universitäten und Hochschulen genau­
so bei wie die außeruniversitären Forschungseinrichtungen. 
Ein Nationaler Bildungsrat muss heute nicht die Ergebnisse 
der empirischen Bildungsforschung zusammenfassen und 
weiterentwickeln, denn das wird im Unterschied zu den 1970er 
Jahren in den wissenschaftlichen Expertisen, in der nationa­
len und regionalen Bildungsberichterstattung, in ausdiffe­
renzierten und stark nachgefragten Handbüchern geleistet. 
Wichtig wäre die Fokussierung von Bildungsreformen, die 
durch die Bildungspolitik und -administration, die stark aus­
differenzierte Erziehungs- und Bildungsforschung sowie die 
öffentlich finanzierte und in Teilen subsidiäre Bildungspraxis 
in den Mittelpunkt von Überlegungen rücken. 

Aufgrund der hohen Komplexität und teilweisen Unüber­
sichtlichkeit des deutschen Bildungssystems empfiehlt sich 
die Verdichtung der kommunikativen praktischen Diskurse 
in einem Nationalen Bildungsrat, um vertretbare Konzepte zu 
beraten. Die Reformvorstellungen der pluralen Bildungspra­
xis können in einem Bildungsrat nicht als Restgröße begriffen 
werden, sondern müssen systematisch in die Beratungen  –  
z. B. durch Anhörungen – integriert werden. Ein Nationaler Bil­
dungsrat kann ausgewählte Erkenntnisse und Konzepte einer 
beständigen kommunikativen Prüfung unterziehen, allerdings 
wäre hierzu eine neue Kultur der Zusammenarbeit zwischen 
Forschung, Politik und Praxis zu etablieren. Dabei ist nicht aus­
geschlossen, dass den besonderen Problemlagen, die sich auch 
regional ergeben, nachgegangen werden kann. Besondere regi­
onal unterschiedlich auftretende Herausforderungen sehe ich 
in der Integration von Migrantinnen und Migranten, in demo­
grafischen Prozessen und Mobilitätsfaktoren, im ökonomisch-
technischen Wandel und in der Bedeutung von sich generativ 
verändernden kulturellen oder politischen Orientierungen, die 
sich auf die Leitziele von Bildungsplanung auswirken. 

Im günstigen Fall trägt die Arbeit eines Nationalen Bil­
dungsrats zur Transparenz von Ziel- und Zwecksetzungen von 
Bildungspolitik und Bildungsinstitutionen bei, wobei er diese 
Ziele selbstverständlich durch Empfehlungen auch beeinflus­
sen kann. Es bestünde nach wie vor das Primat der Politik und 
der praktisch wirkenden Verbände, Ziele für bildungspoliti­
sches und planendes Handeln zu setzen, weil in demokratischen 
Gesellschaften die Politik und die Praxis legitimiert sind, solche 
besonderen Zielsetzungen zu formulieren und dann auch zu 
realisieren. Ein Nationaler Bildungsrat als Beratungsinstitu­
tion kann aber dazu beitragen, bildungs- und bisweilen sozi­
alpolitische Zweck- und Zielsetzungen deutlich rationaler zu 
formulieren. Aus Sicht der Bildungsforschung geht es darum, 

notwendige Informationen und ein handhabbares Wissen in 
die praktischen Diskurse einzubringen. Auch würde sichtbar, 
welches Wissen für ein rationales Handeln der Bildungspla­
nung auf politischer und organisatorischer Ebene fehlt und da­
her erhoben werden muss. Wichtig wäre es zudem, die Qualität 
des Bildungssystems – also des Systems des lebenslangen Ler­
nens – systematisch in den Blick zu nehmen, was derzeit trotz 
aller Anstrengungen noch viel zu wenig geschieht. 

Mit dem skizzierten Kommunikationskonzept ist nicht die 
Egalisierung zwischen dem politischen, dem lebensweltlichen 
und dem wissenschaftlichen Denkstil verbunden, es ist aber 
die Intensivierung des Austauschs bei Planungsüberlegungen 
in einem Bildungsrat zu erwarten. Auch ein Bildungsrat kann 
keinen Masterplan zur Formierung eines pädagogisch organi­
sierten Systems des lebenslangen Lernens ausarbeiten, denn 
in einem pluralen und teilweise subsidiären Bildungssystem 
ist die relative Autonomie der Akteure zu berücksichtigen. 

Ein Nationaler Bildungsrat heute ist nur dann sinnvoll, 
wenn Solidarität und Kooperation zwischen den ausdifferen­
zierten Ebenen der Bildungs- und Erziehungsorganisationen 
gefördert werden. Eine Hierarchie in der Wertigkeit der päd­
agogischen Institutionen in der Bildungskette ist dabei ratio­
nal nicht gerechtfertigt. Ein Nationaler Bildungsrat sollte »das 
Ganze« des Bildungssystems im Blick haben – oder theoretisch 
formuliert: Er kann erheblich zur kooperativen Gestaltung der 
Bildungsprozesse über die Lebensspanne beitragen. Bildungs­
politische Reformmaßnahmen – national und international –  
können nicht verordnet werden, sondern haben größere Rea­
lisierungschancen, wenn sie im Modus der Beratung und Aus­
handlung zwischen den zentralen Akteuren (Bildungspolitik, 
Bildungsverwaltung, Bildungsforschung und Bildungspraxis) 
implementiert werden. Ein zeitlich nicht begrenzter Nationaler 
Bildungsrat mit Mitgliedern aus allen Bereichen kann hierbei 
ein wichtiges rational wirkendes Gestaltungselement sein. 

dr .  Rudolf T ippelt 

ist emeritierter Professor für Allgemenie  

Pädagogik und Bildungsforschung an der Ludwig-
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MILLA und die Frage  
zentralisierter Weiterbildung

Lasst  
zehntausend 
Blumen  
blühen!
Jochen Robes

Das Konzept MILLA – »Modulares Interaktives Lebensbegleiten­
des Lernen für Alle« – des Arbeitskreises Zukunft der Arbeit 
in der CDU / CSU-Bundestagsfraktion hat in der Weiterbildungs­
landschaft hohe Wellen geschlagen. Auch wenn es nicht danach 
aussieht, dass sich eine solche zentralisierte Lösung durchset­
zen wird, bleibt die Frage: Ist die Aufmerksamkeit verdient?

Man mag es selektive Wahrnehmung nennen, aber die 
zentrale Botschaft von MILLA lautete doch: Initiativen für die 
Weiterbildung sind wichtig, sie sind dringend und überfällig, 
sie benötigen Kreativität, Ressourcen und Engagement. Das al­
les kostet. Im Raum stehen drei Milliarden Euro. Verschiedene 
Vorschläge liegen auf dem Tisch. Ein prominenter ist MILLA. 
Aber bevor ich auf ihn eingehe: Warum gehen wir nicht hin 
und überlegen einmal, was man mit dieser Summe in der Wei­
terbildung bewegen könnte? Drei Milliarden, das ist doch eine 
Hausnummer, das sind zum Beispiel 10.000 Projekte, die man 
jährlich mit 300.000 Euro finanzieren könnte. Was wäre also 
heute auf meiner aktuellen Bildungs-Wunschliste?

· � Die Entwicklung »Dritter Orte«: Wie können eigentlich 
Volkshochschulen, Büchereien und Bibliotheken überle­
ben, wenn viele Informationen heute bequem im Internet 
zu erreichen sind? Allein auf das Angebot von Kursen oder 
die Ausleihe von Büchern zu setzen, bietet wenig Perspek­
tive. Aber könnten diese Orte nicht Plätze sein, wo mehr 

passiert, wo man in der Nachbarschaft zusammenkommt, 
um sich zwanglos zu treffen und auszutauschen? Das Kon­
zept der »Dritten Orte« (Ray Oldenburg) beschreibt solche 
Plätze, die neben dem Zuhause (die ersten Orte) und dem 
Arbeitsplatz (die zweiten Orte) Anlaufstellen für Begeg­
nungen bieten. Doch es geht nicht nur um eine Wiederbele­
bung klassischer Bildungsorte. Denn das tägliche Arbeiten 
im Netz, das Homeoffice, das Netzwerken, das Online-Kom­
munizieren und -Lernen machen solche »Dritten Orte« im­
mer wichtiger. Die Popularität der Coworking Spaces unter­
streicht es. Wenn wir es jetzt noch schaffen, dass Menschen 
hier ihre Themen und Bedürfnisse loswerden können, ihre 
Erfahrungen anderen zur Verfügung stellen, sind »Dritte 
Orte« zugleich Lernorte an den Übergängen von Präsenz 
und Digitalisierung. 

· � BarCamps für die Weiterbildung: Ich weiß nicht, ob man 
an dieser Stelle noch viel über BarCamps, ihre Idee und ihre 
Ziele erzählen muss. Im Schatten der großen Konferenzen 
und Messen haben sie in den letzten zehn Jahren gerade un­
ter Bildungsexperten und Digitalisierungsaffinen an Auf­
merksamkeit gewonnen. Sie werden ja gerne auch als »Un­
konferenzen« bezeichnet. Denn die Teilnehmenden sind 
hier zugleich Teilgebende. Sie stellen ihre eigene Agenda, 
ihr eigenes Konferenzprogramm mit den Themen und Fra­
gen zusammen, die sie persönlich interessieren. Es gibt kei­
ne Referenten und Expertinnen, sondern einen lebendigen 
Austausch auf Augenhöhe. Was es braucht, sind Räumlich­
keiten, Getränke und einen Moderator bzw. eine Moderato­
rin. Noch ziehen BarCamps gerade die Bildungshungrigen 
an, die den direkten Austausch mit anderen suchen, um sich 
dann wieder im virtuellen Raum zu vernetzen. BarCamps 
stehen für selbstgesteuertes, Peer-to-Peer-Lernen. Das Kon­
zept lässt sich leicht auf weitere Zusammenhänge, Themen 
und Zielgruppen übertragen.

· � Offene Online-Kurse für alle: Es gibt ja bereits offene, kos­
tenlose Bildungsangebote. Sie werden »Massive Open On­
line Courses« (MOOCs) genannt und galten für eine kurze 
Zeit als Vorboten der geforderten Weiterbildungswende. 
Dann wurden tragfähige Geschäftsmodelle gesucht, und 
aus den offenen Bildungsangeboten wurden vielerorts kos­
tenpflichtige Zertifikatskurse. Aber es gibt nach wie vor 
Plattformen wie zum Beispiel oncampus der Technischen 
Hochschule Lübeck, die das MOOC-Konzept und den offenen 
Zugang zu ihren Online-Angeboten seit 2015 pflegen. Über 
100 Kurse können Bildungsinteressierte hier abrufen. Über 
50.000 Lerner haben von den Möglichkeiten bis heute Ge­
brauch gemacht. Raum zum Experimentieren ist auch da. So 
haben in der Vergangenheit zum Beispiel auch die Volks­
hochschulen diese Plattform genutzt, um erste Erfahrungen 
mit dem MOOC-Format zu sammeln und das Lernen vor Ort 
mit dem Online-Lernen zu verknüpfen.
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Dritte Orte, BarCamps und MOOCs. Drei Konzepte, die mit drei 
Milliarden etwas bewegen können. Zum Beispiel in 10.000 
Projekten und Initiativen vor Ort. Mit traditionellen Bil­
dungsträgern und Bildungsexperten, mit bestehenden Netz­
werken und Vereinen im kommunalen Raum, mit Start-ups, 
die Neues ausprobieren, mit Menschen, die sich engagieren 
wollen, und Grenzgängern, die nicht mehr in »analog« oder 
»digital« denken.

Aber ich will mich an dieser Stelle nicht vor meiner Haus­
aufgabe drücken, Stellung zu beziehen zu MILLA, dieser gro­
ßen Idee einer staatlichen, zentralen, netzgestützten und 
kostenlosen Weiterbildungsplattform. Mein größtes Fragezei­
chen: Wenn es darum geht, eine neue Kultur des lebenslangen 
Lernens und der kontinuierlichen Weiterbildung zu schaffen; 
wenn Lernen von den Assoziationen an Schule und Pflicht be­
freit werden soll; und wenn es darum geht, neue Zielgruppen 
in der »Mitte der Gesellschaft« (warum eigentlich nur dort?) 
mit einem attraktiven und zeitgemäßen Angebot anzuspre­
chen: Dann sehe ich nicht, wie MILLA als »Modulares Interak­
tives Lebensbegleitendes Lernen für Alle« hier greifen soll. 
Um diese Ziele zu erreichen, braucht es zwar die angesproche­
ne Weiterbildungswende, aber aus meiner Sicht keine weitere 
digitale Weiterbildungsplattform. Denn an erster Stelle muss 
der Diskurs darüber stehen, wie wir in Zukunft arbeiten wol­
len, wie Digitalisierung und Automatisierung unsere Jobs und 
Tätigkeiten verändern und wie wir mit diesen Veränderungen 
umgehen wollen. Und damit verbunden natürlich die Frage, 
wie und wo dieser Diskurs stattfinden kann! Wenn wir diesen 
Schritt ausblenden oder überspringen, wird MILLA zur netz­
gestützten Verlängerung der Schulbank: Der Arbeitsmarkt 
(Industrie 4.0) zeigt uns, welche Kompetenzen gefragt sind, 
ein MILLA wertet unser Profil aus und zeigt auf, wo und wie 
wir uns qualifizieren müssen, um unsere Employability zu si­
chern. Den hier beschriebenen Automatismus gibt es übrigens 
schon, die Plattform heißt LinkedIn, das digitale Kursangebot 
LinkedIn Learning, und 12 Millionen Menschen pflegen dort 
allein im deutschsprachigen Raum derzeit ihr Profil. 

Im Übrigen haben die Initiatoren von MILLA, die Abge­
ordneten der CDU / CSU-Bundestagsfraktion um Thomas Heil­
mann, einige Hausaufgaben gemacht. Viele Stichworte aus der 
aktuellen Bildungsdiskussion – von Microlearning bis Block­
chain – finden wir in MILLA wieder. Und doch wirkt das Kon­
zept an vielen Stellen »hingeworfen«:

· � Stichwort »zentrale, nationale Weiterbildungsplattform«: 
Es gibt das Internet, es gibt YouTube, es gibt große Bil­
dungsanbieter im Netz mit Millionen Teilnehmenden (auf 
LinkedIn Learning habe ich bereits hingewiesen). Diese 
Angebote entwickeln sich permanent weiter. Die Idee, eine 
weitere, neue Online-Plattform danebenzustellen, wirkt 
nicht zeitgemäß.

· � Stichwort »Netflix«: Wie aus der bestehenden Heterogenität 
der Bildungsformate und Lernaktivitäten ein »Netflix der 
Weiterbildung« werden soll, ist unklar. Und ob Netflix über­
haupt als Modell für Bildung und Lernen herhalten sollte, 
wäre zu prüfen. 

· � Stichwort »Erfassung von Kompetenzen«: Natürlich kann 
man für die Bearbeitung bestimmter Inhalte »Kompetenz­
punkte« vergeben. Mit der Erfassung, Entwicklung und 
Messung von Kompetenzen hat das aber erst einmal nichts 
zu tun.

· � Stichwort »kostenlose Weiterbildungsangebote«: Das Ge­
schäftsmodell von MILLA ist wahrscheinlich der offenste 
Baustein eines offenen Konzepts. Wenn bestehende Bil­
dungsangebote auf MILLA verlinkt und dort kostenfrei 
angeboten werden, wird das nicht ohne Einfluss auf den 
Bildungsmarkt bleiben. Wenn es neben dem kostenfreien 
MILLA noch kommerzielle Bildungsanbieter mit kosten­
pflichtigen Angeboten gibt, darf man sich ausrechnen, wel­
che Qualität von Weiterbildung wo zu erwarten ist.

Abschließend: Wenn man den Schlüsselbegriffen von MILLA 
folgt, ist es das Konzept einer staatlich gesteuerten, zentrali­
sierten Weiterbildung. Gut ist, dass man die Weiterbildung 
nicht dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen will. Aller­
dings sehe ich nicht, wie auf diesem Weg autonom handelnde, 
starke, selbstbewusste und kreative Menschen auf ihrem Weg 
in die Zukunft unterstützt werden. Dafür gibt es andere, bes­
sere Konzepte. An den Kosten muss es ja offensichtlich nicht 
scheitern.
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Weiterbildungspolitik zwischen langen Konsultationen und schnellem Aktionismus

Wie kommen Konzepte 
in die Politik? 
bernd käpplinger

Manche politischen Konzepte brauchen Jahre, bis sie umgesetzt wer­

den, andere werden äußerst schnell zum Umsetzungsszenario. Wie 

laufen diese unterschiedlichen Prozesse ab, welche Rolle spielt die 

Wissenschaft? Diesen Fragen geht der Autor anhand zweier Fallbei­

spiele nach.

»Wer Visionen hat, sollte zum Arzt gehen.« Dieses bekannte 
Zitat wollte Helmut Schmidt später als »pampige Antwort auf 
eine dusselige Frage« deutlich relativiert wissen 1  – wohl im 
Bewusstsein, dass Politik Ideen oder sogar außergewöhnli­
che Ideen (»Visionen«) braucht, die über Optimierungen und 
die Arbeit an den »Stellschrauben« des administrativen All­
tags hinausgehen. Gleichzeitig muss das Progressive oft  mit 
Widerständen rechnen, weil selbst ein sonst viel kritisier­
ter Status quo auch Sicherheiten bietet. Im Folgenden sollen 
zwei Beispiele erörtert werden, wie per langem Konsultati­
onsprozess und schnellem Aktionismus Konzepte für eine 
Weiterbildungspolitik entstehen, prozessiert und diskutiert 
werden. Übergreifende Merkmale der Verfasstheit der Wei­
terbildung und ihrer Diskurse werden so exemplarisch ent­
lang einer Zeitdimension aufgezeigt. Als Kompromiss zwi­
schen beiden Verfahrenswegen bietet sich »Experimentelle 
Politik« an, bei der neue Konzepte auf kleinem Raum zügig 
umgesetzt werden können.

Die Beschäftigungsversicherung: 
Macht Wissenschaft Politik?

Im Jahr 2008 publiziert Prof. Günther Schmid, Sozialwissen­
schaftler und ehemals Direktor am Wissenschaftszentrum 
Berlin, die Denkschrift  »Von der Arbeitslosen­ zur Beschäft i­
gungsversicherung« in einer Publikationsreihe der Friedrich­
Ebert­Stift ung (Schmid, 2008). Darin skizziert er die Herausfor­
derungen und Umbrüche am Arbeitsmarkt, individuelle und 
entscheidungstheoretische Übergangsrisiken und entwirft  
die Grundzüge einer möglichen weiteren öffentlichen Ver­
sicherungssäule, die er als Beschäftigungsversicherung be­
zeichnet. Gelegenheitsstrukturen für berufliche Entwick­
lungen sollen eröff net werden, wozu verbesserte, öff entlich 
geförderte berufl iche Weiterbildungsmöglichkeiten zählen, 
die in eine proaktive Arbeitsmarktpolitik eingebunden wer­
den sollen. Dabei werden die »Existenz einer reichhaltigen 
Infrastruktur von regionalen Beratungs­ und Bildungsinsti­
tutionen« und »großzügige Bürgerrechte auf Weiterbildung 
und entsprechende Angebote durch private oder öff entliche 
Weiterbildungsträger« (Schmid, 2008, S. 23 und 34) diskutiert. 

Der Vorschlag fi ndet große Resonanz. Schmid wird in der 
Folge national wie international zu Vorträgen und Diskus­
sionen eingeladen. Eine politische Umsetzung ist zunächst 
aber nicht absehbar. 2012 / 2013 intensiviert sich das Interesse 1  www.zeit.de / 2010 / 10 / Fragen­an­Helmut­Schmidt / seite­4
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erneut, beginnend in SPD-Kreisen. Die Friedrich-Ebert-Stif­
tung gibt Expertisen aus juristischer, erwachsenenpädagogi­
scher, bildungssoziologischer oder -ökonomischer Perspekti­
ve in Auftrag (Hans et al., 2017; Käpplinger et al., 2013; Kocher 
& Welt, 2013; Kruppe, 2013), die zusammengefasst mehrere 
hundert Seiten umfassen. Parallel und nachgeschaltet kommt 
es zu einem über Jahre andauernden deliberativen Prozess 
mit zahlreichen öffentlichen und semi-öffentlichen Tagungen, 
Workshops oder Beraterkreisen. Aktivitäten zur Beschäfti­
gungsversicherung verzahnen sich mit anderen Initiativen 
wie z. B. Arbeit 4.0, allerdings wiederum ohne in konkrete Ge­
setzesvorhaben übersetzt zu werden. 

Im Jahr 2018 entsteht jedoch ein neuer Vorschlag aus dem 
SPD-geführten Bundesarbeitsministerium zu einem »Quali­
fizierungschancengesetz«, der  – nach einem sehr schnellen 
Konsultationsprozess primär mit Sozialpartnern sowie Wei­
terbildungsverbänden und oft ohne Beteiligung der vorhe­
rigen Akteure in Wissenschaft und Praxis  – schnell in eine 
Gesetzesvorlage gegossen und Ende 2018 beschlossen wurde 
und seit dem 1. Januar 2019 nun Gesetz ist. Für eine Detaildar­
stellung des Gesetzes und seine Umsetzung ist hier kein Raum 
(s. den Beitrag von Walter Würfel in diesem Heft), aber im Kern 
ist die Bundesagentur für Arbeit (BA) der zentrale Akteur, der 
Förderanträge für Weiterbildungsmaßnahmen von Betrieben 
oder Beschäftigten prüft. Bildungsberatungsleistungen der 
BA sollen ausgebaut werden, und es gibt einen gesetzlichen 
Anspruch auf Beratung zur Weiterbildung. Ein Recht auf be­
rufliche Weiterbildung wurde nicht geschaffen (wobei neuere 
Aussagen von Arbeitsminister Heil auf die Einführung eines 
solchen Rechts hindeuten).2 Insgesamt greift das Qualifizie­
rungschancengesetz Ideen des ursprünglichen Vorschlags 
von Schmid und den darauffolgenden Expertisen zwar auf, 
weicht aber davon mehrfach deutlich ab. Wirkung und Folgen 
dieses Gesetzes werden erst nach und nach deutlich werden – 
und evaluiert werden müssen. Allerdings kann schon jetzt 
vermutet werden, dass die Bedarfsprüfung bei einem Antrag 
auf Förderung relativ aufwendig ist und dass die dominante 
Rolle der BA sowohl in der Administration als auch bei der 
Durchführung der Beratungen hohe Nutzungszahlen eher 
unwahrscheinlich macht bzw. dass diese abhängig von der BA-
Geschäftspolitik erscheinen.

MILLA: Ideen aus der Mitte des Bundestags?

Im November 2018 schlagen vier CDU-Bundestagsabgeordnete 
nach einigen Monaten interner Überlegungen unter dem 
Schlagwort »Weiterbildungswende« das Konzept MILLA öffent­
lichkeitswirksam vor, was die Initiatoren selbst als »radikal« 

verstanden wissen wollen. MILLA steht für »Modulares Inter­
aktives Lebensbegleitendes Lernen für Alle« 3. Vor dem Hinter­
grund von aktuellen und prognostizierten Umbrüchen in der 
Arbeitswelt und der Digitalisierung wird forsch mit Videos 
sowie auf 41 Powerpointseiten mit Spiegelstrichen, Bildern, 
Grafiken und Schlagworten wie »Netflix der Weiterbildung« 
der Vorschlag skizziert. Es soll eine neue Digitalplattform ent­
stehen, auf der alle möglichen Weiterbildungsanbieter (einem 
weiten Verständnis folgend u. a. auch YouTuber) für die Bürge­
rinnen und Bürger kostenlose Onlinekurse anbieten, die sie je 
nach Arbeitsmarktbedarf und Nutzung staatlich refinanziert 
bekommen. Teilnahmebescheinigungen bzw. sog. »Kompetenz­
punkte« sollen für die Bürgerinnen und Bürger über MILLA 
digital hinterlegt werden und z. B. für Bewerbungen karriere­
bezogen nutzbar sein. Benachteiligte sollen durch ein Prämien­
system besonders zur Nutzung von MILLA animiert werden.

Das Konzept schlägt relativ hohe Wellen in der öffentlichen 
Diskussion. Überregionale Zeitungen berichten, und in Inter­
netforen wird es von Wissenschaft und Praxis intensiv disku­
tiert.4 Die eher kritischen Stimmen dominieren, wenngleich 
das Engagement der Abgeordneten prinzipiell begrüßt wird. 
Bereits im Dezember 2018 beschließt der CDU-Parteitag MILLA. 
Im Januar 2019 folgt eine Einladung in den Bundestag zu einem 
zweistündigen Expertenaustausch, an dem Verbände, Wissen­
schaft sowie vor allem Digitalunternehmen (vom Start-Up bis 
zu weltweiten Digitalkonzernen) teilnehmen. Es wird betont, 
dass man schnell handeln wolle und keine Bürokraten an dem 
Konzept beteiligt werden sollen. Insbesondere der aus der Di­
gitalbranche stammende Abgeordnete Thomas Heilmann, Vor­
sitzender des CDU-Arbeitskreises »Zukunft der Arbeit«, aus 
dem das MILLA-Papier stammt, forciert eine Produktentwick­
lung, die der neuen Leitbranche Digitales folgen solle. Deswe­
gen werde kein ausformuliertes Konzept vorgelegt, sondern 
das Produkt müsse im Prozess sich dynamisch entwickeln. Be­
denkenträger werden skeptisch beäugt, aber man bekundet die 
Bereitschaft, sich mit der Wissenschaft zusammenzusetzen. Der 
Vorschlag kommt aus der Mitte des Parlamentes, wenngleich 
die Herkunft des Hauptverantwortlichen Heilmann aus der 
(Digital-)Wirtschaft einen wesentlichen Faktor darstellt – und 
Politik nach Prinzipien eines Start-Ups gemacht werden soll. 
Prognosen hielten es für »nicht unwahrscheinlich, dass MILLA 
kommt und im Namen des digitalen Wandels mit Blaulicht und 
Martinshorn unterwegs Milliarden Steuergelder einem doch 
eher begrenzten Zweck zuführt« 5. Ende April 2019 ließ dagegen 
die Antwort der Regierung auf eine parlamentarische Anfrage 
der FDP im Bundestag vermuten, dass die Konzeption über das 
Stadium der Prüfung nicht hinauskommen wird.

2 � https: // de.reuters.com / article / deutschland-arbeit-oecd-idDEKCN1S11CV

3 � http: // stab-zukunftderarbeit.de / home 

4 � https: // wb-web.de / aktuelles / milla-initiative-fur-eine-weiterbildungswende.html 

oder www.jmwiarda.de / 2018 / 12 / 07 / was-will-milla

5 � https: // wb-web.de / aktuelles / milla-will-vor-allem-eines-schnell-da-sein.html 
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Vergleich von Entstehung und  
Weiterverfolgung der Konzepte

Hier kann aus Platzgründen kein elaborierter Vergleich beider 
Konzepte und der nachfolgenden Prozesse gezogen werden. Po­
litikwissenschaftliche Modelle des Politikzyklus könnten eine 
Orientierung bieten, wie sich solche Prozesse von der Problem­
definition über das Agenda-Setting, der Politikformulierung 
und der Entscheidungsfindung bis zur Politikimplementati­
on analysieren lassen. Im Folgenden werden die Beispiele im 
Hinblick auf das Agenda-Setting und die Politikformulierung 
sowie den Weg zur Entscheidungsfindung betrachtet – also die 
Fragen verhandelt, woher die Konzepte stammen und wie im 
weiteren Verlauf mit ihnen umgegangen wird.

Letztlich können Ideen und Konzepte von verschiedenen 
Akteuren in den politischen Prozess eingebracht werden. Es 
wäre eine Fehlinterpretation anzunehmen, dass Ideen im 
Mehrebenensystem der Weiterbildung nur top-down gene­
riert werden. Inklusion, Alphabetisierung und Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung mögen Gegenbeispiele zu den bei­
den Fallbeispielen sein, wo eher supranationale und interna­
tionale Prozesse die nationale und regionale Politik anstoßen, 
das Agenda-Setting also auf der inter- oder supranationalen 
Ebene stattfindet. Oft sind – und hier ist zwischen politischen 
Entscheidungsträgern und Verwaltung zu unterscheiden  – 
Administrationen die Orte, in denen Ideen für Weiterbil­
dungspolitiken entstehen und Konzepte entwickelt werden. 
Es stellt sich allerdings die kritische Frage, inwiefern Wissen­
schaft und Praxis der Erwachsenen- / Weiterbildung selbst 
Ideengeber sind. Oder kommen die Ideen eher – wie von dem 
Sozialwissenschaftler Schmid oder den MILLA-Abgeordne­
ten – von außerhalb dieser Felder? Wenn ja, warum ist das so? 
Finden die genuinen Ideen für neue Politiken aus dem Feld der 
Weiterbildung selbst nur kein Gehör in den Medien und bei 
Entscheidungsträgern?

Und wie geht es mit den Konzepten weiter, wenn sie ein­
mal in den politischen Prozess eingebracht wurden? Wenn 
man die Ideen der Beschäftigungsversicherung und von MILLA 
vergleicht, dann fallen unterschiedliche Zeitverläufe auf. Die 
Beschäftigungsversicherung wurde über mehr als ein Jahr­
zehnt lang deliberativ mit viel wissenschaftlicher Expertise 
verhandelt und erfuhr dann in einem kurzen Zeitfenster der 
beschleunigten Entscheidung eine ganz erhebliche Transfor­
mation. MILLA dagegen wurde nur kursorisch mit Akteuren 
außerhalb politischer Entscheidungsträger verhandelt, wis­
senschaftliche Bezugspunkte sind rar, und doch wurde es in 
enormer Geschwindigkeit zum Umsetzungsszenario. Es wäre 
allerdings verfehlt, MILLA als Symbol für einen Wandel hin zu 
Beschleunigung zu deuten. Auch in der Vergangenheit wurden 
neue Konzepte schnell in Politiken umgesetzt. Hier sei nur an 
die so genannten Hartz-Reformen und ihre tiefgreifende Neu­

regulation arbeitsamtsfinanzierter Weiterbildung erinnert, 
die auch kein Jahr vom Konzept bis zur Umsetzung brauchten. 

Wissenschaftliche Expertise wird mehr oder minder in 
diesen Prozessen genutzt. Es kann aber auch passieren, dass 
jahrelange Prozesse der Beratung und umfangreiche Experti­
sen wie bei der Kommission zur Finanzierung des Lebenslan­
ges Lernens nahezu komplett versanden. Genaue Analysen 
wären wichtig, um mehr darüber zu erfahren, warum manche 
Konzepte einen Durchbruch hin zur Umsetzung erfahren und 
andere nicht. Die Güte der Ideen und Konzepte allein dürfte 
nicht ausschlaggebend sein, sondern wohl eher, welche Unter­
stützer sich für die Ideen finden lassen oder ob schlichtweg 
der »Kairos« – der günstige Zeitpunkt – für eine Idee gekom­
men ist. Wie wichtig ist schnelles und überzeugendes Handeln 
der Beteiligten?

Experimentelle Politik als Lösung?

»Experimentelle Politik« beschreibt einen Ansatz, bei dem 
Konzepte weder lange beraten noch (allzu) schnell in Politik 
umgesetzt, sondern modellhaft in ausgewählten Regionen 
oder bei einer begrenzten Zahl von Personen empirisch kon­
trolliert implementiert und evaluiert werden, bevor es ggf. zu 
einer flächendeckenden Umsetzung kommt. 2018 initiierte 
beispielsweise die finnische Regierung ein Pilotprojekt zu 
einem bedingungslosen Grundeinkommen; im Bereich der 
Weiterbildung führten im Jahr 2006 Stefan C. Wolter und Do­
lores Messer (Wolter & Messer, 2009) in Kooperation mit dem 
schweizerischen Statistikamt ein Feldexperiment zu Weiter­
bildungsgutscheinen mit 2.400 Personen durch. Die mit solch 
einem Vorgehen verbundene Hoffnung ist, dass es weder lan­
ge theoretische Diskussionen noch eine vorschnelle Umset­
zung braucht, um Politik erfolgreich zu gestalten, wenn man 
neue Politiken zunächst im Kleinen testet. 

Allerdings zeigen die beiden Beispiele aus Finnland und 
der Schweiz sehr gut, dass auf der einen Seite Schnelligkeit 
und Eigendynamik von Politik und administrativem Handeln 
oft gar keine Zeit lassen, die gründliche Analyse der Evalua­
tion abzuwarten, und dass vor Auswertung des Pilotprojek­
tes schon neue Politiken gestartet werden, wie es in Finnland 
der Fall war. Auf der anderen Seite zeigt der schweizerische 
Fall, dass Experimente nicht wertfrei sind, sondern die theo­
retischen Modellannahmen und normativen Prämissen von –  
hier bildungsökonomischen  – Wissenschaftlern nur sehr be­
grenzt die intendierten wie nicht-intendierten Wirkungen 
von neuen Politiken im Blick haben. Auch experimentelle Po­
litik befreit also nicht von der Diskussion »widersprüchlicher 
Evidenzen zu den sozialen Erträgen, die sich überdies vielfach 
der Quantifizierung entziehen«, und »es ist … fraglich, ob die 
öffentliche Verantwortung allein aus ökonomischer Sachlogik 
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abgeleitet werden kann, sondern nicht auch Ergebnis politi­
scher Wertentscheidungen ist« (Timmermann, 2009, S. 422). 
Gleichwohl sind Ansätze experimenteller Politik weiter aus­
zuloten in Bezug auf ihre Nützlichkeit.

Fazit

Gerade in »postfaktischen« Zeiten besteht die Gefahr, dass 
Wissenschaft entweder – alles relativierend – bedeutungslos 
wird oder dass Wissenschaft überreagiert und suggeriert, ein 
rein an Fakten orientierter, neutraler Akteur zu sein. Viel­
mehr ist selbst die Entscheidung von Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern, lediglich beobachten zu wollen, einem 
bestimmten Wissenschaftsverständnis folgend bereits eine 
normative Entscheidung. Kritische Beobachtung und Aufklä­
rung sind wichtig. So könnte dieser Artikel hilfreich sein, um 
aktuelle positive wie negative Entwicklungen rund um das 
Qualifizierungschancengesetz oder MILLA transparent zu 
machen. Ist MILLA primär ein Instrument der staatlichen För­
derung der Digitalbranche? Ist das Qualifizierungschancenge­
setz ein Zerrbild der Idee einer Beschäftigungsversicherung? 
Natürlich müssen Entscheidungen nicht besser sein, wenn 
mehr Informationen zur Verfügung stehen, aber die Chance 
besteht. Die Versuchung kann heute sein, dass schnellem Han­
deln eine Überlegenheit zugesprochen wird, während delibe­
rative Prozesse als mühsam und überflüssig wahrgenommen 
werden. Letztlich braucht ein demokratisches Gemeinwesen 
aber solche Prozesse, um dem Wissen und den Perspektiven 
möglichst vieler Menschen Anerkennung zukommen zu las­
sen und nicht allein denjenigen der Mächtigen – wenngleich 
die Anerkennung verschiedener Perspektiven nicht meint, 
diese dann alle berücksichtigen zu können: Politik muss ent­
scheiden, und Kompromisse sind nicht immer möglich.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern steht es gut 
an, das eigene Involviertsein und die Interessen anderer Ak­
teure kritisch zu hinterfragen und gleichzeitig nicht in der 
Reflexion zu erstarren. Das Einspeisen von Evidenz und Er­
kenntnis bleibt wichtig, wenngleich man sich bewusst sein 
muss, dass Politik eigenen Handlungslogiken folgt, die ledig­
lich partielle Überschneidungen mit Handlungslogiken von 
Wissenschaft aufweisen. Allzu oft werden Ergebnisse der Wis­
senschaft nur genutzt, um bestimmte Interessen argumentativ 
zu untermauern. Es gilt, die Schnittfelder zwischen Politik, 
Wissenschaft und Praxis »trialogisch« (Robak & Käpplinger, 
2015) auszuloten und nicht der falschen Dichotomie zwischen 
Fakten und Fake zu verfallen oder Wissenschaft allein auf die 
Rolle als Ratgeber der Politik zu begrenzen.
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4 Fragen an …  
Eva-Maria Bosch

Wie  
wird erfolgreiche Weiter­
bildungspolitik gestaltet?

Wie messen Sie Erfolg? An Teilnah­
mezahlen, an Belegungszahlen, am 
Finanzbudget, am Wahlverhalten, an 
der Zufriedenheit der Bevölkerung? 
Mit dieser Frage stoßen Sie eigentlich 
eine große Diskussion an. Aus Ver­
waltungssicht gibt es dennoch einige 
wichtige Voraussetzungen für Erfolg. 
Da ist zum einen die Fachkompetenz:  
Es braucht eine sehr gute Kenntnis 
darüber, was Menschen und Wirt­
schaft im Feld der Weiterbildung 
benötigen. Es braucht aber auch 
einen klaren Auftrag, und zwar mög­
lichst aus dem politischen Raum: 
Wenn Vorhaben aus dem Parlament 
kommen, ist die Durchsetzungsmög­
lichkeit deutlich größer. Ideal ist es, 
wenn sich diese Vorhaben mit Bestre­
bungen der Verwaltung ergänzen.

Was  
ist die Aufgabe der 

Ministerialverwaltung?

Als Verwaltung befindet man sich 
inmitten widerstreitender Forderun­
gen verschiedener Akteure – des 
Parlaments, der politischen Parteien, 
der Verbände, der Praxis, – die alle 
unterschiedliche Interessen vertre­
ten und verfolgen. Die Verwaltung 
hat eine Scharnierfunktion, und die 
Verwaltungskunst besteht darin, die 
Balance zwischen den verschiede­
nen Interessen und Forderungen zu 
wahren und Vorhaben auf den Weg 
zu bringen, die handhabbar sind. 

Dr .  Eva-Maria  Bosch

war Leiterin des Referats Lebenslanges Lernen, 

Weiterbildung, Politische Bildung im Ministerium für 

Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg.
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Dazu gehört – gerade im Feld der 
Weiterbildung, die ja zumeist über 
mehrere Ressorts hinweg angesiedelt 
ist – auch die verwaltungsinterne 
Abstimmung. Entwürfe der Verwal­
tung sind eine Folie, die in der Innen- 
und Außenabstimmung immer weiter 
modifiziert werden, bis sie zur parla­
mentarischen Abstimmung gelangen. 
In diesem Sinne ist die Verwaltung 
auch gestaltend tätig.

Welche  
Rolle spielt die Ministerin 

bzw. der Minister?

Natürlich ist es so, dass die Hauslei­
tung die politischen Leitlinien vorgibt. 
Aber Weiterbildung steht grundsätz­
lich in Konkurrenz zu anderen Bil- 
dungsbereichen, die eine größere 
Lobby haben. Insofern hat die 
Hausleitung durch ihre Einstellung 
zur Weiterbildung einen sehr großen 
Einfluss: Wenn sie sich neutral ver­
hält und sich wenig einmischt, dann 
ist das mit einem großen Freiraum 
für die Referate verbunden, aber die 
politische Durch- und Umsetzung 
von Vorhaben wird schwieriger. Es 
gibt auch durchaus den Fall, dass 
die üblichen Vorurteile gegenüber 
Weiterbildung auch bei der Hauslei­
tung dominieren, dass Weiterbildung 
als uninteressanter Bereich gesehen 
und nicht unterstützt wird. Es gibt 
aber auch Hausleitungen, die sehr 
engagiert sind und überzeugt von 
der Idee des lebenslangen Lernens. 
Häufig ist das verbunden mit eigenen 
positiven Weiterbildungserfahrungen, 
was für das Feld der Weiterbildung 
ein Glücksfall sein kann.

Wann  
kommen die Akteure aus 

der Praxis ins Spiel?

Eigentlich laufend – ohne Akzeptanz 
der Praxis ist Weiterbildungspolitik 
kaum umsetzbar. Schon bei der An­
wendung bestehender Gesetze gibt es 
einen kontinuierlichen Austausch mit 
der Praxis: Was ist änderungsbedürf­
tig, was läuft gut? Wir haben auch bei 
neuen Vorhaben die unterschiedlichen 
Verbände immer sehr früh beteiligt 
und abgefragt, mit ihnen diskutiert. 
Allerdings ist es so, dass es die Praxis 
nicht gibt, sondern unterschiedliche 
Verbände mit je unterschiedlichen 
Interessen und Vorstellungen. Und ich 
finde es elementar, »Praxis« nicht auf 
die Verbände zu reduzieren. Sie sind 
als intermediäre Organisationen wich­
tig, aber ebenso wichtig ist es, die Er­
fahrungen und Probleme vor Ort zur 
Kenntnis zu nehmen, sich Informatio­
nen geben zu lassen, mit Leitungsper­
sonal, Lehrenden oder auch Teilneh­
menden direkt zu kommunizieren. Das 
scheint mir noch nicht ausgereizt.

n a c h f r a g e
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Durch seine Ecklage besitzt der Hessische Landtag einen 
sehr markanten Zugang. Es ist der Haupteingang des frü­
heren Stadtschlosses von Wiesbaden, das 1837 inmitten 
der Innenstadt errichtet wurde. Der zylindrische Eingangs­
bereich mit Treppe, Säulen und Balkon verbindet die bei­
den in die Straßenfront eingepassten Flügel des Schlosses. 
Auch wenn sich im Inneren repräsentative, reich verzierte 
Räume finden, macht die gesamte Anlage von außen einen 
vergleichsweise schlichten, fast unscheinbaren, zumindest 
aber wenig herrschaftlich-hoheitsvollen Eindruck. 

Doch der Landtag hat zwei Gesichter: An Plenartagen er­
folgt der Einlass über den (rückwärtigen) Zugang. Dort steht 
ein moderner und transparenter Neubau mit einer Fassa­
de aus hellem Kalkstein und viel Glas, in dem sich auch der 
Plenarsaal befindet. Foyers, Besuchergalerie und der Saal 
selbst sind großzügig, funktional und klar gegliedert. Ver­
bunden sind beide Gebäudeteile durch eine vierflügelige Tür 

(auf der einen Seite schlicht weiß, auf der anderen mit gol­
den eingefassten Kassetten-Elementen), die beide Bereiche 
deutlich voneinander trennt – ist sie geschlossen, lässt sich 
nicht erahnen, was sich dahinter verbirgt. 

Der Hessische Landtag ist jedoch nicht ausschließlich 
ein – zugegeben durchaus traditionsreicher – Ort der Po­
litik. Vielmehr ist er auch ein Lernort, an dem vermittelt 
werden soll, wie Politik gemacht wird. Mit unterschiedlich 
komplexen Angeboten wie Planspielen, Seminaren und 
Projekttagen lädt der Hessische Landtag verschiedene 
Zielgruppen ein, mehr über seine Arbeit zu erfahren. Für 
Lehrende etwa gibt es in Kooperation mit der Hessischen 
Landeszentrale für politische Bildung Seminare, die The­
men rund um das Parlament und die parlamentarischen 
Prozesse aufbereiten. Durch solche und ähnliche Ange­
bote wird die politische Arbeit am Ort des Geschehens 
nachvollziehbar und erlebbar gemacht. (JL)

Hessischer Landtag
Schlossplatz 1–3, 65183 Wiesbaden
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»Literalität und Teilhabe«
Alphadekaden-Konferenz 
7.–8. Mai 2019, Berlin

Magda Spaude (DIE  )

Die diesjährige Alphadekaden-Kon­
ferenz stand ganz im Zeichen der 
LEO-Studie 2018. Die erste Auflage, 
die »LEO – Level-One-Studie« von 
2011, erlangte breite öffentliche 
Rezeption. Denn eine Kernaussa­
ge war: 7,5 Millionen Menschen in 
Deutschland können nicht aus­
reichend lesen und schreiben, um 
angemessen an der Gesellschaft 
teilhaben zu können. So wurden 
die Ergebnisse der neuen Studie 
mit großer Spannung erwartet. Wie 
würde sich diese Zahl ändern?

Schon in den Eröffnungsreden 
wurden die Hauptbefunde verraten – 
die Zahl der funktionalen Analpha­
beten ist gesunken. Christian Luft, 
Staatssekretär im BMBF, nannte 
einige der Projekte der Alphadekade 
stellvertretend für alle Initiativen 
und befand deren Arbeit für beson­
ders wichtig, da die digitale Wis­
sensgesellschaft die Gefahr des Aus­
schlusses von gering literalisierten 
Menschen erhöhe. Prof. Dr. Alexander 
Lorz, Hessischer Kultusminister  
und Präsident der Kultusminister­
konferenz, stimmte zu und betonte, 
es werde mit dem Ende der Alpha-
Dekade im Jahr 2026 mit Sicher­
heit keinen Schlussstrich unter die 
Literalisierungsbemühungen geben.

Die Hauptergebnisse der Stu­
die wurden im Anschluss von Prof. 
Dr. Anke Grotlüschen, Leiterin der 
LEO-Studie, und Prof. Dr. Heike 
Solga, Sprecherin des LEO-Beirats, 
vorgestellt. Zunächst stellte Grot­
lüschen fest, dass die erste LEO-Stu­
die durch den Begriff des funktiona­
len Analphabetismus geprägt wurde, 
der sich aber als stigmatisierend 
und schlecht vermittelbar heraus­

gestellt habe. So komme es bspw. in 
Medien nach wie vor dazu, dass von 
Analphabeten gesprochen wird. Für 
die neue Studie entschied man sich 
dementsprechend, von »geringer Li­
teralisierung« zu sprechen. Insgesamt 
veränderte sich die Zahl der gering li­
teralisierten Personen auf den Alpha-
Levels 1 und 2 nicht signifikant, wohl 
aber auf Alpha-Level 3. Damit sank 
die Gesamtzahl der Menschen mit 
geringer Literalität von 14,5 Prozent 
der deutschsprechenden erwachse­
nen Bevölkerung auf 12,1 Prozent.

Im weiteren Verlauf der Konferenz 
wurden in Foren detaillierte Ergeb­
nisse zu funktional-pragmatischen 
(»Ich kann das tun.«) und zu kritisch-
hinterfragenden Kompetenzen (»Ich 
kann das beurteilen.«) sowie zum 
Zusammenhang von Literalität und 
Arbeit, Weiterbildung, Familie und 
Migration präsentiert. Alle Foren 
folgten demselben Muster: Zunächst 
wurden statistische Befunde von 
einem Mitglied des LEO-Teams 
vorgestellt, anschließend wurden 
die Daten von einem Wissenschaft­
ler bzw. einer Wissenschaftlerin mit 
besonderer Fachexpertise kom­
mentiert, danach wurden die Vor­
tragenden und eine Person aus der 
Praxis zu einer Podiumsdiskussion 
eingeladen und auch das Publikum 
einbezogen. Hier stellten Forsche­
rinnen, Praktiker und Vertreterinnen 
der Verwaltung viele Fragen. Be­
sonders beeindruckend waren die 
Beiträge der »Lernenden«, wie die 
selbstgewählte Bezeichnung war.

Den zweiten Konferenztag eröff­
nete Prof. Dr. Beatrice Rammstedt 
mit einem Vortrag zur Stabilität 
geringer Literalität bei Erwachsenen. 
Ein Hauptbefund war, dass ca. ein 
Drittel der Personen mit Lese- und 
Schreibschwierigkeiten im Laufe 
von sechs Jahren einen relevanten 
Kompetenzzuwachs erzielen konnte. 
Ein signifikanter Prädiktor sei dabei 
die Anzahl an Büchern im Haushalt – 

eine Variable, die im Plenum kritisch 
diskutiert wurde, deren Validität 
die Referentin aber erläuterte.

Im Forum Literalität und Migrati­
on wurde berichtet, dass 78 Prozent 
der im Deutschen gering literali­
sierten Personen mit einer anderen 
Erstsprache als Deutsch in einer an­
deren Sprache anspruchsvolle Texte 
lesen könnten. Als Praktiker leitete 
David Stops, Lehrer in Alphabeti­
sierungskursen und Dozent in der 
»Zusatzqualifizierung Alpha«, daraus 
folgende Fragen ab: Wie kann ich 
als Lehrer die schriftsprachlichen 
Ressourcen und Lernerkompetenzen 
sowie Lernstrategien meiner Kurs­
teilnehmenden besser berücksichti­
gen? Was für diagnostische Instru­
mente gibt es, die ich praktikabel im 
Unterricht einsetzen kann? Wie kann 
ich als Fortbildender das Thema an 
andere Lehrende vermitteln? Wichti­
ge Fragen, die sich aus den aktuel­
len LEO-Befunden entwickelten.

In der abschließenden Podiums­
diskussion mit unterschiedlichen 
Bildungs- und Literalitätsakteuren,  
beispielsweise der Kinder- und Ju­
gendbuchautorin Annette Langen, 
zogen die Teilnehmenden ein Fazit. 
Letztlich gilt, was Prof. Grotlüschen 
schon zu Beginn der Tagung verdeut­
lichte: dass gesellschaftliche Teilhabe 
mit geringer Literalität möglich sei, 
dass sich aber insbesondere bei den 
funktional-pragmatischen sowie den 
kritisch hinterfragenden Kompeten­
zen die Vulnerabilität der Betroffe­
nen zeige. Ihre Feststellung war, dass 
zwar kein Alphabetisierungsimpera- 
tiv bestehe, dafür aber einer für ein 
angemessenes Bildungsangebot.
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Gute Bildung  
in digitalen Welten
BMBF-Bildungsfor­
schungstagung, 12.–13. 
März 2019, Berlin 

Annika Clorius-Lehmann (DIE)

Auf dem Weg zum Veranstaltungsort 
passierte ich den Alexanderplatz, 
vorbei an der Weltzeituhr. Schon 
unzählige Male war sie für mich 
Treffpunkt oder nur unbemerkter 
Bestandteil der Umgebung. Heute 
fielen mir die Uhrenanlage und ihre 
Bauart jedoch besonders ins Auge.  
Denn mit ihrer symbolischen Welt­
darstellung transportiert die Uhr 
das Motto der diesjährigen BMBF-
Bildungsforschungstagung recht 
gut: Bildungswelten der Zukunft. 

Worin unterscheiden sich die­
se Welten, denkt man an die 146 
verzeichneten Orte und verschie­
denen Zeitzonen auf der Uhr? Wie 
sehen diese Welten aus, in denen 
zukünftig gute Bildung stattfindet? 
Anja Karliczek, Bundesministerin für 
Bildung und Forschung, hob in ihrer 
Eröffnungsrede die Bedeutung der 
Bildungsforschung hervor, die sich 
mit dem Wert des Lehrerberufs, mit 
Bildung übers ganze Leben hinweg 
und der Orientierung in der neuen 
digitalen Welt beschäftigt und in die 
investiert werden müsse. Erste Ant­
worten auf die Fragen lieferten un­
terschiedliche Beiträge der Tagung.

Zukunft wurde gesehen als Refe­
renz, Bestehendes zu prüfen, aber 
auch als Wert, Bisheriges weiterzu­
entwickeln. Unterschiedliche Welten 
als Orte der Bildung, in denen auf 
unterschiedliche Art und Weise – 
analog oder digital – gelernt wird: Es 
sind die großen Herausforderungen 
und tiefgreifenden technologischen 
Entwicklungen, deren Folgen sowohl 
Bildungsorganisationen als auch 
jeden Einzelnen betreffen und die 

flussung geht. Zudem werden sich 
durch »Learning-Tools« (Lernsoft­
ware) Lernarrangements verändern – 
und zwar sowohl in Schulen als auch 
in Weiterbildungsorganisationen. 

Zwischen den Foren konnten die 
Besucher über den »Marktplatz« 
schlendern und sich an insgesamt 
zehn Marktständen über BMBF-
geförderte Projekte informieren. 
Präsentiert wurden z. B. Studien­
ergebnisse zu Mehrsprachigkeit in 
Kindertagesstätten, das Infotelefon 
Weiterbildungsberatung, ein E-
Learning-Konzept zur Fortbildung 
von Lehrenden in der Weiterbil­
dung (EULE) und der Einsatz von 
digitalen Medien im Unterricht, um 
Lernprozesse zu unterstützen. 

Den Abschluss der Tagung 
bildete die Podiumsdiskussion, die 
»Bildungswelten der Zukunft und 
Internationale Perspektiven« be­
leuchtete. Eine der Kernaussagen 
passt zum eingangs erwähnten 
Bild von der Weltzeituhr: Bildung 
sollte überall, zu jeder Zeit, für 
jeden zur Verfügung stehen. 

im Fokus der Bildungsforschung 
stehen. Zwei Tage lang boten Ver­
treterinnen und Vertreter aus der 
Bildungsforschung, der Politik sowie 
der Praxis vielseitige Beiträge zu 
aktuellen Forschungsprojekten und 
Fragen zu allen Bildungssektoren. 
In den insgesamt 14 Foren fanden 
diverse Themen ihren Platz, vom 
Überwinden von Bildungsbarrieren 
über die Gestaltung von Bildungsbio­
grafien bis zur Frage, wie die digitale 
Welt Leben, Lernen und Arbeiten 
prägt. Beispielsweise referierte Prof. 
Dr. Ferdinand Eder von der Univer­
sität Salzburg über Makrotrends 
und lokale Entwicklungen speziell 
im Bildungswesen. Dabei setzte er 
einzelne Einflussfaktoren wie Indivi­
dualisierung, Globalisierung, Interna­
tionalisierung und Migration in Bezug 
zum Bildungswesen und fächerte ihre 
Bedeutung für die Gestaltung von 
Bildung der Zukunft auf. Eine seiner 
Thesen lautet, dass Schulen sich in 
den nächsten 15 bis 20 Jahren insti­
tutionell nicht grundlegend ändern 
werden. Sie werden an Bedeutung 
gewinnen, wenn es um soziale Beein­

Foto © Annika Clorius- 

Lehmann
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Freiheit oder Gleichheit?
Neue Erkenntnisse zum Zusammenhang zweier 

Grundwerte der Demokratie

Bürgerinnen und Bürger demokratischer Gemeinwesen sol­
len frei und gleich sein – so lauteten schon die Forderun­
gen der Französischen Revolution mit »liberté« und »éga­
lité« (wozu sich mit der »fraternité«, der Brüderlichkeit, 
noch die Solidarität gesellte). Von den Revolutionären als 
»perfekter Akkord« gerühmt, gibt es immer wieder Kritik 
an der »Dissonanz« (beides Sloterdijk) dieser Leitideen. Vor 
allem konservative und wirtschaftsliberale Denker wie der 
Ökonom Friedrich Hayek legen einen Zielkonfl ikt zwischen 
»Freiheit« und »Gleichheit« nahe: je stärker die Gleichheit, 
desto geringer die Freiheit der Einzelnen. Vollständige po­
litische Gleichheit könne zu einer Herrschaft der Massen 
führen, bei der Minderheiten unterdrückt würden; stärkere 
ökonomische Gleichheit setze stärkere Eingriff e durch den 
Staat – vor allem Umverteilung – voraus, die die (ökonomi­
sche) Freiheit der Einzelnen einschränke.

Doch gibt es tatsächlich diesen negativen Zusammen­
hang zwischen Freiheit und Gleichheit, so dass man sich für 
eines dieser beiden Ziele entscheiden muss? Heiko Giebler 
und Wolfgang Merkel vom Wissenschaftszentrum Berlin 
haben diese Frage empirisch überprüft. In einer Untersu­

Giebler, H. & Merkel, W. (2019). Schließen sich Freiheit und Gleichheit aus? Eine em­

pirische Antwort auf eine Grundfrage der Demokratie. Neue Gesellschaft / Frank-

furter Hefte (4), 52–56.

Giebler, H. & Merkel, W. (2016). Freedom and equality in democracies: Is there a 

trade­off? International Political Science Review 37 (5), 594–605.

chung von mehr als 50 sowohl etablierten als auch jungen 
Demokratien kommen sie zu einem anderen Schluss: So 
gebe es keinen erkennbaren »Trade­Off « zwischen Freiheit 
und Gleichheit. Dazu analysierten sie Daten zum »tatsäch­
lich und rechtlich gleichen Zugang zu politischer Macht 
und Beteiligung« (politische Gleichheit) und zur Einkom­
mensverteilung (ökonomische Gleichheit) aus den Jahren 
1990 bis 2012 und setzten sie in Verbindung zur »Freiheit« 
(Eigentumsrechte, Religions­, Meinungs­ und Informati­
onsfreiheit, Freizügigkeit und körperliche Unversehrtheit) 
in den jeweiligen Ländern. Im Gegenteil zu der von Hayek 
und anderen vorgebrachten These zeigt sich, dass größe­
re Gleichheit, sei sie politisch (→ abb. 1) oder ökonomisch 
(→ abb. 2), mit größerer Freiheit einhergeht. (Jr)

aBB. 1  Freiheit und politische Gleichheit
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aBB. 2  Freiheit und sozioökonomische Gleichheit *
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*  gemessen am Netto­Gini­Koeffi  zienten, wobei ein Wert von 0 völliger Einkommens­

gleichheit (alle bekommen dasselbe) und 100 völliger Einkommensungleichheit (eine / r 

bekommt alles und alle anderen nichts) entspricht.



w e i t e r  b i l d e n46

a u s l e s e

WOCHEN
SCHAU 
VERLAG

... ein Begriff für politische Bildung

www.facebook.com/
wochenschau.verlag

www.twitter.com/
Wochenschau.Ver

NON-FORMALE POLITISCHE BILDUNG
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Rassismuskritische politische Bildung
Theorien – Konzepte – Orientierungen 

Wie entsteht Rassismus? Welche Zusammenhänge gibt es zwischen Sprache und Rassismus? 
Sollte Rassismuskritik nicht Teil aller Bildungsarbeit sein? Diesen Fragen geht der Band Ras-
sismuskritische politische Bildung nach. Die Autor*innen widmen sich der vielschichtigen Aus-
di� erenzierung rassismuskritischer non-formaler Bildung und zeigen, welchen wichtigen Beitrag 
politische Bildung leistet, um Rassismus präventiv und aktiv entgegenzutreten.

ISBN 978-3-7344-0785-7, 224 S., € 24,90
E-Book: ISBN 978-3-7344-0786-4 (PDF) € 19,99

 Anke Grotlüschen, Sabine Schmidt-Lau� , Silke Schreiber-Barsch, Christine Zeuner (Hg.)

Das Politische in der Erwachsenenbildung
Peter Faulstich hat die Erwachsenenbildung in vielfältiger Weise beeinfl usst und sich in Wis-
senscha¡ , Praxis und Politik für sie engagiert. Seine Forderung lautete stets, „das Politische 
in der Erwachsenenbildung“ nicht aus den Augen zu verlieren. Eine Au� assung, die viele mit 
ihm teilen, in der Disziplin aber durchaus kontrovers diskutiert wird. Die Frage, was politisch an 
wissenscha¡ lichem Handeln ist, ob es politisch sein soll oder gar nicht sein darf, hat sich immer 
durch die Themenfelder gezogen, mit denen sich Peter Faulstich befasst hat. Dieser Band ver-
sammelt Ergebnisse der Tagung „Das Politische in der Erwachsenenbildung“ an der Universität 
Hamburg, die zur Erinnerung an Peter Faulstich (1946-2016) veranstaltet wurde.
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Politische Grundbildung 
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In der Fachdiskussion um Grundbildung und in der praktischen Bildungsarbeit ist die Dimensi-
on politischer Grundbildung bisher wenig beachtet. Der Sammelband verfolgt daher das Ziel, 
diese Diskussion voranzubringen. Es erfolgt eine Annäherung an Inhalte, Begri� e und Ziel-
gruppen politischer Grundbildung sowie an die praktische Umsetzung. Die Beiträge regen vor 
allem dazu an, Grundbildung kritisch zu denken. Dazu gehört die Kernfrage, wer mit welchen 
Interessen (politische) Grundbildung defi niert, fördert und ausgestaltet.
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Große Entwürfe zur Weiterbildung 
scheinen dieses Jahr Konjunktur 
zu haben. Nach dem cdu­Entwurf 
Milla für ein »Netfl ix der Weiterbil­
dung« (vgl. den Beitrag von Jochen 
Robes in diesem Heft) hat die Hein­
rich­Böll­Stiftung mit einem »böll.
brief« nachgezogen. Unter dem Titel 
»Weiterbildung 4.0: Solidarische 
Lösungen für das lebenslange Lernen 
im digitalen Zeitalter« schlägt ein 
Expertenkreis der Stiftung Maßnah­
men vor, die nicht weniger wollen als 
Weiterbildung (endlich) zur 4. Säule 
des deutschen Bildungssystems 
zu machen. Ähnlich wie bei Milla 
sind mutmaßliche Verwerfungen 
am Arbeitsmarkt 4.0 Legitimations­
grundlage für Milliardeninvestitionen 
des Bundes. Nur sind die Lösungs­
vorschläge des Böll­Expertenkreises 
gänzlich anderer Natur. Er setzt 
weder auf digitale Portalstrukturen 
noch auf eine sexy Begleitkommu­
nikation, sondern auf eine »neue 
Weiterbildungskultur«. 

Diese Kultur besteht aus »mehr 
öff entlicher Verantwortung«, und die 
Ideen, auf denen die 4. Säule ruhen 
soll, sind einem zum Teil schon früher 
begegnet: ein Bundesgesetz zur Wei­

terbildung, unabhängige Weiterbil­
dungsberatung, dQr­Klassifi zierung 
von Weiterbildungsgängen. Es gibt 
aber auch neue bemerkenswerte 
Überlegungen: Eine »eigenständige 
Profession ›Lehrer / in für Weiter­
bildung‹ könnte einen wesentlichen 
Beitrag zur Qualitätssicherung 
liefern« (4.1.4). Hier wird politisch ins 
Spiel gebracht, was längst totgesagt 
schien: eine Professionalisierung bis 
in die Bereiche des frei­ und neben­
berufl ichen Lehrpersonals hinein. 

Andere Vorhaben sind schon kon­
kreter ausformuliert: die Finanzie­
rung über eine »Arbeitsversicherung«, 
in die ein Prozent der Bruttolöhne 
von Arbeitgebern und Arbeitneh­
mern sowie ein Steuerzuschuss ein­
fl ießen; sodann ein Gremium, das 
über die Anerkennung von Weiterbil­
dungen und ihr modulares Zusam­
menspiel entscheidet. Dieses »Parla­
ment der berufl ichen Weiterbildung« 
soll in Analogie zur Erstausbildung 
am Bundesinstitut für Berufsbildung 
angesiedelt und dem dortigen Haupt­
ausschuss nachempfunden sein. 

Denn »Weiterbildung wird in ihrer 
Relevanz künftig der Erstausbil­
dung nicht nachstehen«, wie es in 

der Schlussbemerkung des Papiers 
ebenso stark wie entlarvend heißt. 
Denn von der gesellschaftlichen 
Herausforderung (Arbeitsmarkt) über 
die Entscheiderstrukturen (»Parla­
ment«) bis zur Finanzierung (Arbeits­
versicherung) sind alle Referenzen 
des Konzepts berufsbezogener Art. 
Damit ist die 4. Säule, die errichtet 
werden soll, keinesfalls die »Erwach­
senen­ und Weiterbildung« als Ganze, 
sondern lediglich ihr quantitativ 
bedeutsamster Teil, die »berufl iche 
Weiterbildung«. Dass diese Schwer­
punktsetzung der föderalen Struktur 
und damit der Bundeszuständigkeit 
für berufl iche Bildung geschuldet ist, 
liegt auf der Hand. Die Kehrseite der 
Medaille ist, dass damit die länder­
geförderte allgemeine Erwachsenen­
bildung etwas aus dem Blick gerät. 
Gleichwohl lohnt es sich, die Vor­
schläge des Expertenkreises genauer 
zu bedenken.

Berufl iche Weiterbildung 
als 4. Säule

peter brandt

Pothmer, B., Antony, P., Bayer M., Brümmer, U., 

Heister, M., Kruppe, T. & Schroeder, W. (2019). Weiter-

bildung 4.0: Solidarische Lösungen für das lebenslange 

Lernen im digitalen Zeitalter. Berlin: Heinrich­Böll­

Stiftung e. V.

 →  www.boell.de/de/2019/02/26/weiterbildung­
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Das Politische in der Erwachsenenbildung
Peter Faulstich hat die Erwachsenenbildung in vielfältiger Weise beeinfl usst und sich in Wis-
senscha¡ , Praxis und Politik für sie engagiert. Seine Forderung lautete stets, „das Politische 
in der Erwachsenenbildung“ nicht aus den Augen zu verlieren. Eine Au� assung, die viele mit 
ihm teilen, in der Disziplin aber durchaus kontrovers diskutiert wird. Die Frage, was politisch an 
wissenscha¡ lichem Handeln ist, ob es politisch sein soll oder gar nicht sein darf, hat sich immer 
durch die Themenfelder gezogen, mit denen sich Peter Faulstich befasst hat. Dieser Band ver-
sammelt Ergebnisse der Tagung „Das Politische in der Erwachsenenbildung“ an der Universität 
Hamburg, die zur Erinnerung an Peter Faulstich (1946-2016) veranstaltet wurde.

ISBN 978-3-7344-0725-3, 272 S., € 29,90
E-Book: ISBN 978-3-7344-0726-0 (PDF) € 23,99

  Barbara Menke, Wibke Riekmann (Hg.)

Politische Grundbildung 
Inhalte – Zielgruppen – Herausforderungen 

In der Fachdiskussion um Grundbildung und in der praktischen Bildungsarbeit ist die Dimensi-
on politischer Grundbildung bisher wenig beachtet. Der Sammelband verfolgt daher das Ziel, 
diese Diskussion voranzubringen. Es erfolgt eine Annäherung an Inhalte, Begri� e und Ziel-
gruppen politischer Grundbildung sowie an die praktische Umsetzung. Die Beiträge regen vor 
allem dazu an, Grundbildung kritisch zu denken. Dazu gehört die Kernfrage, wer mit welchen 
Interessen (politische) Grundbildung defi niert, fördert und ausgestaltet.

ISBN 978-3-7344-0540-2, 160 S., € 19,90
E-Book: ISBN 978-3-7344-0541-9 (PDF) € 15,99

Alle Titel der Reihe 
Non-formale politische 
Bildung unter: 
www.wochenschau-
verlag.de/non-formal
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Das gute Leben in  
einer wohlgeordneten  
Gesellschaft

Was bedeutet es, ein gutes Leben 
zu führen? Gibt es dafür allgemein­
gültige Bestimmungsmerkmale? 
Von welchen politischen und gesell­
schaftlichen Rahmenbedingungen 
ist das individuelle Leben abhängig? 
Und welche Rolle spielt Bildung da­
bei? Der Autor zeigt in seinem Buch, 
wie vielfältig die Antworten auf die 
eingangs gestellten Fragen ausfallen 
können, und kommt zu dem Ergeb­
nis, dass Bildung nicht bloß Mittel, 
sondern sogar Inhalt und Ziel eines 
guten Lebens ist. 

Fuchs, M. (2019). Das gute Leben in einer wohlge

ordneten Gesellschaft. Bildung zwischen Kultur und 

Politik. Weinheim: Beltz Juventa. 

Handbuch  
Methoden interkultureller 
Weiterbildung 

Wie man theoretisch fundiert und 
methodisch differenziert interkultu­
relle Weiterbildungen gestaltet, 
wurde bislang nur am Rande behan­
delt. Nun stellt ein neues Handbuch 
die wichtigsten methodisch-medialen 
Ansätze der interkulturellen Weiter­
bildung und ihre theoretischen 
Grundlagen vor. Neben klassischen 
Einsatzszenarien werden neue und 
ungewöhnliche Fallbeispiele darge­
stellt. Dennoch ist das Buch mehr als 
eine reine Methodensammlung, weil 
Interessierte hier hilfreiche Anleitun­
gen finden, die sie bei der Wahl geeig­
neter Methoden in interkulturellen 
Lehr- / Lernkontexten unterstützen 
sollen. 

Leenen, W. R. (Hrsg.) (2019). Handbuch Methoden 

interkultureller Weiterbildung. Göttingen: Vandenhoeck 

& Ruprecht.

Bildungsentscheidungen 
und lokales Angebot

Worin unterscheiden sich die Bil­
dungschancen in den unterschied­
lichen Regionen Deutschlands, und 
welche Auswirkungen hat der de­
mografische Wandel? Die Aufsatz­
sammlung nimmt sich der Frage 
an, welchen unmittelbaren Zusam­
menhang es zwischen individuellen 
Bildungsentscheidungen und -ange­
boten gibt. Die Beiträge werfen aus 
unterschiedlichen Perspektiven den 
Blick auf Mechanismen der Ungleich­
heitsproduktion und liefern damit 
nicht nur bildungs- und raumtheo­
retische Diskussionspunkte für die 
Wissenschaft, sondern generieren 
auch praxisrelevantes Wissen für  
die Politik. 

Sixt, M., Bayer, M., Müller, D. (Hrsg.) (2018). Bildungs-

entscheidungen und lokales Angebot. Die Bedeutung 

der Infrastruktur für Bildungsentscheidungen im 

Lebensverlauf. Münster: Waxmann.

Handbuch  
Bildungsarmut 

Welches Ausmaß Bildungsarmut hat, 
welche Ursachen und Folgen und 
mit welchen Strategien sie abgebaut 
werden kann, erörtert das Handbuch 
»Bildungsarmut«. Es liefert einen 
systematischen Überblick über aktu­
elle Forschungsergebnisse aus groß 
angelegten Erhebungen und kleiner­
en Studien und bündelt sie. Das 
Handbuch bietet eine Orientierungs­
hilfe, indem es aufzeigt, an welchen 
Stellen auf gesellschaftspolitischer 
Ebene Handlungsbedarf besteht und 
wo noch offene Forschungsfragen 
existieren. 

Quenzel, G. & Hurrelmann, K. (Hrsg.) (2019). Handbuch 

Bildungsarmut. Wiesbaden: Springer.

Handbuch digitale Medien 
und Wissensvermittlung im 
21. Jahrhundert  

In diesem Handbuch werden in kom­
pakter Weise die Grundkonzepte 
digitaler Medien aufgeführt. Es liefert 
damit einen übersichtlichen Einblick 
in die Vielfalt digitaler Medien und in 
den Umgang mit neuen Technologien. 
Zugleich eröffnet es neue Perspekti­
ven des wissenschaftlichen Arbeitens 
und der Wissensvermittlung.

Ressel, A. (2018). Handbuch digitale Medien und 

Wissensvermittlung im 21. Jahrhundert. Göttingen: 

Cuvillier.

Was Menschen bildet 

Angesichts einer ungewissen Zukunft 
und einer immer kürzeren Halbwert­
zeit von Wissen stellt sich die Frage, 
welche Bildung wir brauchen und 
wollen. Deutlich wird, dass das vor­
herrschende Verständnis von Bildung 
unter Maximen von wirtschaftlicher 
und politischer Verwertbarkeit und 
Anpassung nicht (mehr) ausreicht. 
Vielmehr sollte Bildung umwelt- und 
nachhaltigkeitsorientiert betrachtet 
werden. Das Buch gibt Auskünfte 
über Eckpunkte einer zukunftsfähi­
gen Persönlichkeitsbildung, indem 
in einem breiten interdisziplinären 
Reigen ausgewiesene Fachwissen­
schaftlerinnen und Praktiker aus 
Medizin, Ethnologie, Kultur- und 
Sozialwissenschaften, Pädagogik 
und Philosophie hilfreiche Klärungen 
anbieten. Rahmengebender Auf­
takt ist der exklusive Abdruck der 9. 
Sustainability Lecture an der HNE 
Eberswalde, gehalten vom Begründer 
des Alternativen Nobelpreises, Jakob 
von Uexküll. 

�Jung, N., Molitor, H. & Schilling, A. (Hrsg.) (2018). Was 

Menschen bildet. Bildungskritische Orientierungen für 

gutes Leben. Opladen: Budrich UniPress Ltd.
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4–29 N ovember	 2019

oncampus

Politische Teilhabe im Netz

Der Massive Open Online Course 
(MOOC) »Politische Teilhabe im Netz« 
auf der Plattform oncampus liefert 
Informationen und Impulse für Inter­
essierte an politischer Bildung. In vier 
Wochen werden vier zentrale Themen 
der politischen Teilhabe behandelt, 
angefangen beim zivilgesellschaftli­
chen Engagement und neuer Öffent­
lichkeit über Bürgerbeteiligung bis 
hin zu Kommunikation im Netz und 
Populismus. Die Teilnahme am MOOC 
ist kostenlos, eine Anmeldung ist 
allerdings erforderlich. 

→→ www.oncampus.de/politische_Teilhabe 

23–27 S eptember	 2019

Brüssel

Younger Staff Training  
der EAEA 

Zum neunten Mal findet im Septem­
ber das Younger Staff Training der 
European Association for the Educa­
tion of Adults (EAEA) statt. An vier 
Tagen lernen junge Erwachsenen­
bildner und -bildnerinnen die EU und 
die unterschiedlichen Ausrichtungen 
der Weiterbildung in Europa kennen. 
Sie erfahren mehr über die größeren 
politischen Rahmen der EU-Politik im 
Feld der Erwachsenenbildung und die 
Herausforderungen des Feldes. 

→→ �https://eaea.org/our-work/capacity- 

building/eaea-trainings

Ausstellungskatalog  
»100 Jahre vhs in Sachsen« 

Begleitend zur Wanderausstellung 
»100 Jahre vhs in Sachsen«, die 
noch bis Ende des Jahres in verschie­
denen Volkshochschulen gezeigt 
wird, ist ein Katalog erschienen. In 
der Begleitbroschüre sind alle 27 
Tafeln der Ausstellung abgebildet, 
die die wechselvolle Geschichte der 
Volkshochschulen zeigen. Neben den 
Tafeln liefert die Broschüre ergänzen­
de Hintergrundinformationen über 
eine der wichtigsten demokratischen 
Bildungseinrichtungen in Sachsen. 

Klemm, U., Lemke, T. & Mede-Schelenz, A. (2019).  

100 Jahre Volkshochschule in Sachsen. Chemnitz: 

Sächsischer Volkshochschulverband e. V.

Lehr- und Lernmaterialien 
für die interkulturelle Inte
grationsarbeit

Das Curriculum interculturALE bietet 
Kursleitenden und ehrenamtlichen 
Lernbegleiterinnen und Lernbeglei­
tern für niedrigschwellige Deutsch­
kurse in der Flüchtlingsarbeit einen 
Trainingskurs, der drei Module um­
fasst. Es werden darin u. a. die Rolle 
als Erwachsenbildner / in in einer 
Umgebung kultureller Vielfalt und 
die Erfahrungen und Hintergründe 
der Kursteilnehmenden thematisiert. 
Schließlich liefert das Curriculum in­
terculturALE Methoden, um gemein­
sam und voneinander zu lernen. 

→→ https://bit.ly/2IDLrzY 

18–20  september	 2019

Ulm

The Digital Turn

Im Mittelpunkt der Jahrestagung der 
Deutschen Gesellschaft für Wis­
senschaftliche Weiterbildung und 
Fernstudium e. V. (DGWF) stehen 
die verschiedenen Dimensionen der 
medial gestützten wissenschaftlichen 
Weiterbildung. Die Veranstaltung 
ermöglicht einen Austausch über 
hochschulische Rahmenbedingungen 
neuer Lernangebote, strategische 
Entwicklungen von Lehre im digitalen 
Zeitalter und fragt nach den Po­
tenzialen der Hochschulen, um den 
digitalen Wandel zu meistern. 

→→ �https://dgwf.net/termin/dgwf- 

jahrestagung-2019-in-ulm.html

25–27  september	 2019

Halle

Jahrestagung der  
Sektion EB

Die diesjährige Jahrestagung der 
Sektion Erwachsenenbildung widmet 
sich unter dem Titel »Vergangene 
Zukünfte – Neue Vergangenheiten« 
dem Thema der Geschichte bzw. der 
Geschichtlichkeit der Disziplin. Dabei 
wird der Blick u. a. auf neue wissen­
schaftliche Erträge aus der histori­
schen Erwachsenenbildung gerichtet 
und gefragt, ob Geschichtsverständ­
nis und Forschung einem Wandel 
unterlagen. 

→→ https://eb2019.paedagogik.uni-halle.de
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Lebenslanges  
Lernen als Versprechen
Bundespräsident  
Frank-Walter Steinmeier 
besucht das DIE

Jan Rohwerder (DIE  )

Die einzige Irritation kam zu Beginn: 
dass die schwarze Kanne Teewasser 
und keinen Kaffee enthielt. Aber die 
falsche Getränkewahl trübte die 
Stimmung des Bundespräsidenten 
beim Besuch des Deutschen Insti­
tuts für Erwachsenenbildung – Leib­
niz-Zentrum für Lebenslanges Lernen 
e. V. (DIE) keineswegs. Auf Einladung 
der Leibniz-Gemeinschaft gekom­
men, folgten Frank-Walter Steinmeier 
und seine Frau Elke Büdenbender 
aufmerksam und mit interessierten 
Nachfragen den Ausführungen der 
Doktorandinnen und Doktoranden 
des DIE, die Erkenntnisse aus ihren  
Forschungen präsentierten. 

»Wie wichtig Bildung und das 
Lernen auch im Erwachsenenal­
ter sind«, so der Bundespräsident, 
»wissen meine Frau und ich aus 
unserer eigenen Bildungsbiografie. 
Der Besuch hier im Institut zeigt uns: 
Erwachsenenbildung und lebens­
langes Lernen haben einen hohen 
Stellenwert. Die Aufgaben des DIE 
werden in Zukunft weiter wachsen.« 
Besonders Fragen des Zugangs zur 
Erwachsenenbildung und deren 
Bedeutung für die gesellschaftliche 
Integration von Menschen stießen 
auf großes Interesse. Auf Nachfrage 
des Bundespräsidenten erläuterte 
Josef Schrader, wissenschaftlicher 
Direktor des DIE, dass die Volks­

cher Beirat) unterstützen die Stra­
tegie des Instituts, sich stärker mit 
Universitäten innerhalb und auch 
außerhalb Nordrhein-Westfalens zu 
vernetzen. Aus Sicht des DIE dient 
diese Strategie dazu, universitäre 
und außeruniversitäre Forschung 
zu Themen der Erwachsenenbildung 
und des lebenslangen Lernens zu 
vernetzen und zugleich die Qualifika­
tionsmöglichkeiten von Nachwuchs­
wissenschaftlerinnen und Nach­
wuchswissenschaftlern des Instituts 
zu verbessern. Im Jahr 2018 hat 
das Institut in dieser Hinsicht große 
Fortschritte gemacht. So konnten 
Kooperationsverträge mit der Fern­
Universität Hagen, mit der Universität 
Bonn, der Universität Köln, der Uni­
versität Tübingen sowie der Univer­
sität Duisburg-Essen unterzeichnet 
bzw. zur Unterschrift vorbereitet wer­
den. Mit allen Universitäten wurden 
auf dieser Grundlage die Gespräche 
zum Aufbau und zur Weiterentwick­
lung gemeinsamer Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte vorangetrieben.

hochschulen immer noch zentral 
für die Erwachsenenbildung seien 
und besonders in Integrationsfra­
gen eine wichtige Rolle spielten.

Steinmeier hob die Bedeutung 
des lebenslangen Lernens hervor: 
Es sei ein Versprechen, für manche 
Menschen klinge es wie eine Bedro­
hung, vor allem aber sei es Realität in  
unserer sich wandelnden Welt. »Die 
Menschen müssen darauf vorbereitet 
werden. Sie dabei zu unterstützen, 
ist eine immer wichtiger werdende 
Aufgabe«, so Steinmeier. Die For-
schungen des DIE, aber auch die Ver- 
mittlung der gewonnenen Erkennt­
nisse in die Praxis werden dazu auch 
zukünftig einen Beitrag leisten.

Das DIE vertieft seine 
Kooperationen mit Uni
versitäten

Sowohl die Evaluationskommission  
2016 als auch die Organe und Gre­
mien des DIE (Mitgliederversammlung, 
Verwaltungsrat und Wissenschaftli­

Auf Einladung der Leibniz-Gemein­

schaft besuchten Bundespräsident 

Frank-Walter Steinmeier und seine 

Frau Elke Büdenbender das DIE.

Foto © die /  Rothbrust
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Verbundprojekt COLD
Erfassung professioneller 
Kompetenzen von DaZ-
Lehrkräften 

Moritz  Sahlender (DIE  )
Hannes Schröter (DIE  )
Josef  Schrader (DIE  )

Die deutsche Sprache gilt als Schlüs­
sel für die Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund. So sind 
Deutschkenntnisse eine der zentralen 
Voraussetzungen für gesellschaft­
liche Teilhabe, für Bildungserfolg 
und gute berufliche Perspektiven. 
Deutsch als Zweitsprache (DaZ) wird 
in Deutschland in der Regel in Schu­
len und in der Erwachsenenbildung 
vermittelt. Die zunehmende sprach­
liche und kulturelle Diversität der 
Lernenden stellt hierbei bildungs­
bereichsübergreifend zusätzliche 
Anforderungen an die professionellen 
Kompetenzen der Lehrkräfte. Seitens 
der Bildungspolitik wurde diese Her­
ausforderung bereits adressiert. Al­
lerdings steckt die Weiterentwicklung 
der Qualifizierung von Lehrkräften 
noch in den Anfängen – nicht zuletzt, 
weil empirische Daten zu den profes­
sionellen Kompetenzen der Lehren­
den im DaZ-Bereich fehlen. Auch 
mögliche Unterschiede im professio­
nellen Wissen, Verstehen und Handeln 
von Lehrenden im Schulwesen und 
Lehrkräften der Erwachsenenbildung 
wurden bislang noch nicht umfassend 

untersucht. Im Vorhaben »COLD – 
Competencies of school teachers and 
adult educators in teaching German 
as a second language in linguisti­
cally diverse classrooms« sollen die 
Kompetenzen von DaZ-Lehrkräften 
in Vorbereitungsklassen und Integra­
tionskursen detailliert erfasst und 
analysiert werden, um Empfehlungen 
für die Unterstützung und professio­
nelle Entwicklung Lehrender abzulei­
ten. Das interdisziplinäre Verbund­
projekt unter Leitung des Deutschen 
Instituts für Erwachsenenbildung – 
Leibniz-Zentrum für Lebenslanges 
Lernen (DIE) wird seit dem 1. April 
2019 für drei Jahre durch Mittel des 
Wettbewerbverfahrens »Leibniz –  
Kooperative Exzellenz« gefördert. Ne­
ben dem DIE sind das Mercator-Insti­
tut für Sprachförderung und Deutsch 
als Zweitsprache, das DIPF – Leib­
niz-Institut für Bildungsforschung 
und Bildungsinformation, das IPN – 
Leibniz-Institut für die Pädagogik der 
Naturwissenschaften und Mathema­
tik sowie die Universitäten Dortmund, 
Köln, Tübingen und Zürich beteiligt. 

→→ www.die-bonn.de/cold 

Wie kommt die  
Wissenschaft in die Praxis?
wbmonitor 2018 erschienen

Mit der Umfrage 2018 stellt wbmoni­
tor, eine Kooperation des Bundesin­
stituts für Berufsbildung (BIBB) und 
des Deutschen Instituts für Erwach­
senenbildung (DIE), Erkenntnisse  
zu bislang wenig erforschten Fragen 
des Transfers wissenschaftlichen 
Wissens in die Handlungspraxis von 

Weiterbildungsanbietern zur Ver­
fügung. Neben der Bedeutung von 
Wissenschaft und Forschung für die 
Praxis wird u. a. untersucht, welche 
Informationsquellen das Führungs­
personal der Einrichtungen nutzt 
und in welchen Formen Kontakte zu 
wissenschaftlichen Institutionen be­
stehen. Wie jedes Jahr informiert der 
Bericht über die wirtschaftliche Stim­
mungslage der Weiterbildungsbran­
che und deren Teilsegmente. Zudem 
werden diesmal insbesondere das 
Leistungsspektrum der Einrichtungen 
sowie deren Finanzierungsstruktu-
ren differenziert nach den verschie­
denen Anbietertypen analysiert.

Christ, J., Koscheck, S., Martin, A. & Widany, S. (2019). 

Wissenstransfer – Wie kommt die Wissenschaft in die 

Praxis? Ergebnisse der wbmonitor Umfrage 2018. Bonn: 

BIBB. 47 S., open access

→→ www.die-bonn.de/id/37002

Jahresbericht

Interessieren Sie sich für Themen, 
Projekte und Arbeitsschwerpunkte 
des DIE im letzten Jahr? Für unsere 
Forschungs- und Wissenstransfer­
leistungen für Wissenschaft, Politik 
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und Praxis der Erwachsenenbildung? 
Für die Highlights, die das Jahr 2018 
in besonderer Weise geprägt haben? 
Lesen Sie den DIE-Jahresbericht für 
2018; Sie finden ihn und den eng­
lischsprachigen »Annual Report« auf 
der Homepage des DIE. Print-Exemp­
lare des Jahresberichtes können be­
stellt werden unter info@die-bonn.de. 

→→ www.die-bonn.de/Jahresberichte

DIE-Neuerscheinungen

Popescu-Willigmann, S. & Remmele, 
B. (Hrsg.) (2019). ›Refugees Wel-
come‹ in der Erwachsenenbildung. 
Adressatengerechte Programmge-
staltung in der Grundbildung (Per­
spektive Praxis). Bielefeld: wbv.
ISBN: 978-3-7639-5978-5 (Print), 
978-3-7639-5979-2 (E-Book)
Ca. 190 S., 34,90 Euro

Mitarbeitende und Verantwortliche 
in Institutionen der Erwachsenenbil­
dung finden in diesem Band theore­
tisch fundiertes Erfahrungswissen 
sowie didaktische und methodische 
Empfehlungen für die Konzeption, 
Planung und Durchführung von 
Bildungs- und Begleitangeboten für 
Menschen mit einem Fluchthinter­
grund. Einen besonderen Fokus legt 
der Praxisband auf die differenzierte 
Darstellung der komplexen Lebensla­
ge und institutionellen Kontexte Ge­
flüchteter. Bildungsanbietende wer­
den so in systematischer Weise für 
die Lernvoraussetzungen geflüchte­
ter Menschen sensibilisiert, wodurch 
sich auch spezielle Anforderungen an 
das Bildungsangebot und den orga­
nisatorischen Rahmen erschließen.

Koschorreck, J. (2018). Open Educa-
tional Resources (OER) unter beson-
derer Berücksichtigung der Erwach-
senen- und Weiterbildung. Eine 
Auswahl-Bibliografie (texte.online). 
13 S., open access

→→ www.die-bonn.de/id/36994

Strauch, A., Lencer, S., Bosche, 
B., Gladkova, V., Schneider, M. & 
Trevino-Eberhard, D. (2019). GRE-
TA – kompetent handeln in Training, 
Kurs & Seminar. Das GRETA-
Kompetenzmodell (texte.online). 
32 S., open access

→→ www.die-bonn.de/id/37005

Ruf nach Chemnitz

Dr. Annika Goeze erhielt Rufe 
auf zwei erwachsenenpädagogische 
Professuren: Sie lehnte den Ruf an 
die Donau-Universität Krems / Ös­
terreich auf die Professur für Wei­
terbildungsforschung und Bildungs­
management ab und hat den Ruf 
der TU Chemnitz auf die Professur 
für Erwachsenenbildung und Wei­
terbildung zum Sommersemester 

2019 angenommen. Am DIE leitete 
sie seit 2013 die Nachwuchsgrup­
pe »Professionelle Kompetenzen 
des Weiterbildungspersonals«.

Personalia intern

Am 1.3. hat Hadjar Mohajerz­
ad als Doktorandin in der Abtei­
lung »Lehren, Lernen, Beraten« im 
Projekt »Digi-EBF« angefangen.

Seit dem 1.4. ist Saniye Al- 
Baghdadi wissenschaftliche Mitar­
beiterin in der Abteilung »Wissens­
transfer« im Projekt »Digi-EBF«.

Am 15.4. hat Dr. Lars Kilian 
seine Stelle als Redaktionsleiter der 
Online-Plattform wb-web angetreten.

Ebenfalls am 15.4. haben Petra 
Blinn als Assistenz in der Abteilung 
»Lehren, Lernen, Beraten« sowie im 
Projekt »Manage2Integrate« und 
Marcel Kaaf als Projektassistenz 
für das Projekt »GRETA II« begonnen.

Doris Grass ist zum 30.4. und 
Christiane Barth ist zum 30.5. 
aus dem Institut ausgeschieden.
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OER und die Kultur kollegialer Zusammenarbeit 

Offenheit, Entgegenkommen 
und Respekt
Jan Koschorreck

Offene Bildungsmaterialien werden auch in der Erwachsenenbildung 

immer wichtiger. Doch welche Fragen treiben die Lehrenden bezüglich 

OER um? Welcher Umgang mit OER scheint in der Erwachsenenbildung 

sinnvoll? Diese Fragen behandelt der Autor vor dem Hintergrund von 

Erfahrungen aus zwei Jahren Transferarbeit für die Informationsstelle 

Open Educational Resources.

Das Web ist ein Steinbruch für alle Arten von Dokumenten, 
Videos, Lerneinheiten und anderen Dingen, die das Leben von 
Lehrenden in der Erwachsenenbildung und Weiterbildung 
ungemein erleichtern, nicht selten aber auch Urheberrechts­
fragen aufwerfen. Das Konzept der Offenen Bildungsmateria­
lien (Open Educational Resources, OER) bietet allen Lehrenden 
die Möglichkeit, mit gutem Gewissen auf die Jagd nach guten 
Lehr- / Lernmaterialien zu gehen. Denn diese Materialien sind 
von den Urheberinnen und Urhebern »ab Werk« unter einer 
freien Lizenz veröffentlicht worden, also mit einer pauschalen 
Nutzungserlaubnis und Nutzungsbedingungen versehen. OER 
stehen damit in einer Linie mit anderen (digitalen) Bewegun­
gen hin zu einer Öffnung und freien Verbreitung von Wissen, 
z. B. der Wissensallmende, der Open-Access-Bewegung oder 
auch Open Source als Vorreiter im Bereich Softwareentwick­
lung. International ist das Konzept schon länger bekannt und 
hat in den letzten Jahren deutlich an Bedeutung gewonnen. So 
betrachtet die UNESCO offene Bildungsmaterialien als zentra­
les Werkzeug zur Erreichung eines der wichtigsten Ziele für 
Nachhaltige Entwicklung, namentlich den gleichberechtigten 
Zugang zu qualitativ hochwertiger Bildung für alle Menschen 
(UNESCO, 2017, S. 1). 

Hierzulande war man in puncto OER im internationalen 
Vergleich lange Zeit abgeschlagen. Die Förderlinie OERinfo des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) star­
tete 2017 mit einem beträchtlichen Budget und ambitionierten 
Zielen. Durch die Förderung von mehr als 20 Projekten aus 
allen Bildungsbereichen sollten das Konzept der Offenen Bil­
dungsmaterialien verbreitet und entsprechende Kompeten­
zen bei Lehrenden aufgebaut werden. Zusätzlich wurde eine 
zentrale Informationsstelle für Open Educational Resources 
aufgebaut (OERinfo, www.o-e-r.de). Neben der Bereitstellung 
und Verbreitung von Informationen zum Thema OER gehören 
auch die Vernetzung von Akteuren und der Transfer zwischen 
Bildungsbereichen zu den Aufgaben der Informationsstelle, 
die vom Leibniz-Institut für Bildungsforschung und Bildungs­
information (DIPF) koordiniert wird. Das Deutsche Institut 
für Erwachsenenbildung (DIE) fungiert hier als Transferpart­
ner für den Bereich Erwachsenenbildung und Weiterbildung.

Im Rahmen dieser Transferpartnerschaft führte das DIE 
zahlreiche Veranstaltungen und Beratungen zum Thema OER 
durch oder trug dazu bei. Die Adressaten waren so vielfäl­
tig wie das Feld: Lehrende an der Volkshochschule, Akteure 
der wissenschaftlichen Weiterbildung oder aus dem Bereich 
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Alphabetisierung und Grundbildung, um nur einige Beispiele 
zu nennen. Zu Beginn standen in den Veranstaltungen fast im­
mer lizenztechnische und pragmatische Aspekte des Themas 
im Mittelpunkt: Wie funktioniert das mit den Lizenzen und 
der Kennzeichnung? Wo finde ich OER, und wo kann ich mei­
ne eigenen (Misch-)Werke hochladen und digital verfügbar 
machen? Im Laufe der Zeit fiel dabei auf, dass von den Teilneh­
menden im Austausch und in den Diskussionen immer wieder 
sehr nachvollziehbare Bedenken zum Thema OER geäußert 
wurden;

1.  Wer garantiert die Qualität von OER?
2.  Sind OER geschäftsschädigend?
3. � Wie verhindere ich, dass jemand meine  

Materialien missbraucht?

Nachfolgend werden diese Fragen diskutiert. Dabei zeigt 
sich, dass es sich um Fragen handelt, die auch das Wesen der 
kollegialen Kultur im Bereich EB / WB betreffen.

Wer garantiert die Qualität von OER?

Die Qualität von offenen Bildungsmaterialien wurde seitens 
der Teilnehmenden häufig mit einem Fragezeichen versehen. 
Dabei wurden vor allem zwei Aspekte diskutiert: Zum einen 
die Tatsache, dass die Materialien kostenlos verfügbar ge­
macht werden. Hier scheint der implizite Begleitgedanke zu 
sein: »Was nichts kostet, ist nichts wert.« Darin lässt sich eine 
Parallele zur Open-Access-Bewegung in der Wissenschaft 
ziehen. Wurden entsprechende Veröffentlichungen von For­
schungsergebnissen noch vor einigen Jahren skeptisch beäugt, 
so ist die Publikation in  – für die Nutzerinnen und Nutzer 
kostenlosen  – OA-Journals inzwischen respektierte Praxis. 
Die damit einhergehende Verbesserung des Austauschs von 
und der Teilhabe an wissenschaftlichen Erkenntnissen ist in­
zwischen unstrittig (BMBF, 2016). Was kostenlos ist, muss also 

nicht zwangsläufig minderwertig sein. Im Bereich OER ist Wi­
kipedia ein oft genanntes Beispiel: Zwar gibt es immer wieder 
(durchaus berechtigte) Diskussionen zur inhaltlichen Qualität 
der Enzyklopädie, ihren Nutzwert stellt inzwischen jedoch 
niemand mehr grundsätzlich in Frage. 

Andererseits wird im Zusammenhang mit der Qualitätsfra­
ge häufig kritisch angemerkt, dass offene Bildungsmaterialien 
in der Regel nicht von einer externen Instanz bewertet werden, 
die dazu autorisiert und damit speziell befähigt erscheint (z. B. 
im Sinne eines Lektorats oder einer Redaktion). Dieser zweite 
Aspekt offenbart, wie sehr wir mit einem durch Verlage ge­
prägten Qualitätsverständnis sozialisiert worden sind.1 Dieses 
Modell wäre aber auf OER schlecht anwendbar, denn offene 
Bildungsmaterialien unterscheiden sich insofern fundamen­
tal von klassischen Verlagsprodukten, als sie durch ihre freie 
Veränderbarkeit eigentlich niemals »fertig« im Sinne klassi­
schen Produktdenkens sind. Hinsichtlich der Qualitätsprü­
fung sind sie damit sozusagen dauerhaft »auf Wiedervorlage«. 

Bleibt die Frage: Wer prüft dann? Die erste (und wahr­
scheinlich strengste) Instanz der Qualitätsprüfung sind si­
cherlich die Erschafferinnen bzw. Autoren des Materials: 
Freiberuflich Lehrende möchten sich wohl kaum durch die 
Veröffentlichung mangelhafter Materialien in den Augen der 
anderen abgewertet sehen. Die zweite Instanz sind die Kolle­
ginnen und Kollegen oder auch die (Online-)Community, die in 
der Regel ebenfalls aus Akteuren des jeweiligen Fachs oder 
Teilfelds besteht. Und schließlich obliegt es auch immer dem 
konkreten User bzw. der konkreten Nutzerin, zu beurteilen, 
ob ein bestimmtes Material für den Einsatz im eigenen Kurs 
geeignet ist. Dies bedeutet nicht, dass ein pauschales Für-gut-
Befinden von OER gerechtfertigt ist. Aber eine pauschale Attes­
tierung von qualitativer Minderwertigkeit entspricht ebenso 
wenig der Realität. Weiterführend scheint uns die Frage nach 
der Qualität verbunden mit der Frage nach der herrschenden 
(kollegialen) Kultur. Wenn die professionelle Community inte­
graler Bestandteil der Qualitätssicherung von OER ist, bekräf­
tigt die Arbeit mit diesen Materialien den hohen Stellenwert 
von (kollegialem) Feedback und der dazu notwendigen kon­
struktiven und respektvollen Kommunikation miteinander. 
OER als dauerhaft im Werden begriffene Werke fordern dazu 
auf, Mängel und Fehler nicht automatisch als Ausschlusskrite­
rien zu begreifen, sondern auch als Chancen für Verbesserun­
gen, die sich gemeinsam erarbeiten lassen.

1 � Am Beispiel von Schulbüchern hat sich allerdings eindrücklich gezeigt, dass auch ver­

lagsbetreute Lehrwerke nicht automatisch didaktisch gut gestaltet oder gar fehler­

frei sind (siehe hierzu den berüchtigten Test durch Stiftung Warentest im Jahr 2007;  

www.test.de / Schulbuecher-Schlechtes-Zeugnis-1577822-0). 

»Was kostenlos ist,  
muss nicht zwangsläufig 

minderwertig sein.«
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Sind OER geschäftsschädigend?

Bekanntermaßen ist es eine Eigenheit der Erwachsen- und 
Weiterbildung, dass die überwiegende Zahl der Lehrenden 
auf freiberuflicher Basis tätig ist. Faktisch stehen sie also in 
Konkurrenz zueinander. In diesem Zusammenhang wird  – 
auch in unseren Veranstaltungen – immer wieder die Frage 
aufgeworfen, ob es nicht unklug sei, das eigene Material zu 
veröffentlichen und damit Vorteile gegenüber der Konkur­
renz aufzugeben oder gar Nachteile in Kauf zu nehmen. Diese 
Bedenken sind verständlich und nachvollziehbar, denn sie tan­
gieren – zumindest auf den ersten Blick – die wirtschaftliche 
Existenzgrundlage des bzw. der Einzelnen. Es gibt gute Grün­
de, auf eine Veröffentlichung der eigenen Werke unter freier 
Lizenz zu verzichten (wie beispielsweise zur Wahrung von 
Betriebsgeheimnissen oder aus Datenschutzerwägungen). Es 
lassen sich jedoch durchaus stichhaltige Argumente dafür an­
bringen, dass die Wirtschaftlichkeit nicht dazu zählt: Zunächst 
einmal ist es logisch anzunehmen, dass ähnliche Anforderun­
gen ähnliche Lösungen nahelegen. Nie dagewesene und völlig 
neuartige Materialien sind in der Bildungspraxis dementspre­
chend selten auszumachen. 

Noch schwerer wiegt jedoch die Geringschätzung gegen­
über der eigenen Tätigkeit, die diesem Vorbehalt implizit ist: 
Wären Lernmaterialien in der Lage, alle Dinge abzubilden, 
die eine Lehrkraft in den Lernprozess einbringt, wäre es in 
der Tat keine gute Idee, das eigene Material frei und kostenlos 
zur Verfügung zu stellen. Aber Lehrende sind nicht in erster 
Linie Materialproduktionsmaschinen, sondern sie ermögli­
chen und begleiten Lernprozesse, die ihrer Natur nach immer 
schon sozial waren und auch in Zukunft sozial sein werden. 
Trotz oder gerade wegen der digitalen Möglichkeiten hält ein 
großer Teil der Erwachsenen Präsenzveranstaltungen weiter 
für sehr wichtig (Bertelsmann Monitor Digitale Bildung, 2018, 
S. 18). Die eigenen Materialien als hauptverantwortlich für 
den wirtschaftlichen Erfolg im Weiterbildungsmarkt anzuse­
hen bedeutet, den persönlichen Beitrag dazu einzig darauf zu 
reduzieren. 

Dagegen kann die Veröffentlichung eigener Materialien 
unter freier Lizenz für freiberuflich Tätige auch eine Chance 
beinhalten: Gefragte Materialien sind in der Regel wertig, und 
wertige Materialien wirken sich auf die eigene Reputation aus. 
Sie sind ein sichtbarer Qualitätsausweis – eine Art erweiterte 
Visitenkarte, nur ungleich eindrucksvoller. Denn sie sind ein 
kleines Schaufenster und bieten einen Blick auf das Fachwis­
sen des Autors bzw. der Autorin. Entsprechende Offenheit 
kann also z. B. für die Kundenakquise durchaus gewinnbrin­
gend sein. Die Veröffentlichung von eigenen Materialien als 
OER bleibt also eine Sache der individuellen Abwägung. Nie­
mand ist moralisch verpflichtet, selbsterstellte Lehr- und Lern­
mittel zur freien Verwendung zu veröffentlichen, geschweige 

denn ausnahmslos. Kritisch soll hier angemerkt sein: Nicht 
selten wird das Konzept der Offenen Bildungsmaterialien 
unnötig von einzelnen OER-Akteuren in dieser Weise ideolo­
gisch aufgeladen, so dass ein solcher Eindruck entstehen kann. 
Aber eine Entscheidung gegen die Veröffentlichung von Mate­
rial unter freier Lizenz ist zu respektieren – auch das ist eine 
Form der Offenheit. 

Wie verhindere ich, dass jemand meine  
Materialien missbraucht?

Die hinreichend kurze, juristisch sicherlich unvollständi­
ge Antwort auf diese Frage lautet: Es ist nicht möglich, Miss­
brauch eigener Werke zu verhindern, sobald sie in irgendei­
ner Weise (insbesondere im Internet) veröffentlicht oder z. B. 
im Rahmen eines Kurses weitergegeben wurden. Es ist aber 
sehr wohl möglich, rechtlich dagegen vorzugehen. Ob das be­
treffende Material eine offene Lizenz hat oder nicht, spielt da­
bei keine Rolle. Mit der Vergabe einer offenen Lizenz nimmt 
der Urheber seine Rechte wahr, um bestimmte Formen der 
Nutzung pauschal zu erlauben, und gibt sie nicht auf – immer 
noch ein landläufiges Missverständnis in Bezug auf OER. Zu 
den unveräußerlichen Urheberrechten gehört der Schutz der 
eigenen Werke vor Entstellung. 

Die Erfahrungen mit den (sämtlich frei lizenzierten) Tex­
ten der Online-Enzyklopädie Wikipedia zeigen, dass entspre­
chende Probleme eher mit dem Inhalt von Werken zusam­
menhängen als mit der Lizenz: Insbesondere kontroverse, 
vieldiskutierte und damit emotional aufgeladene Themen la­
den dazu ein, Sachverhalte zu entstellen (Yasseri, Spoerri, Gra-
ham & Kertész, 2014), der Großteil der Texte wird aber im Sinne 
des Verständnisses der Enzyklopädie bearbeitet. Die Erfah­
rung aus den Workshops ist, dass entsprechende Sorgen vor 
allem auf vorausschauender Vorsicht beruhen. Tatsächlich 
sind die Nachnutzenden in aller Regel durch die Lizenzbedin­
gungen verpflichtet, durch sie vorgenommene Änderungen 
am Original zu kennzeichnen. Dadurch fallen fragwürdige 
Manipulationen auf die verändernde Person zurück und nicht 
auf den Erschaffer bzw. die Erschafferin des Ausgangswerks. 
Trotzdem verlangt das Veröffentlichen und Verwenden von 
OER ein Entgegenkommen der beteiligten Akteure: Die Werk­
schaffenden vertrauen darauf, dass Nachnutzende respektvoll 
und verantwortungsbewusst mit den Materialien umgehen. 
Umgekehrt vertrauen die Nachnutzenden darauf, dass die 
Person, die das Material veröffentlicht, sorgfältig gearbeitet 
und zum Beispiel überprüft hat, ob das Material in all seinen 
Teilen unter freier Lizenz veröffentlicht werden darf. Auch an 
diesem Punkt zeigt sich: Ohne eine entsprechende Kultur des 
Vertrauens und des Respekts zwischen den Beteiligten funkti­
oniert das OER-Ökosystem nicht. 
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Lesson to learn: oer heißt auch Off enheit, 
Entgegenkommen und Respekt

Auf einer übergeordneten Ebene stellen Oer die Frage nach 
dem Verständnis von Eigentum im digitalen Zeitalter. Auf der 
Ebene der konkreten Bildungsarbeit trägt das Konzept der Of­
fenen Bildungsmaterialien durch die Nutzungsfreiheiten die 
Gedanken des Teilens und der Zusammenarbeit in sich. Diese 
für Oer zentralen Gedanken, aber auch die oben beschrie­
benen Bedenken der Lehrenden hinsichtlich der Qualität, 
Verwertbarkeit und Zweckentfremdung von Oer, tangieren 
meiner Ansicht nach unmittelbar Fragen der gemeinsamen 
Gestaltung der kollegialen Kultur. Damit sich das Konzept Of­
fener Bildungsmaterialien durchsetzen kann, ist es auf Men­
schen angewiesen, die aktiv teilen und zusammenarbeiten 
wollen. Dazu braucht es einen vertrauensvollen Umgang, der 
solches Handeln fördert und unterstützt. Somit bekräft igt die 
Arbeit mit Oer die Notwendigkeit von Offenheit, Entgegen­
kommen und Respekt. Die Erfahrungen der vergangenen zwei 
Jahre waren in dieser Hinsicht ermutigend, denn ein respekt­
voller Umgang war die Regel und nicht die Ausnahme.

Diese Lesson to Learn gilt ganz besonders für die bestehen­
de Oer­Community, also die Menschen, die ihre Materialien 
bereits unter freier Lizenz verbreiten und kostenlos zu Verfü­
gung stellen. Zahlenmäßig ist diese Gruppe zwar gewachsen, 
bleibt allerdings im Vergleich zu den Nutzenden klein – aber 
sie ist gut vernetzt und besteht aus sehr engagierten Men­
schen. Doch gerade dadurch läuft  sie Gefahr, als eine geschlos­
sene Gemeinschaft  oder gar als ein Zirkel verschworener Dog­
matiker wahrgenommen zu werden. Eine Abschottung stünde 
nicht nur in direktem Widerspruch zum Konzept von Oer, sie 
erwiese dem Oer­Gedanken zudem einen Bärendienst, indem 
sie Menschen davon abhielte, sich in die Community einzu­
bringen. Deshalb gilt es, einer solchen Entwicklung entgegen­
zuwirken: durch Entgegenkommen, durch Off enheit und Res­
pekt gegenüber Bedenken oder Nichtpartizipation, aber ohne 
missionarischen Habitus.
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Während Studien die Bedeutung des Handschreibens für Intelligenz, Sprachentwicklung oder Bildungs­
verläufe ermessen, stirbt Handschrift im Alltag der Erwachsenen mehr und mehr aus. Kein Wunder, man 
kann sie meistens ohnehin nicht lesen. In weiter bilden dürfen Protagonisten der Erwachsenen­ und 
Weiterbildung oder Personen des öff entlichen Lebens eine Schriftprobe abliefern. Sie geben damit Un­
erwartetes von sich preis. Nicht nur weil sie schreiben, was sie schreiben, sondern auch wie. Zum Vervoll­
ständigen liefern wir fünf Satzanfänge – für jeden Finger einen.

Gute Bildung ist …

Wenn ich Bildungsministerin wäre, …

In der Erwachsenenbildung und Weiterbildung habe ich gelernt, …

Mein berufl iches Steckenpferd …

Ich bin die geborene Dozentin für …

In der Erwachsenenbildung und Weiterbildung habe ich gelernt, …

Mein berufl iches Steckenpferd …

Wenn ich Bildungsministerin wäre, …

Mechthild tillMann ist ehemalige Direktorin der Vhs Rhein­Sieg.
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Unsere nächsten Themenschwerpunkte

au s g a b e  3  —  2 0 1 9  (erscheint im September) 

Ästhetik
Ein ästhetischer Diskurs über Erwachsenenbildung ist im 
Feld nicht weit verbreitet. Und doch werden in Erwachse­
nen- und Weiterbildung ästhetisch erfahrbare Bildungs­
welten konstruiert: in der Ausstattung von Räumen, der In­
szenierung von Kursen oder Programmen. Und kann nicht  
(nahezu) jeder (Lern-)Prozess auch ästhetisch erfahren und 
verstanden werden? Den blinden Flecken der Alltagspraxis 
möchte weiter bilden auf die Spur kommen und dabei 
den Sinn für ästhetische Urteile schärfen.

Die gesundheitsförderliche Wirkung von Yoga ist 
inzwischen unbestritten. Auch wenn Schätzun­
gen des Bundesverbands der Yogalehrenden in 
Deutschland hochgegriffen scheinen, dass »jeder 
Fünfte Yoga praktiziert oder vorhat, in den nächs­
ten 12 Monaten mit Yoga zu beginnen«, ist Yoga zu 
einem verbreiteten und anerkannten Bewegungs­
sport geworden. Und so besteht nicht nur die 
Möglichkeit, sich die Kosten für Yogakurse durch 
die Krankenkassen zumindest anteilig erstatten 
zu lassen – wie das Landesarbeitsgericht Berlin-
Brandenburg urteilte, kann ein Yogakurs unter 
Umständen als Bildungsurlaub anerkannt werden. 
Verhandelt wurde über einen fünftägigen Yoga­
kurs mit dem Titel »Erfolgreich und entspannt im 
Beruf mit Yoga und Meditation« an einer Volks­
hochschule. Da der berufliche Bezug deutlich sei, 
urteilten die Richter, sei eine Anerkennung als Bil­
dungsurlaub – und damit das Recht auf bezahlten 
Sonderurlaub – rechtens: »Der Begriff der beruf­
lichen Weiterbildung ist grundsätzlich weit aus­
zulegen. … So soll die Anpassungsfähigkeit und 
Selbstbehauptung von Arbeitnehmern im sich be­
schleunigenden technischen und sozialen Wandel 
gefördert werden. Auch ein Yogakurs mit einem 
geeigneten didaktischen Konzept kann diese Vor­
aussetzungen erfüllen.« (JR)
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Namaste!

Einsendungen zu den Themenschwerpunkten sind erwünscht. Bitte nehmen Sie hierzu frühzeitig Kontakt mit der Redaktion auf. 

Änderungen der Planung vorbehalten. weiter-bilden@die-bonn.de

au s g a b e  4  —  2 0 1 9  (erscheint im Dezember) 

Künstliche Intelligenz
Künstliche Intelligenz (KI) ist in den meisten Bereichen des 
Lebens angekommen und auch aus Lehr-/Lernprozessen 
nicht mehr wegzudenken. Doch was genau ist eigentlich KI –  
und welchen Nutzen hat sie für die Erwachsenenbildung? 
Welche Potenziale haben Learning-Analytics-Ansätze und 
Bots? Und wird »Erfahrung« als Komponente menschlicher 
Urteilskraft irgendwann von KI überholt? weiter bilden 
möchte klären, was KI in der Erwachsenenbildung potenzi­
ell ermöglicht.
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Verfassung?
in guter

politik

a u s g a b e  2  —  2 0 1 9

»Auf die Stärken  
von Menschen schauen«

Bildungsministerin  
Anja Karliczek im Gespräch Eine neue  

Weiterbildungskultur?
Das Qualifizierungs­

chancengesetz Die Nationale  
Weiterbildungsstrategie 

beleuchtet von Arbeitgebern  
und Gewerkschaften

weiter bilden
DIE Zeitschrift für Erwachsenenbildung

Die Weiterbildung ist ein Politikfeld, das im Vergleich 
zu anderen Bildungsbereichen für wenig Streit sorgt. 
Doch gerade in der jüngeren Zeit gab es Änderungen 
der (gesetzlichen) Rahmenbedingungen und viele 
weitere Vorschläge, Konzepte und Impulse, die weit-
gehende Auswirkungen auf das System der Erwachse-
nen- und Weiterbildung haben können. weiter bilden 
blickt auf diese neueren Entwicklungen der Weiterbil-
dungspolitik.
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